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1 Vorwort

Neu- und Umbauten von Krankenhdusern stellen besondere Herausforderungen an die
am Bau beteiligten Personen. Fiir unterschiedliche Zwecke miissen die Krankenhduser
so gestaltet werden, dass sie den Patienten ebenso wie den Beschiftigten und den Be-
suchern gerecht werden.

Als Fachkraft fiir Arbeitssicherheit, Technischer Leiter oder Bauplaner wird von lhnen
erwartet, dass Sie bei Neu- oder Umbauten den Bauherren umfassend beraten kénnen.

Dies ist umso wichtiger, da in einigen Bundesldndern die staatliche Arbeitschutzverwal-
tung keine Priifungen im Baugenehmigungsverfahren mehr durchfiihrt.

In der Vergangenheit haben leicht erreichbare Informationen zu den baulichen Anforde-
rungen aus Regelungen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz und Hinweisen zu deren
Umsetzung fiir die an der Planung von Krankenhdusern Beteiligten gefehlt.

Mit dieser Informationsschrift werden die wichtigsten, in vielen Bereichen im Kranken-
haus geltenden Vorschriften und Normen, arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse, In-
formationen von Fachgesellschaften und die Erfahrungen der Unfallversicherungstrager
zusammengestellt.”

Diese Informationen enthalten Hinweise und Empfehlungen, die die praktische Anwen-
dung von Rechtsvorschriften zu einem bestimmten Sachgebiet oder Sachverhalt er-
leichtern sollen. Sie sollen dem Praktiker vor Ort bei Planung und Bauma3nahmen eine
Hilfestellung bei der Umsetzung der Pflichten aus den staatlichen Arbeitsschutzvor-
schriften oder den Unfallverhiitungsvorschriften geben.

Die hier enthaltenen Empfehlungen schlie3en andere, mindestens ebenso sichere
Losungen nicht aus.

Werden im Text Hilfsverben wie z. B. ,,miissen®, ,,konnen*, ,hat zu“, ,,ist zu“ verwendet,
so ergeben sich diese Verpflichtungen aus den zitierten Quellen.

Die in dieser Information in Bezug genommenen Vorschriften und Regelungen geben
den Stand des Redaktionsschlusses vom 1. September 2014 wieder.

Diese Informationsschrift erhebt nicht den Anspruch der Vollstandigkeit und kann auch
keine Gewahr fiir die Aktualitdt der Angaben iibernehmen. Fiir den Praktiker sollte sie
eine Art Checkliste darstellen, aus der er ersehen kann, ob an alle wesentlichen Themen
gedacht wurde.
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2 Rechtssystem und Rechtsgrundlagen

Im Folgenden werden die Rechtsgrundlagen im Hinblick auf ihre
Qualitat beschrieben.

Die Quellen sind Richtlinien der Europdischen Union, Bundesge-
setze und Rechtsverordnungen des Bundes, Landesgesetze und
-verordnungen, Satzungen und andere Rechtsquellen.

Im Arbeits- und Gesundheitsschutz sind der Staat und die Un-
fallversicherungstrager gemeinsam fiir die Rechtssetzung und
Uberwachung zustindig.

Gesetze sind allgemein verbindliche Rechtsvorschriften, die die
Rechte und Pflichten der ihrem Geltungsbereich unterworfenen
Personen regeln.

Beispiel: Chemikaliengesetz

Verordnungen konkretisieren Gesetze und konnen erlassen
werden, wenn ein Gesetz existiert, in dem die Ermachtigung zum
Erlass dieser Verordnung niedergeschrieben ist.

Beispiel: Gefahrstoffverordnung

Unfallverhiitungsvorschriften (UVV) sind autonome Rechtsnor-
men der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung. Sie sind
unmittelbar verbindlich fiir die Mitglieder des Unfallversiche-
rungstrdgers, der diese erlassen hat.

Die Unfallverhiitungsvorschriften sind auch ,,allgemein aner-
kannte Regeln der Technik®.

Sie kdnnen in Bereichen, in denen sie nicht unmittelbar gelten,
wichtige Bewertungsmafistdabe sein.

Gesetze, Verordnungen und Unfallverhiitungsvorschriften sind
verbindlich!

Unterhalb des verbindlichen Rechts, erarbeiten die Unfallversi-
cherungstrager zusatzliche Hilfestellungen fiir die Unternehmen
in Form von unverbindlichen Regeln und Informationen.

Technische Regelwerke werden von fachkundigen staatlichen
Ausschiissen aufgestellt. Sie sind ,,allgemein anerkannte Regeln

Staatliches Recht

Recht der
Unfallversicherungstrager

Recht der Sozialpartner

Richtlinien und Regeln
versch. Regelsetzer

gong

A

Tarifvertrage

Abb.1 Hierarchie der Rechtsnormen im Arbeitsschutz, Quelle: BGW




Rechtssystem und Rechtsgrundlagen

der Technik” und konkretisieren Gesetze, Rechtsverordnungen
und autonome Rechtsnormen. Eine Abweichung von ihren Fest-
legungen ist dann zuldssig, wenn das angestrebte Ziel der
Rechtsnormen zwar auf andere Weise, aber nachweislich min-
destens in gleicher Qualitat erreicht wird.

Beispiel: Technische Regeln fiir Gefahrstoffe, TRGS; Technische
Regeln fiir Betriebssicherheit TRBS

Regeln der Unfallversicherungstrédger, insbesondere Branchen-
regeln, verbinden staatliche Regeln mit branchenspezifischen

Inhalten und ergdnzen sie z. B. durch Erfahrungswissen der Un-
fallversicherungstrager und Aspekte der Gesundheitsférderung.

In den letzten Jahren wurde die Anzahl der Unfallverhiitungsvor-
schriften reduziert und durch staatliches Arbeitsschutzrecht
ersetzt. Neue Unfallverhiitungsvorschriften werden nur noch
dort erlassen, wo es im staatlichen Recht keine Regelung gibt.

Das autonome Satzungsrecht der Unfallversicherungstrager
beriicksichtigt den Vorrang des staatlichen Rechts. Zugleich
stellt die Unfallverhiitungsvorschrift ,,Grundsétze der Praventi-
on“ (DGUV Vorschrift 1)2 durch die Inbezugnahme staatlichen
Rechts sicher, dass sich die Unfallversicherungstrager bei der
Erfiillung ihres Praventionsauftrags auch auf staatliche Arbeits-
schutzvorschriften stiitzen kdnnen. Die Unfallversicherungstra-
ger konnen hierdurch die notwendigen Mainahmen auch des
staatlichen Arbeitsschutzes auf der Grundlage des SGB VII
durchsetzen.

Deregulierung und Schutzziele

Die fortschreitende Deregulierung im Arbeitsschutz, weg von
konkreten Vorgaben, hin zu Schutzzielen spiegelt sich in den
neuesten Vorschriften und Regeln wieder. Die Arbeitgeber sind
in der Pflicht, die Arbeitssysteme so zu gestalten, dass von ih-
nen keine nicht akzeptablen Erkrankungs- und/oder Verlet-
zungsrisiken ausgehen. Das Schutzziel beschreibt das erforder-
liche Sicherheitsniveau der Arbeitssysteme. Schutzziele driicken
Forderungen und Vorgaben aus, die Sicherheit und Gesundheit
bei der Arbeit zum Inhalt haben. Sie legen den sicheren Soll-Zu-
stand fest und sind in der Regel in Gesetzen, Verordnungen,
Unfallverhiitungsvorschriften, Normen u. d. enthalten.

Im Folgenden werden Rechtsgrundlagen, die den Arbeits- und
Gesundheitsschutz beeinflussen, kurz dargestellt.

Baurecht

Das Baurecht tangiert die Sicherheit und Gesundheit in vielen

Bereichen, z.B. bei der Gestaltung von Arbeitsstatten, bei
Flucht- und Rettungswegen, beim Larmschutz, Brandschutz,

beim barrierefreien Bauen. Diese Regelungen findet man tber-
wiegend im o6ffentlichen Bereich.

Baurecht bezeichnet die Gesamtheit der Rechtsnormen, die das
Bauen betreffen. Dabei wird tblicherweise unterschieden zwi-
schen dem

privaten Baurecht — umfasst die Rechtsnormen des Zivilrechts —
und dem

offentlichen Baurecht — jene Teile des 6ffentlichen Rechts, die

(auch) Bauvorhaben betreffen. Innerhalb des 6ffentlichen Bau-

rechts wird nochmals unterschieden zwischen dem

e Bauplanungsrecht — den Normen, die die Bebaubarkeit von
Grundstiicken regeln; in Deutschland sind dies im Wesentli-
chen die Vorschriften des Baugesetzbuches — und dem

e Bauordnungsrecht — den Normen, die nahere Vorschriften fiir
einzelne Bauvorhaben regeln wie z. B. Sicherheits- und
Gestaltungsvorschriften

Bauordnung

Das Baurecht liegt in Deutschland im Regelungsbereich der
Lénder, d. h. jedes Bundesland hat eine eigene Bauordnung
erlassen. Die Grundlage fiir die Landesbauordnungen bildet die
Musterbauordnung® vom November 2002, zuletzt gedndert im
September 2012, erarbeitet von der ARGEBAU (Arbeitsgemein-
schaft der Bauminister der Lander). Trotz der gemeinsam erar-
beiteten Musterbauordnung unterscheiden sich die Landesbau-
ordnungen in einigen Punkten.

Die Bauordnungen befassen sich unter anderem mit folgenden

Themen:

¢ Anwendungsbereich und Begriffshestimmungen

e Abstandsflachen, Verkehrsflachen

e Anforderungen an Standsicherheit, Warme- und Schallschutz,
Brandschutz, Rettungswege, barrierefreies Bauen

e Baugenehmigungsverfahren

e Bauiiberwachung

Einige Bundeslander haben zu ihren Bauordnungen zusatzlich
Verwaltungsvorschriften, Ausfiihrungsverordnungen oder Durch-
filhrungsverordnungen erlassen.

Sonderbauvorschriften

Zusatzlich zur allgemeinen Bauordnung kénnen und werden
Sonderbauten in entsprechenden Vorschriften geregelt, z.B.



Versammlungsstatten, Beherbergungsstadtten, Hochhduser oder
Krankenhduser.

Sonderregelungen fiir Krankenhduser haben aber nur wenige
Bundesldander wie:

Baden-Wiirttemberg: Hinweise des Wirtschaftsministeriums
tiber den baulichen Brandschutz in Krankenhdusern und bauli-
chen Anlagen entsprechender Zweckbestimmung vom 26. April
20074

Brandenburg: Verordnung iiber bauaufsichtliche Anforderungen
an Krankenhduser und Pflegeheime im Land Brandenburg

BbgKPBauV — Brandenburgische Krankenhaus- und Pflege-
heim-Bauverordnung vom 21. Februar 2003, zuletzt gedndert
19.12.2006%

Berlin: Verordnung {iber Errichtung und Betrieb von Krankenhdu-

sern, Krankenhausaufnahme, Fiilhrung von Krankengeschichten
und Pflegedokumentationen und Katastrophenschutz in Kran-
kenhdusern

KhsVO - Krankenhaus-Verordnung vom 30. August 2006°

Nordrhein-Westfalen: Verordnung tiber den Bau und Betrieb von
Krankenhdusern

KhBauVO — Krankenhausbauverordnung vom 21. Februar 1978,
aufBer Kraft seit 31.12.2009

Saarland: Richtlinie Giber den Bau und Betrieb
von Krankenhdusern

KhBauR — Krankenhausbaurichtlinie vom 1. Mdrz 2003, zuletzt
gedndert 17.07.20087

Sachsen-Anhalt: KrBauR — Richtlinie tiber den Bau und Betrieb
von Krankenhdusern vom 21. Mai 2002, auf3er Kraft 31.12.2007

Sachsen: Richtlinie des Sdachsischen Staatsministeriums

des Innern {iber den Bau und Betrieb von Krankenh&dusern und
Pflegeheimen (Sachsische Krankenhaus- und Pflegeheimbau-
richtlinie — SdchsKhPfBauR) Entwurf vom 07.01.20058)

Schleswig-Holstein: Standardprogramm fiir Krankenhduser
in Schleswig-Holstein® Stand August 2012

Rechtssystem und Rechtsgrundlagen

Muster Krankenhausbauverordnung KhBauVO

Muster einer Verordnung tiber den Bau und Betrieb von Kranken-
hdusern in der Fassung vom Dezember 1976, erstellt von der
Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU.

Fiir den Bau und Betrieb von Krankenhdusern gibt es relativ
wenige, speziell auf das Krankenhaus ausgerichtete Vorschriften
und Verordnungen. Bei Bedarf kann die Muster-Krankenhaus-
bauverordnung herangezogen werden. Sie wurde 1976 auf der
Grundlage der damals giiltigen Musterbauverordnung erstellt.

In dieser Form wurde sie nur von Nordrhein-Westfalen als Lan-
desverordnung ibernommen, ist dort aber auch seit 31.12.2009
auBer Kraft.

Zur Orientierung kann sie aber immer noch gute Dienste leisten.

Weitere Gesetze, Verordnungen und Regelungen
im Krankenhaus

Neben den schon erwdhnten gibt es noch eine Vielzahl weiterer
Gesetze, Verordnungen und Regelungen, die im Krankenhaus
Beriicksichtigung oder Anwendung finden.

Einige fordern konkrete Mafsnahmen zum Schutz der Anwender,
Patienten und Dritter, bei anderen stehen die Funktionsabladufe
im Vordergrund.

Diese lassen sich wie folgt unterteilen:

Staatliches Recht

Gesetze:
z.B. Medizinproduktegesetz, Atomgesetz, Arbeitsschutzgesetz

Verordnungen:
z.B. Medizinproduktebetreiberverordnung, Rontgenverordnung,
Strahlenschutzverordnung, Arbeitsstattenverordnung.

Technische Regeln:
z.B. Technische Regeln fiir Gefahrstoffe, Technische Regeln fiir
Biologische Arbeitsstoffe, Technische Regeln fiir Arbeitsstatten.
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Vorschriften und Regelwerk der Unfallversicherungstriger'®

Seit dem 01.05.2014 @ndert sich die Systematik der Nummerie-
rung des Vorschriften- und Regelwerkes. Dies hat zur Folge, dass
zur Zeit noch alte und neue Nummern parallel existieren. In der
DGUV-Publikationsdatenbank ist es moglich, sowohl nach den
alten als auch nach den neuen Nummern zu suchen.

Unfallverhiitungsvorschriften:

z.B. ,Grundséitze der Pravention* (DGUV Vorschrift 1), ,,Elek-
trische Anlagen und Betriebsmittel“ (DGUV Vorschrift 3 und 4),
»Laserstrahlung” (DGUV Vorschrift 11 und 12),

Regeln fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz:

z.B. ,,Einsatz von Personen-Notsignal-Anlagen“

(DGUV Regel 112-139), ,,FuRbdden in Arbeitsraumen und
Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr* (DGUV Regel 108-003 und
108-004), ,,Desinfektionsarbeiten im Gesundheitsdienst
(DGUV Regel 107-002 und 107-003),

Informationen:

z.B. ,Bildschirm- und Biroarbeitsplatze — Leitfaden fiir die
Gestaltung® (DGUV Information 215-410), ,,Gebdudereinigungs-
arbeiten“ (DGUV Information 201-009), ,,Zytostatika im Gesund-
heitsdienst” (DGUV Information 207-007), ,,Allergiegefahr durch
Latex-Einmalhandschuhe® (DGUV Information 207-011)

Regelungen privater Organisationen

Die Regeln der privaten Organisationen gelten als ,,allgemein
anerkannte Regeln der Technik®, zum Beispiel:

DIN Deutsches Institut flir Normung

VDE Verband der Elektrotechnik

VDI Verein deutscher Ingenieure

DVGW Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches

DIN-Normen kénnen von den Bundesldandern als Technische
Baubestimmungen eingefiihrt werden, Technische Baubestim-
mungen sind dann allgemein verbindlich.

Nachfolgend werden einige DIN-Normen kurz erlautert.

DIN 13 080"

Die DIN 13 080 vom Juli 2003 mit dem Titel ,,Gliederung des
Krankenhauses in Funktionsbereiche und Funktionsstellen“
ermoglicht die Gliederung der Grundflachen nach krankenhaus-
spezifischen Funktionen.

10

Sie dient der Bedarfs- und Bauplanung sowie der vergleichen-
den Auswertung und Beurteilung von Krankenhausern sowie
Hochschul- und Universitatskliniken. Sie bildet die Grundlage
zur Verstdandigung der an der Planung beteiligten Behdrden,
Institutionen und Personen.

In der Norm sind alle von Krankenhdusern sowie Hochschul- und
Universitatskliniken zu erfillenden Aufgaben und Funktionen
zusammengestellt, gegeneinander abgegrenzt und geordnet.
Damit wird ein umfassendes Gliederungsschema der Funktionen
unter Verwendung im Krankenhaus bereits {iblicher Bergriffe
erreicht.

Das Beiblatt 1zur DIN 13 080 enthalt Hinweise zur Anwendung
fiir Allgemeine Krankenhduser.

Das Beiblatt 2 zur DIN 13 080 enthalt Hinweise zur Anwendung
fiir Hochschul- und Universitdtskliniken.

Das Beiblatt 3 zur DIN 13 080 enthdlt ein Formblatt zur Ermitt-
lung von Flachen im Krankenhaus.

Das Beiblatt 4 zur DIN 13 080 enthalt die Begriffe und Gliede-
rung der Zielplanung fiir Allgemeine Krankenhduser.

Bereich Elektrotechnik

Die VDE-Bestimmungen stellen ebenso wie DIN-Normen allge-
mein anerkannte Regeln der Technik dar, die den derzeitigen
Sicherheitsstandard reprdasentieren. Sollte der Bauherr oder
Betreiber von den VDE-Bestimmungen oder DIN-Normen abwei-
chen, muss er den Nachweis erbringen, dass seine Methode die
gleiche Sicherheit bietet.

Ein Grof3teil der VDE-Bestimmungen wurde auch als DIN-Normen
verdffentlicht.

DIN VDE 0100

Die gesamte Reihe DIN VDE 0100 befasst sich mit der Elektroins-
tallation und findet in den entsprechenden Féllen auch im Kran-
kenhaus Einsatz.

Besonders zu beriicksichtigen sind im Krankenhaus unter ande-
rem folgende Normen:

DIN VDE 0100 Teil 7182

»Errichten von Niederspannungsanlagen — Anforderungen fiir
Betriebsstatten, Rdume und Anlagen besonderer Art“, Teil 718
»Offentliche Einrichtungen und Arbeitsstitten®.



Diese Norm enthélt zusatzliche Anforderungen fiir elektrische
Anlagen in 6ffentlichen Einrichtungen und an Arbeitsstatten;
zum Beispiel in Versammlungsstatten. Zugange sowie Flucht-
und Rettungswege sind in den Beispielen ebenfalls inbegriffen.

DIN VDE 0100 Teil 710"

»Errichten von Niederspannungsanlagen — Anforderungen fiir
Betriebsstatten, Raume und Anlagen besonderer Art“, Teil 710
»Medizinisch genutzte Bereiche“.

In medizinisch genutzten Bereichen ist es notwendig, die Sicher-
heit der Patientinnen/Patienten sicherzustellen, fiir die die An-
wendung von medizinischen elektrischen Geraten in Frage
kommt. Fiir jede Tatigkeit oder Funktion in einem medizinisch
genutzten Bereich sind die besonderen Anforderungen an die
Sicherheit zu beriicksichtigen. Die Sicherheit kann erreicht wer-
den durch Sicherstellen einer sicheren elektrischen Anlage so-
wie des sicheren Betriebs und der Wartung der angeschlossenen
medizinisch elektrischen Einrichtungen. Die Anwendung von
medizinisch elektrischen Gerdten wahrend der Intensivpflege
verlangt eine erhohte Zuverldssigkeit und Sicherheit der elektri-
schen Anlagen in Krankenhdusern. Die Errichtung der Stromver-
sorgung nach dieser Norm soll die Sicherheit und die Kontinuitat
der Stromversorgung verbessern.

DIN EN 50 172/VDE 0108Teil 100"
»Sicherheitsbeleuchtungsanlagen®

In der Norm sind die Kennzeichnung von Rettungswegen und die
Anforderungen der Beleuchtung an Rettungswege bei Stérung
der allgemeinen Stromversorgung sowie die Mindestanforde-
rung einer solchen Sicherheitsbeleuchtung je nach Groe, Art
und Nutzung der baulichen Anlage festgelegt. Die Norm ist auf
die Festlegung einer elektrischen Sicherheitsbeleuchtung an
allen Arbeitspldtzen und fiir andere bauliche Anlagen fiir Men-
schenansammlungen anzuwenden.

DIN VDE 0834 Teil 1"

»Rufanlagen in Krankenhdusern, Pflegeheimen und dhnlichen
Einrichtungen®, Teil 1,,Gerdteanforderungen, Errichten und
Betrieb*

Das Robert Koch-Institut RKI veroffentlicht zur Vermeidung von
Infektionen Empfehlungen der Kommission fiir Krankenhaus-
hygiene und Infektionspravention (KRINKO), die gemaf3 § 23
Infektionsschutzgesetz (IfSG)'® beim Robert Koch-Institut ange-
siedelt ist. Darin werden unter anderem Anforderungen an die
baulich-funktionelle Gestaltung der Bereiche definiert. Dariiber
hinaus werden Anforderungen an die Luft- und Wasserqualitat,
die Luft- und Wasserversorgung sowie die Abwasser- und Abfal-
lentsorgung gestellt.

Rechtssystem und Rechtsgrundlagen

Vergabe- und Vertragsrecht fiir Bauleistungen

Vergaberecht-Vorschriften

Das Vergaberecht umfasst alle Regeln und Vorschriften, die das
Verfahren fiir die 6ffentliche Hand beim Einkauf von Giitern und
Leistungen vorschreiben. Immer dann, wenn ein Bundesminis-
terium oder eine Landesbhehorde z. B. Papier oder Biiromobel
beschaffen oder ein neues Gebdude errichten lassen will,
miissen diese Regeln beachtet werden.

Vergabe- und Vertragsordnungen
Die Vergabe- und Vertragsordnungen VOL, VOF und VOB enthal-
ten die Detailvorschriften der Vergabe von Liefer-, Dienstleis-
tungs- und Bauauftragen.
« Vergabe- und Vertragsordnung fiir Leistungen (VOL)'”
mit Bekanntmachung der Neufassung vom 11. Juni 2010
Teil A: Allgemeine Bestimmungen fiir die Vergabe
von Leistungen
Teil B: Allgemeine Vertragsbedingungen fiir die Ausfiihrung
von Leistungen
« Vergabeordnung fiir freiberufliche Leistungen (VOF)'®
mit Bekanntmachung der Neufassung vom
18. November 2009.

Die VOF findet Anwendung auf die Vergabe von Leistungen, die
im Rahmen einer freiberuflichen Tatigkeit erbracht werden oder
im Wettbewerb mit freiberuflich Tatigen angeboten werden.

Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB)™)
mit Bekanntmachung der Neufassung vom 26. Juni 2012. Die
VOB stellt ein auf die besonderen Bediirfnisse am Bau zuge-
schnittenes Regelwerk dar.
Teil A: Allgemeine Bestimmungen fiir die Vergabe
von Bauleistungen
Teil B: Allgemeine Vertragsbedingungen fiir die Ausfiihrung
von Bauleistungen
Teil C: Allgemeine technische Vertragshedingungen
fiir Bauleistungen

In der Regel erfolgt die Vertragsgestaltung auf der Grundlage von
Vergabe- und Vertragsrecht. Da die Vergabevorschriften keine
Anforderungen fiir den Arbeits- und Gesundheitsschutz enthal-
ten, muss dieser gesondert vertraglich geregelt werden.

Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure HOAI
Wenn im Rahmen einer Planung oder eines Neu- bzw. Umbaus

vom Planer oder Bauleiter Leistungen erbracht werden, werden
diese in der Regel nach den giiltigen Sdatzen der HOAI abgerech-

"



Rechtssystem und Rechtsgrundlagen

net. Die Prozentsdtze der Leistungsphasen richten sich an der
Nettobausumme aus.

Fur den Arbeitsschutz ist dies insofern interessant, da mit einer
guten Vorplanung und konkreten Angaben sowohl bei der Pla-
nung als auch spater im Betrieb viel Geld gespart werden kann.

I
Die Einflussmoglichkeiten der am Arbeitsschutz Beteilig-
ten liegen insbesondere im Bereich der ersten 4 Leistungs-
phasen, also noch vor der Genehmigung.

Die 9 Leistungsphasen nach HOAI2?

Die Leistungen des Architekten werden im Leistungsbild Gebadu-
de und Innenrdume nach § 34 der Honorarordnung fiir Architek-
ten und Ingenieure HOAI in neun Leistungsphasen fiir Planung
und Ausfiihrung von Gebduden untergliedert und in ihrem Um-
fang genau beschrieben.

1. Phase: Grundlagenermittlung
Klaren der Aufgabenstellung hinsichtlich Nutzungsan-
forderungen, Bauqualitdten, Kostenbudget, Terminen,
Beratung zum gesamten Leistungsbedarf.

2. Phase: Vorplanung
Analyse der Grundlagen, Abstimmen der Zielvorstel-
lungen, Erarbeiten eines Planungskonzepts, Untersu-
chung alternativer Losungsméglichkeiten, Planskizzen
mit erlduternden Angaben, Vorverhandlungen mit
Behorden, Kostenschadtzung nach DIN 276-Teil 1,,Kos-
ten im Bauwesen — Teil 1: Hochbau*

3. Phase: Entwurfsplanung
Erarbeitung des endgiiltigen Planungskonzepts mit
zeichnerischer Darstellung des Gesamtentwurfs, Ob-
jektbeschreibung mit Erlduterungen, Integration der
Beitrage anderer an der Planung fachlich Beteiligter,
Kostenschadtzung nach DIN 276-Teil 1,,Kosten im Bau-
wesen — Teil 1: Hochbau“.

4. Phase: Genehmigungsplanung
Erarbeiten und Einreichen der Vorlagen fiir die erfor-
derlichen Genehmigungen und Zustimmungen, Antra-
ge auf Ausnahmen und Befreiungen.

5. Phase: Ausfiihrungsplanung
Durcharbeiten aller Ergebnisse bis zur ausfiihrungsrei-
fen Losung, Detail- und Konstruktionszeichnungen im
MafBstab 1:50 bis 1:1, zeichnerische Darstellung mit
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6. Phase:

7. Phase:

8. Phase:

9. Phase:

allen notwendigen Einzelangaben fiir Handwerker und
Baufirmen.

Vorbereitung der Vergabe

Ermitteln und Zusammenstellen von Mengen als
Grundlage fiir das Aufstellen der Leistungsbeschrei-
bungen und Leistungsverzeichnisse, Koordination der
Leistungsbeschreibung.

Mitwirkung bei der Vergabe

Einholen, Priifen und Werten von Angeboten, Verhand-
lungen mit Bietern, Kostenanschlag nach DIN 276-Teil 1
,Kosten im Bauwesen — Teil 1: Hochbau®, Kostenkont-
rolle durch Vergleich des Kostenanschlags mit der
Kostenberechnung.

Objektiiberwachung — Bauiiberwachung und
Dokumentation

Uberwachung der Ausfiihrungen in Ubereinstimmung
mit der Baugenehmigung, den Ausfiihrungsplanen
und Leistungsbeschreibungen, Uberwachung des
Zeitplans, Kostenfeststellung nach DIN 276-Teil 1,,Kos-
ten im Bauwesen — Teil 1: Hochbau“, Abnahme von
Bauleistungen, Uberwachung der Beseitigung etwaig
festgestellter Mdngel, Kostenkontrolle durch Uberprii-
fung der Leistungsabrechnung.

Objektbetreuung

Objektbegehung zur Mangelfeststellung vor Ablauf von
Verjahrungsfristen, Uberwachung der Beseitigung von
Mangeln, Mitwirkung bei der Freigabe von
Sicherheitsleistungen.
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3 Barrierefreies Bauen?

Die Forderungen nach Barrierefreiheit in Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens ergeben sich aus 2 verschiedenen Rechtsquel-
len. Zum einen dem offentlichen Baurecht, zum anderen aus
dem Arbeitsstattenrecht.

Die Musterbauordnung?? und damit auch die Bauordnungen der
Lander, fordert fiir Gebdude die 6ffentlich zuganglich sind, das
diese auch von Menschen mit Behinderungen, alten Menschen
und Personen mit Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne
fremde Hilfe genutzt werden kdnnen. Dies gilt insbesondre fiir
Einrichtungen des Gesundheitsdienstes.

Gleichzeitig fordert die ASR V3a.2?? dass Arbeitsstitten barrie-
refrei gestaltet werden miissen, wenn Mitarbeiter mit Behinde-
rungen beschaftigt werden.

Die Hinweise beriicksichtigen die Bediirfnisse insbesondere
folgender Personengruppen:

¢ blinde und sehbehinderte Menschen,

¢ gehorlose, ertaubte und schwerhdrige Menschen,

e motorisch eingeschrankten Menschen,

e Menschen die Mobilitatshilfen oder Rollstiihle benutzen,
¢ Menschen mit kognitiven Einschrankungen,

e ltere Menschen,

¢ Kinder,

¢ klein- und groBwiichsige Menschen,

e adipdse Menschen,

e Menschen mit Kinderwagen oder Gepdck.

Die Hinweise behandeln Bewegungsfldchen fiir Rollstuhlfahrer,
Rampen und Aufziige, Tiiren, Treppen, Bodenbeldge, Wande und
Treppen, Sanitdaranlagen, Bedienelemente, Orientierungshilfen,
Flucht- und Notausgénge.

Zusatzlich besteht die Verpflichtung, Arbeitsstatten barrierefrei
zu gestalten, wenn Menschen mit Behinderung beschaftigt
werden. Die Pflichten beziehen sich nicht nur auf die im Betrieb
namentlich bekannten schwerbehinderten Beschaftigten,
sondern auf alle Beschaftigten mit einer Behinderung — also
auch schon bei einem Grad der Behinderung die weniger als

50 betrdgt. Es sind alle Bereiche der Arbeitsstétte zu beriicksich-
tigen zu denen Beschiftigte mit Behinderung Zugang haben
miissen.?4

Bewegungsflachen

Bewegungsflachen diirfen sich iberlagern, ausgenommen vor
Fahrschachttiiren. Bewegungsflachen diirfen nicht in ihrer Funk-
tion eingeschrdnkt sein, z. B. durch Rohrleitungen, Mauervor-

spriinge und Einrichtungen, insbesondere auch in gedffnetem
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Zustand. Bewegliche Gerdte und Einrichtungen an Arbeitsplat-
zen und in Therapiebereichen diirfen die Bewegungsflachen
nicht einschréanken.

Im Folgenden werden die Anforderungen an Bewegungsflachen
dargestellt, welche sowohl aus der DIN 180402 als auch aus
der ASR V3a.229) entnommen wurden.

Die Bewegungsflache muss mindestens 150 cm breit und 150 cm

tief sein:

¢ als Wendemdglichkeit in jedem Raum,

e am Anfang und am Ende einer Rampe,

 vor Fernsprechzellen und 6ffentlichen Fernsprechern,

e vor Serviceschaltern,

e vor Durchgadngen, Kassen, Kontrollen,

¢ vor Dienstleistungsautomaten, Briefeinwiirfen, Ruf- und
Sprechanlagen,

o vor Bedienelementen (Taster, Schalter u.a.),

e in Sanitdrraumen vor den Sanitdrobjekten.

Die Bewegungsflache muss mindestens 150 cm tief sein:

« vor Therapieeinrichtungen (z.B. Badewanne, Liege),

¢ vor dem Rollstuhlabstellplatz,

e neben der Langsseite des Kraftfahrzeuges des Rollstuhl-
benutzers auf Pkw-Stellpldtzen.

Die Bewegungsflache muss mindestens 150 cm breit sein:

e in Fluren,

e auf Hauptwegen,

e neben Treppenauf- und -abgdngen; die Auftrittsflache
der obersten Stufe ist auf die Bewegungsflache nicht
anzurechnen.

Die Bewegungsflache muss mindestens 120 cm breit sein:

¢ entlang der Einrichtungen, die der Rollstuhlfahrer seitlich
anfahren muss,

e zwischen den Radabweisern einer Rampe,

¢ neben Bedienungsvorrichtungen.

Die Bewegungsflache muss mindestens 90 cm breit sein:
e in Durchgdngen neben Kassen und Kontrollen,
o auf Nebenwegen.

Die Bewegungsflache vor Fahrschachttiiren muss so grof} sein
wie die Grundflache des Aufzugsfahrkorbs, mindestens aber
150 cm breit und 150 cm tief. Sie darf sich mit Verkehrswegen
und anderen Bewegungsflachen nicht tiberlagern.



Bewegungsflachen vor handbetatigten Tiiren miissen Folgen-

dem entsprechen:

Drehfliigeltiir

2150

¥

Abb.3.1

Drehfliigeltiiren (MaBe in cm) (Quelle: ASR V3a.2)

Schiebetiir

Freie Bewegungsflache sowie seitliche Anfahrbarkeit vor

Abb.3.2 Freie Bewegungsfldche sowie seitliche Anfahrbarkeit vor
Schiebetiiren (MaBe in cm) (Quelle: ASR V3a.2)

Barrierefreies Bauen

Werden die Bewegungsfldchen bei Drehfliigel- und Schiebetiiren
durch gegeniiberliegende Wande begrenzt, muss die Breite der
Bewegungsflache auf 150 cm erhoht werden.

Die oben genannten Hinweise sind in Bereichen, in denen Men-
schen mit Adipositas behandelt und gepflegt werden, nicht
anwendbar. Die erforderlichen Ausstattungsgegenstande, wie
zum Beispiel Betten, Rollstiihle und Untersuchungsliegen bzw.
Lifter benotigen grofRere Bewegungsflachen.

Begegnungsflachen

Mehr als 15 m lange Flure und Wege miissen fiir die Begegnung
von Rollstuhlbenutzern eine Begegnungsflache von mindestens
180 cm Breite und 180 cm Tiefe aufweisen.

Tiiren

¢ Die lichte Breite der Tiir muss mindestens 90 cm betragen.
Fiir adipdse Patienten die auf einen Rollstuhl angewiesen
sind, kann es notwendig sein eine groBere Tiirbreite vorzu-
sehen (auf Grund der MaBe des Hilfsmittels).

e Tiiren miissen mindestens eine lichte Hohe von 205 cm
haben.

o Tiiren von Toiletten-, Dusch- und Umkleiderdume diirfen nicht
nach innen schlagen.

o Grofflachig verglaste Tiiren und Ganzglastiiren miissen kont-
rastreich gekennzeichnet und bruchsicher sein.

e Eine Quetschgefdhrdung an kraftbetétigten Tiiren oder Toren
und festen Teilen der Umgebung ist fiir Rollstuhlbenutzer
durch MaBBnahmen nach ASR A1.727) Punkt 6 Abs. 1
auszuschlieBen.

Kommt es zu Abweichungen miissen Sicherheitsabstdande nach
Abb. 3.3 und Abb. 3.4 eingehalten werden.

e Fiir Beschiftigte, welche eine Gehhilfe oder einen Rollstuhl
benutzen und fiir blinde Beschdftigte ist neben der manuell
betdtigten Karusselltiir eine Drehfliigeltiir- oder eine Schie-
betiir anzuordnen.

¢ An kraftbetdtigten Tiiren sind Quetsch- und Scherstellen zu
vermeiden oder zu sichern. Das Anstof3en soll vermieden
werden.

¢ Die baulichen Abmessungen sind so zu planen, dass Karus-
selltiiren in gerader Durchfahrt befahren werden kénnen. An
jeder Stelle der Durchfahrt ist eine Bewegungsflache von
130 cm x 100 cm gewdhrleistet.
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Abb.3.3 Vermeidung von Quetschgefahrdung bei kraftbetdtigten Schiebetiiren/-toren (Ma3e in mm) (Quelle: ASRV 3a.2)
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Abb.3.4 Vermeidung von Quetschgefdahrdung bei kraftbetdtigten
Dreh- und Faltfliigeltiiren oder —toren (MaBe in mm)
(Quelle: ASRV3a.2)

Stufenlos Erreichbarkeit, Aufzug, Rampe

Alle Gebdudeebenen miissen stufen- und schwellenlos, gege-

benenfalls mit einem Aufzug oder einer Rampe, erreichbar sein.

Hier sind die Vorschriften des jeweiligen Bundeslandes zu be-
achten.

Untere Tliranschldge und -schwellen sind grundsatzlich zu
vermeiden. Soweit sie technisch unbedingt erforderlich sind,
diirfen sie nicht hdher als 2 cm sein. Der Hohenunterschied ist
durch Schrédgen anzugleichen.

25°

= 20

<4

Abb.3.5 Schrage an einer Tir- oder Torschwelle (Ma3e in mm)
(Quelle: ASRV3a.2)
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Aufziige

Aufziige in 6ffentlich zugdnglichen Gebduden miissen Typ 2
oder 3 nach DIN EN 81-70 ,,Aufziige, Sicherheitsregeln fiir die
Konstruktion von Aufziigen — Besondere Anwendungen fiir Per-
sonen und Lastenaufziigen — Teil 70: Zugdnglichkeit von Aufzi-
gen fiir Personen einschlieBlich Personen mit Behinderungen“
Tabelle 129) entsprechen. Die lichte Zugangsbreite muss mindes-
tens 90 cm betragen.

Der Fahrkorb eines Aufzugs (Typ 2 flir 630 kg) ist mindestens wie
folgt zu bemessen:

e lichte Breite 110 cm

e lichte Tiefe 140 cm

Der Fahrkorb eines Aufzugs (Typ 3 flir 1275 kg) ist mindestens wie
folgt zu bemessen:

e lichte Breite 200 cm

e lichte Tiefe 140 cm

Gegeniiber den Aufzugstiiren diirfen sich keine abwartsfiihren-
de Treppen befinden. Falls Treppen dort unvermeidbar sind,
muss der Abstand mindestens 300 cm betragen.

Bedienungstableau sind entsprechend der DIN EN 81-70—
»Sicherheitsregeln fiir die Konstruktion und den Einbau von
Aufziigen — Besondere Anwendungen fiir Personen- und Lasten-
aufziige — Teil 70: Zugdnglichkeit von Aufziigen fiir Personen
einschlieBlich Personen mit Behinderungen“?® zu gestalten und
anzubringen.

Im Fahrkorb sollte ein Klappsitz und gegeniiber der Fahrkorbtiir
ein Spiegel zur Orientierung beim Riickwartseinfahren ange-
bracht werden.

Personenaufziige mit mehr als 2 Haltestellen sind zusatzlich mit
Haltestellenansagen auszustatten.




Rampen

Bei einer Rampenldange von mehrals 600 cm und bei Richtungs-
wechseln sind Zwischenpodeste mit einer nutzbaren Ldnge von
mindestens 150 cm erforderlich. Die Steigung der Rampe soll
nicht mehr als 6 % betragen.

Die Rampe und das Zwischenpodest sind beidseitig mit 10cm
hohen Radabweisern zu versehen. Die Rampe ist ohne Querge-
fdlle auszubilden.

An Rampe und Zwischenpodest sind beidseitig Handldufe mit
3 bis 4,5cm Durchmesser in 85cm bis 90 cm Hohe anzubringen.

Handlaufe und Radabweiser miissen 30 cm in den Plattform-
bereich waagerecht hineinragen.

In der Verldngerung einer Rampe darf keine abwarts fiihrende
Treppe angeordnet werden.

Treppen

An Treppen sind beidseitig Handldufe mit 3 bis 4,5 cm Durch-
messer anzubringen. Der innere Handlauf am Treppenauge darf
nicht unterbrochen sein. Handldufe miissen in 85cm bis 90 cm
Hohe 30 cm waagerecht tiber den Anfang und das Ende einer
Treppe weitergefiihrt werden.

Fangstellen sind dabei zu vermeiden, zum Beispiel durch
Umbiegen der Handldufe zur Wand.

Notwendige Treppen diirfen nicht gewendelt sein.
Treppen miissen Setzstufen haben. Trittstufen diirfen Uber die

Setzstufen nicht vorragen. Trittstufen sollen an freien seitlichen
Enden eine mindestens 2 cm hohe Aufkantung aufweisen.

Barrierefreies Bauen

Bodenbelige3?

Bodenbeldge im Gebdude miissen rutschhemmend, rollstuhlge-
eignet und fest verlegt sein; sie diirfen sich nicht elektrostatisch
aufladen.

Bodenbeldge im Freien miissen mit dem Rollstuhl leicht und
erschiitterungsarm befahrbar sein. Hauptwege (zum Beispiel zu
Hauseingang, Garage) miissen auch bei ungiinstiger Witterung
gefahrlos befahrbar sein; das Langsgefalle darf 3% und das
Quergefille 2% nicht Giberschreiten.

Wande und Decken

Wande und Decken sind zur bedarfsgerechten Befestigung von
Einrichtungs-, Halte-, Stiitz- und Hebevorrichtungen tragfahig
auszubilden.

Sanitdarrdume

In jedem Sanitdarraum oder jeder Sanitdranlage ist mindestens

eine fiir Benutzer von Rollstiihlen und Rollatoren und fiir blinde

und sehbehinderte Menschen geeignete barrierefreie Toilette

einzuplanen. Sie ist wie folgt zu planen und auszustatten:

o WC-Becken muss beidseitig anfahrbar sein.

 eine Bewegungsfldche von mindestens 70 cm Tiefe

(von Beckenvorderkante bis zur riickwértigen Wand) und

90 cm Breite ist vorzusehen.

Sitzhohe des WC-Beckens (einschlieBlich Sitz) muss zwi-

schen 46 cm und 48 cm liegen.

Zum Anlehnen muss 55 cm hinter der Vorderkante eine

Riickenstiitze angebracht sein.

 aufjeder Seite des Klosettbeckens sind klappbare, 15cm tiber
die Vorderkante des Beckens hinausragende Haltegriffe zu
montieren, die in der waagrechten und senkrechten Position
selbsttatig arretieren. Sie miissen am duf3ersten vorderen
Punkt fiir eine Druckbelastung von 1kN geeignet sein. Der
lichte Abstand zwischen den Klappgriffen muss zwischen
65cm bis 70 cm betragen und die Oberkante der Klappgriffe
muss 28 cm {iber der Sitzhohe liegen.

¢ Die Toilettenspiilung muss beidseitig mit Hand oder Arm zu
betdtigen sein, ohne dass der Benutzer die Sitzposition verdn-
dern muss.

¢ Je ein Toilettenpapierhalter muss an den Klappgriffen im vor-
deren Greifbereich des Sitzenden angeordnet sein.
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Waschtisch

Ein voll unterfahrbarer Waschtisch mit Unterputz- oder
Flach-Aufputz-Siphon ist vorzusehen. Die Oberkante des Wasch-
tisches darf hdchstens 80 cm hoch montiert sein.

Der notwendige Beinfreiraum muss mindestens eine Breite von
90 cm vorweisen. In 67 cm Hohe ist eine Tiefe von 30 cm und in
einer Hohe von 35 cm eine Tiefe von 55 cm aufzuweisen. Der
Waschtisch ist mit einer Einhebel-Standard-Armatur oder mit
einer beriihrungslosen Armatur auszustatten.

Spiegel
Uber dem Waschtisch ist ein Spiegel anzuordnen, der die Ein-
sicht aus der Steh- als auch aus der Sitzposition erméglicht.

Seifen- und Desinfektionsspender

Der Einhandspender muss {iber dem Waschtisch im Greifbereich
auch mit eingeschrankter Handfunktion benutzbar sein. Die
Entnahmehohe darf nicht unter 85cm und nicht iiber 100 cm
angeordnet sein.

Handtrockner bzw. Papierhandtuchspender

Der Handtrockner bzw. Papierhandtuchspender muss anfahrbar
sein. Die Handtuchentnahme oder der Luftaustritt sind in 85cm
Hohe anzuordnen.

Abfallbehalter

Ein abgedichteter und geruchsverschlossener Abfallbehélter mit
selbstschlieBender Einwurfoffnung in 85 cm Hohe muss anfahr-
bar und mit einer Hand bedienbar sein.

Ein Wasserventil mit Wasserschlauch und ein Fu3bodenablauf
sind vorzusehen.

Die barrierefreie Toilettenkabine sollte mit Kleiderhaken in 85cm
und 150 cm Hohe und einer zusétzlichen 15 cm tiefen und 30 cm
breiten Ablageflache in 85cm Hohe ausgestattet werden.

Bedienungsvorrichtungen

Bedienungsvorrichtungen (wie zum Beispiel Schalter, Taster,
Toilettenspiiler, Briefeinwurf- und Codekartenschlitze, Klingel,
Bedienungselemente kraftbetétigter Tiiren, Notrufschalter) miis-
sen auch mit eingeschrénkter Greiffahigkeit leicht benutzbar
sein; sie sind in 85cm Hohe anzubringen. Sie diirfen nicht ver-
senkt und scharfkantig sein. Fiir Sehbehinderte und Blinde
miissen Bedienungselemente nach dem Zwei-Sinne-Prinzip
durch kontrastreiche und taktil erfassbare Gestaltung leicht
erkennbar sein.
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Die Tiir des Sanitdrraumes und/oder der Toilettenkabine muss
abschlieBbar und im Notfall von auBBen zu 6ffnen sein. Notrufs-
chalter in Sanitarraumen miissen zusétzlich vom Boden aus
(zum Beispiel durch Zugschnur) erreichbar sein.

Schalter fiir kraftbetétigte Tiiren sind bei frontaler Anfahrt min-
destens 250 cm vor der aufschlagenden Tiir und auf der Gegen-
seite 150 cm vor der Tiir anzubringen. Not-Halt-Einrichtungen
missen erreichbar und bedienbar sein.

Bedienungsvorrichtungen miissen einen seitlichen Abstand zur
Wand oder zu bauseits einzubringenden Einrichtungen von
mindestens 50 cm haben.

Sanitdrarmaturen mit Warmwasseranschluss sind mit Einhebel-
mischbatterien oder beriihrungslosen Armaturen mit schwenk-
barem Auslauf vorzusehen; die Wassertemperatur darf an der
Auslaufstelle maximal 45 °C betragen.

Orientierungshilfen, Beschilderung

Offentlich zugingige Gebdude oder Gebiudeteile, Arbeitsstit-
ten und ihre Auflenanlagen sind mit Orientierungs- und Informa-
tionshilfen auszustatten, so dass sie auch fiir Menschen mit
sensorischen Einschrdankungen geeignet sind. Dies wird er-
reicht, wenn Informationen {iber das Zwei-Sinne-Prinzip zugang-
lich sind. Das heif3t, die Informationen kénnen fiir mindestens
zwei der drei Sinne ,,Horen, Sehen, Tasten“ aufgenommen wer-
den (wie zum Beispiel gleichzeitige optische und akustische
Alarmierung).

Orientierungshilfen sind so signalwirksam anzuordnen, dass
Hinweise deutlich und frithzeitig erkennbar sind, z. B. durch
Hell-Dunkelkontraste (méglichst hell auf dunklem Hintergrund).

GroBe und Art von Schriftzeichen miissen eine gute, blendfreie
Lesbarkeit erméglichen.

Orientierungshilfen sind zusétzlich tastbar auszufiihren, zum
Beispiel durch unterschiedlich strukturierte Oberflachen des
Fubodens die bei Richtungsanderungen oder Hindernissen
durch besondere Markierungen Hinweise geben.

Die Beleuchtung von Verkehrsflachen, Treppen und Treppen-
podesten mit kiinstlichem Licht ist blend- und schattenfrei
auszufiihren. Eine hohere Beleuchtungsstarke als nach

DIN EN 12 464-1,,Licht und Beleuchtung — Beleuchtung von
Arbeitsstitten“3” bzw. DIN 5035-3 ,,Beleuchtung mit kiinstli-
chem Licht — Teil 3: Beleuchtung im Gesundheitswesen“3? ist
vorzusehen.



Am Anfang und am Ende von Handldufen einer Treppe sind ein-
heitlich taktile Hinweise auf Geschossebenen anzubringen.

Bei der Gestaltung von auditiven Signalen sollten folgende
Prinzipien beriicksichtigt werden:

Bei akustischen Informationen als Téne beziehungsweise
Tonfolgen, insbesondere bei Warnsignalen, ist auf eine
eindeutige Unterscheidbarkeit,

bei sprachlichen Informationen auf eine einwandfreie
Verstandlichkeit zu achten,

Die automatisierte Sprachausgabe digital erzeugter Texte
ist anzustreben.

Alarmierung und Evakuierung

Die Belange von Menschen mit motorischen und sensorischen
Einschrankungen sind bei der Erstellung des Brandschutzkon-
zeptes mit zu beriicksichtigen:

Bereitstellung von sicheren Bereichen fiir den Zwischen-
aufenthalt von nicht zur Eigenrettung fahiger Personen.
Sicherstellung einer zusétzlichen visuellen und akustischen
Wahrnehmbarkeit der Alarm- und Warnsignalen in Rdumen in
den sich zum Beispiel Horgeschaddigte oder Sehbehinderte
alleine aufhalten kdnnten.

Kennzeichnung von Fluchtwegen durch tastbare Orientie-
rungshilfen und besondere Lichtbdnder mit richtungweisen-
der Beleuchtung, zum Beispiel in Fuflleistenhdhe, sowie den
Einsatz von weisenden akustischen Signalen fiir die
Fluchtrichtung.

individuelle betriebliche und organisatorische Vorkehrungen,
zum Beispiel Anwenden von Evakuierungshilfen.

Barrierefreies Bauen
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4 Verkehrswege

In Krankenhdusern und Kliniken findet standig ein Personen-
und Warenverkehr statt. Um Uberschneidungen, welche zu Pro-
zessstorungen fiithren und Personal sowie Patienten gefdhrden
kdonnen, zu vermeiden oder zumindest zu reduzieren, ist eine
sorgféltige Planung erforderlich.

Die Verkehrswege innerhalb und aufierhalb des Krankenhauses
miissen so beschaffen sein, dass sie nach ihrem Bestimmungs-
zweck sicher begangen, beziehungsweise befahren werden
kdnnen.

AuBRerdem ist es erforderlich, fiir die Wartungen der Technischen

Anlagen sichere Zugangsmaoglichkeiten zu schaffen.

4.1 AuBere VerkehrserschlieBung

Im Rahmen einer sicheren VerkehrserschlieBung sind die ver-
schiedenen Verkehrsstrome, Fufigdnger, allgemeine Fahrzeuge
und Rettungsfahrzeuge voneinander zu trennen. Weiterhin ist
auf Anfahrmoglichkeiten fiir die Feuerwehr und gegebenenfalls
fiir die Fassadenreinigung und Instandhaltung zu achten. Zu
beriicksichtigen ist ferner eine etwas abseits gelegene Zufahrt
fuir Bestattungsinstitute.

Die Hinweise beinhalten Vorgaben aus der Sicht des Arbeits-
schutzes an:

e Verkehrswege fiir Fahrzeuge und FuRganger

e Liegendkrankenanfahrt

¢ Sonstige VerkehrserschlieBungen

Verkehrswege fiir Fahrzeuge und FuBgénger3®

e Esistzundchst auf eine Trennung des Geh- und normalen
Fahrverkehrs von der Liegendkrankenanfahrt zu achten. Des
Weiteren sollten Fu3géngerwege von Fahrstrafien generell
durch eine erhohte Bordsteinkante abgetrennt sein.

 Hinsichtlich der Breite sollten Verkehrswege fiir Fahrzeuge
den Begegnungsverkehr beriicksichtigen.

e Diese errechnet sich aus der doppelten Fahrzeugbreite sowie
einem Begegnungszuschlag von 0,40 m und 2 Randzuschla-
gen von je 0,50 m Breite. Bei gemeinsamen Fuf3ganger- und
Fahrzeugverkehr erh6ht sich der Randzuschlag auf 0,75m

Breite. Fiir Gehwege fiir den allgemeinen Patienten- und Besu-

cherverkehr sollte ebenfalls der Begegnungsverkehr, zum
Beispiel von zwei Rollstuhlfahrern, zugrunde gelegt werden;
Gehwege miissen danach mindesten 1,50 m breit sein. Bei
sonstigen Gehwegen, zum Beispiel zu Wirtschaftsbereichen
oder Technikrdumen, reicht iblicherweise das minimale Maf

fiir Verkehrswege von 0,875 m aus, weil dort das Einzugsge-
biet der Personen meist klein ist.

Bei Gebdudeausgangen, die unmittelbar auf Fahrverkehrsfla-
chen miinden, ist ein Schutzbereich von 1m Breite vorzuse-
hen, der durch Geldnder oder Leitplanke gesichert ist.

Im Bereich von Luftansaugungen (mindestens 5m nach bei-
den Seiten) sollten weder Rangier- noch Abstellméglichkeiten
flir Fahrzeuge vorgesehen werden.

Verkehrsbereiche fiir Fahrzeuge sind soweit wie moglich so
zu gestalten, dass unnotiges Riickwartsfahren — und damit
potentielle schwere Unfallgefahren — vermieden werden.
Deshalb auf Wendemoglichkeit, Kreisverkehr etc. achten.
Ausnahme: Anfahrt von Laderampen.

Liegendkrankenanfahrt

Zum Witterungsschutz fiir Patienten, ebenso wie fiir das Per-
sonal, ist mindestens eine Uberdachung erforderlich. Zur
Vermeidung von Zugerscheinungen kann im Einzelfall ein
einseitiger Windschutz geniigen, eine vollstandige SchlieBung
der Anfahrt stellt aber die bessere Lésung dar.

Als Bodenbelag ist ein moglichst ebenes und rutschfestes
Material auszuwahlen, damit der Transport der Patienten nicht
erschwert wird.?%

Bei Zufahrtstoren maximale Fahrzeugabmessungen beachten,
die lichte Torbreite muss mindestens der Fahrzeugbreite zu-
ziiglich 1m entsprechen, fiir die Hohe gilt die maximal Fahr-
zeughohe inklusive aller Aufbauten zuziiglich mindestens
0,20 m Zuschlag.

Es ist nach Moglichkeit Einbahnverkehr anzustreben, um zeit-
raubendes und unfalltrdchtiges Rangieren zu vermeiden.

Bei teilgeschlossenen oder ganz geschlossenen Anlagen kann
bei hoherem Verkehrsaufkommen eine Abgasabsaugung er-
forderlich sein, zum Beispiel eine Unterfluranlage.

Flir die Fahrzeugbesatzung sollte ein Aufenthaltsraum vorge-
sehen werden.

Sonstige VerkehrserschlieBungen

Laderampen

Eine Uberdachung ist wegen der sicheren Begehbarkeit und
als Witterungsschutz fiir Waren und Personal zweckmafig.
Beleuchtungsstdrke bei Personenverkehr mindestens 150 Ix
(sonst 201x).39

Unter Umstédnden (zum Beispiel bei hohem Verkehrsaufkom-
men und/oder groRflachiger Uberdachung) ist eine Absau-
gung von Fahrzeugabgasen, durch Unterfluranlage oder dhnli-
ches zweckmafig.

Laderampen sollten mindestens 0,80 m breit sein und einen
Abgang in Form einer normal zu begehenden Treppe haben.
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Verkehrswege

Bei mehrals 20 m Lédnge sind 2 Abgange, jeweils im Endbe-
reich der Rampe, sinnvoll. Treppendffnungen innerhalb von
Rampen sind gegen Absturz zu sichern. Laderampen mit einer
Hohe von mehr als 1m sollten in Bereichen, die keine standi-
gen Be- und Entladestellen sind, mit Absturzsicherungen, zum
Beispiel in Form von Steckgeldndern, gesichert sein.

Feuerwehranfahrten®

e Zufahrten und Durchfahrten im Zuge von Rettungswegen miis-
sen mindestens 3,00 m breit sein und zusatzlich einen 1Tm
breiten Gehsteig haben. Sind die Gehsteige von der Fahrbahn
durch Stitzpfeiler oder Mauern getrennt, so muss die Fahr-
bahn mindestens 3,50 m breit sein. Die freie Durchgangshohe
muss erfahrungsgemadf mindesten 3,50 m betragen.

¢ Fiir die mindestens Belastbarkeit des Belags gelten 10t Achs-
last- beziehungsweise 16 t Gesamtgewicht.3”)

e Im Bereich von Zu- und Abfahrten zum Krankenhaus sowie in
Aufstell- und Bewegungsflachen fiir die Feuerwehr, diirfen
keine Stellpldtze fiir Kraftfahrzeuge ausgewiesen werden.

» Durch organisatorische und/oder technische Mainahmen
(Oberwachung und Beschilderung) sicherstellen, dass insbe-
sondere die Feuerwehr-Zufahrt nicht zugeparkt wird.

Fiir die Festlegungen im Detail sollte die Leitung der ortlichen
Feuerwehr hinzugezogen werden.

Zuganglichkeit fiir Hubsteiger (zum Einsatz an der Fassade)
Soweit fiir die Glasflachen- und Fassadenreinigung beziehungs-
weise -reparatur (zum Beispiel an Beschattungseinrichtungen)
der Einsatz von Hubsteigern vorgesehen ist, sind entsprechende
Zufahrts- und Aufstellmoglichkeiten fiir die Gerdte vorzusehen;
das gilt unter Umsténden auch fiir Innenhdofe, fiir hinter Vorbau-
ten zurlickspringende Gebdudeteile und so weiter.

Zugédnglichkeit von Technikrdaumen

e Eine gute Zugdnglichkeit wird am besten durch die Anbindung
der Technikbereiche mit dem Aufzug realisiert; die Rdume
sollten dann ohne Treppen und Schwellen begehbar sein.
Sofern sich Rampen nicht vermeiden lassen, sollte hinsicht-
lich des Transportes von Lasten auf eine maximale Steigung
von 6 % geachtet werden.

e Die Turbreiten von Technikrdumen sollten auf jeden Fall den
Transport von Europaletten (MaRe L 1200 mm, B 800 mm,

H 144 mm) ermoglichen, dabei besonders auch Einfahrradien
beriicksichtigen.

o Fiir Luftungszentralen, Aufzugsraume und dergleichen genii-
gen Zugédnge (iber normgerechte Treppen (Auftritte mindes-
tens 0,26 m breit), zum Wechseln von Motoren oder anderen
grof’en Bauteilen miissen aber zusatzlich Einbring- oder Mon-
tagedffnungen (zum Beispiel Schachte und entsprechend
breite Tiiren) vorgesehen werden.
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e Fiir den Zugang zu Wartungs-, Inspektionséffnungen, Messge-
raten und so weiter tiber Kopfhéhe nach Moglichkeit nur feste
Aufstiege oder Einhdngeleitern vorsehen.

4.2 Innere VerkehrserschlieBung, Rettungswege

Bei der Planung des Verkehrsflusses in Gebduden von Kranken-
hdusern muss den verschiedenen Verkehrsarten, wie etwa Fuf3-
gdnger-, Rollstuhl- und gegebenenfalls Fahrzeugverkehr, zur
Vermeidung von Unféallen ebenso Rechnung getragen werden
wie den durchzufiihrenden Transporten zum Beispiel von Cont-
ainern, Gerdten, Betten und so weiter. Dabei ist auch der ruhen-
de Verkehr mit einzubeziehen. Weiterhin sind bei der Gestaltung
von Verkehrswegen die Anforderungen des Brand- und Katastro-
phenschutzes zu beriicksichtigen.

Die Hinweise beinhalten Vorgaben aus der Sicht des Arbeits-

schutzes an:

e Gestaltung von Eingangsbereichen

¢ Beschaffenheit und Abmessungen von Fluren und Gangen

o Aufziige

e Sicherung gegen Absturz

¢ Anforderungen an Rettungswege und Notausgange

 Transportsysteme (Automatische Warentransportanlagen
— AWT, Kleinférderanlagen — KFA und Rohrpost)

Eingangsbereiche

e Fiir die Reinigung der Glasfldchen von innen und den
Austausch von Leuchtmitteln sind gegebenenfalls besondere
Mainahmen (zum Beispiel Sicherungsmaglichkeiten,
Zugédnge, Standplatze) zu treffen.

e ZurVermeidung von Zugerscheinungen beim Pfortenpersonal
sollten Auskunftstheken in Eingangsbereichen moglichst
geschlossen ausgefiihrt werden.

e Manahmen zur Rutschhemmung
(siehe Kapitel 5 ,,Fubdden®).

 Verglasungen tiber Kopf
(siehe Kapitel 6 ,,Verglasung®).

Flure und Génge3®

e Wo mit Bettentransport zu rechnen ist, muss die nutzbare
Gangbreite mindestens 2,25 m betragen, beim Verkehr mit
Schwerstlastbetten sollten es mindestens 2,80 m sein (Be-
griindung: Schwenkraum fiir Betten, Betten im Gegenverkehr).
Fiir sonstige 6ffentlich zugangliche Flure gilt eine Mindestbrei-
te von 1,50 m. Die nutzbare Breite darf durch Einbauten nicht
eingeengt werden.

e Sonstige allgemein zugéngliche Flure mindestens 0,875 m
beziehungsweise nach Anzahl der Personen.



Sofern sich Rampen nicht vermeiden lassen, soll deren Stei-
gung 6 % nicht tibersteigen (Begriindung: Schieben schwerer
Gegenstinde, Rollstuhlfahrer).3?

Bei Schwerlastverkehr, zum Beispiel im Zentral- und Kiichenla-

ger bereich, in den Anlieferungszonen und so weiter, ist auf
eine ausreichende Belastbarkeit des Bodens zu achten.
Verkehrswege sollen eben und trittsicher sein. Stolperstellen
und Hohenunterschiede von mehr als 4 mm sind zu
vermeiden.

Anstatt mit Ausgleichsstufen sollten Niveauunterschiede
soweit wie moglich tiber Rampen ausgeglichen werden;
Schwellen oder Ausgleichsstufen stellen Stolperstellen und
Verkehrsbehinderungen dar und sollten méglichst vermieden
werden.

Der Belag von Verkehrswegen sollte wegen des damit verbun-
denen erhdhten Rollwiderstandes nicht punktelastisch sein.

Ein erhohter Widerstand ergibt sich zum Beispiel bei der Verle-

gung von Teppichen oder Weichkunststoffbelagen.

Die Bewertungsgruppe der Rutschhemmung der Bodenbeldge
sollte mindestens R9 (ohne Verdrangungsraum)
entsprechen.“?

Um Verkehrswege im Bereich von Stationen, Funktionsberei-
chen und so weiter auch von voriibergehend abgestellten
Gegenstdnden (zum Beispiel Speisen- oder Waschecont-
ainern, Betten, Visitenwagen) freihalten zu kdnnen, sind aus-
reichende Stellflachen, zum Beispiel in Form von Nischen,
wichtig (eventuell mit entsprechender Steckdose).

Da die Anzahl mobiler elektrisch betriebener Fahrzeuge und
Patientenhilfsmittel zunimmt, sind bei der Planung die beno-
tigten Ladestationen und Stellflichen zu beriicksichtigen.
Wahrend Ladestationen der Ladebetriebsarten 1und 2 tiber
das normale Hausnetz versorgt werden kénnen, sind bei
Ladestationen der Betriebsart 3 noch Datenleitungen fiir den
Informationsaustausch zwischen Ladestation und Gerét/
Fahrzeug erforderlich. Fiir die Ladebetriebsart 4 (mit Gleich-
strom) sind gesonderte Installationen und entsprechend
dimensionierte Stellplétze erforderlich.*?

Tiren von Arbeitsraumen miissen entweder nach innen auf-
schlagen oder bei der Offnung nach auBen miissen die Tiiren
nach Moglichkeit zuriickgesetzt sein, der Einschlag in den
Verkehrsraum darf maximal 0,50 m betragen (Begriindung:
Begrenzung der Verkehrsbehinderung).

An Kreuzungen von Verkehrswegen, die auch mit Fahrzeugen
befahren werden, ist bei uniibersichtlichen Stellen auf die
Anbringung von Verkehrsspiegeln zu achten.
Beleuchtungsstarken (siehe Kapitel 7 ,,Beleuchtung®).

Verkehrswege

Aufziige?

Nach § 39 der Musterbauordnung miissen ab einer Gebdude-
hohe von mehr als 13m fiir den allgemeinen Personenverkehr
Aufziige in ausreichender Anzahl vorhanden sein. In &ffentlichen
Gebduden sind Aufziige auf Grund der Forderung nach barriere-
freiem Bauen unumganglich. Im Krankenhaus kommt noch der
Transport von Betten und Material hinzu. Dies bedingt Aufziige
verschiedener Bauarten und Anordnung, wobei die Beforderung
von Personen und Betten meist zusammengefasst sind. Dabei
ist zu beachten, dass der Bettentransport, inshesondere fiir OP
und Notfallpatienten schaltungstechnisch als Vorzugsfahrt aus-
gelegt wird.

Aufziige im Inneren von Gebduden miissen eigene Fahrschachte
haben, wobei maximal drei Aufziige in einem Aufzugschacht
vorhanden sein diirfen. Nur Fahrstiihle, die offene Geschosse
(zum Beispiel Atrium) miteinander verbinden, diirfen ohne
Schacht gebaut werden. Zur Beliiftung des Schachtes ist ein
freier Querschnitt von 2,5 % der Schachtflache, mindestens aber
0,10 m2 erforderlich.

Fiir Wartungs- und Reparaturarbeiten muss im Aufzugsschacht
ausreichend Raum fiir die obere und untere Uberfahrt vorgehal-
ten werden.

Je nach Gebdudeklasse sind die Fahrstuhlschdchte feuerhem-
mend bis feuerbestédndig auszufiihren. Der Brandschutz gemaf
DIN 4102-5, ,,Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen,
Feuerschutzabschliisse, Abschliisse in Fahrschachtwédnden und
gegen Feuer widerstandsfahige Verglasungen, Begriffe, Anforde-
rungen und Priifungen“#? , ist zu beachten. In Hochh&usern ist
mindestens je ein Personen- und Bettenaufzug als Feuerwehr-
aufzug auszufithren. Die Aufziige miissen mit einer Brandfall-
steuerung ausgestattet sein.

Bei befiirchtetem Vandalismus finden sich in der DIN EN 81-71
»Sicherheitsregeln fiir die Konstruktion und Einbau von Aufzi-
gen - SchutzmaBnahmen gegen mutwillige Zerstdrung“““ einige
Ausfiihrungsvorschlage.

Aufziige fiir die Beférderung von Personen miissen gemaf3 Be-
triebssicherheitsverordnung liber ein Notrufsystem verfiigen.
Notruf und Beleuchtung miissen {iber eine Hilfsstromquelle fiir
mindestens eine Stunde in Betrieb gehalten werden kdnnen. Bei
Gebduden mit Geschossen tiber 22 m Hohe ist dafiir eine Ersatz-
stromanlage erforderlich, die auch die Liiftung weiter unterhalt.
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Verkehrswege

Soll ein Teil der Aufziige fiir die Evakuierung des Geb&dudes
eingesetzt werden, muss neben der Brandsicherheit auch die
Dimensionierung der Notstromdiesel des Krankenhauses bezie-
hungsweise die Schaltung der Aufziige beachtet werden, da bei
gleichzeitigem Anlauf mehrerer Aufziige eine Uberlastung auftre-
ten kdnnte.

Triebwerksrdaume sind gegen Witterungseinfliisse zu schiitzen
und miissen mit rutschhemmenden Bodenbeldgen ausgestattet
sein.®” In diesen Rdumen sind keine anderen Nutzungen oder
Zugange zu anderen Rdumen gestattet. Gemafs DIN EN 81-1/2
»Sicherheitsregeln fiir die Konstruktion und Einbau von Aufzi-
gen — Elektrisch betriebene Personen- und Lastenaufziige“4®)
missen diese Rdume ausreichend beliiftet sein, wobei die War-
meleistung der Antriebsmotoren zu beriicksichtigen ist. Zum
Anheben schwerer Aufzugsteile bei Montage oder Reparatur
sind Anschlagpunkte an der Decke vorzusehen.

Fahrschdchte und Triebwerksrdume sollen moglichst nicht un-
mittelbar an Bettenrdume oder Arbeitsraume grenzen. Kann dies
nicht vermieden werden, sind gemas der Schutzstufe | (SST )
der DIN 4109 ,,Schallschutz im Hochbau, Anforderungen und
Nachweise“4”) maximale Gerduschpegel von 35 dB(A) fiir Arbeits-
raume und 30 dB(A) fiir Bettenrdume einzuhalten.

Personenaufziige

Es sollten hochstens drei Aufziige nebeneinander angeordnet
werden. Ab vier Aufziige sollten diese paarweise gegeniiber
liegen. Alle Aufziige einer Gruppe sollten die gleichen Stock-
werke bedienen.

Vor den Aufziigen sollen ausreichend Verkehrsflachen vorgese-
hen werden. Die Tiefe der Wartezone zwischen Aufzugsgruppen
soll mindestens 3,00 m, bei Sechsergruppen 3,50 m und bei
Achtergruppen 4,00 m betragen.

Die Standardabmessungen der Kabinen sind geméa Muster-
bauordnung und 1SO 4190-148) bei Aufziigen fiir 8 Personen min-
destens 1,10 m x 1,40 m (inklusive Rollstuhltransport) bis zu
2,50m x 1,60 m bei Aufzugkabinen fiir 21 Personen. Die Tur&ff-
nung muss mindestens 0,90 m betragen.

Die Dimensionierung der Forderleistung kann detailliert nach
verschiedenen Berechnungsmodellen (zum Beispiel nach Zif-
fer 8.8 der Hinweise des Arbeitskreises Maschinen und Elektro-
technik staatlicher und kommunaler Verwaltungen)*®) oder bei
einfachem Gebdudeaufbau iiberschlagig erfolgen.

Lastenaufziige
Lastenaufziige sollten insbesondere in der Ndhe der Warenan-

lieferung geplant und rdumlich von Personenaufziigen getrennt
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werden. Bei der Planung ist unbedingt auf Trennung ,,reiner”
und ,,unreiner Giiter zu achten. Die Verkehrsflache vor dem
Aufzug muss mindestens der Fahrkorbtiefe zuziiglich 0,50 m
entsprechen.

Die Nachriistung dlterer Fahrkdrbe mit Abschlusstiiren ist erfor-
derlich, wenn eine Gefdhrdungsbeurteilung ein erhohtes Risiko
fiir mitfahrende Personen ergibt.

Bettenaufziige

Zur Ermittlung der notwendigen Anzahl von Bettenaufziigen geht
man von 80 Planbetten pro Bettenaufzug aus. Die Abmessungen
der Aufzugskabinen sind auf die Gréf3e der zu beférdernden
Betten und Gerdte, sowie der Anzahl der Begleitpersonen abzu-
stimmen. Die Kabinen sollen aber gemafl Musterbauordnung,
11/2002 das MaB von 1,10 x 2,10 m nicht unterschreiten. Beim
Transport von Schwerlastbetten ist von einer Grundflache von
2,00 x 3,00 m auszugehen. Die Tragfahigkeit des Aufzugs sollte
fiir den Transport von Schwerlastbetten mindestens 1000 kg
betragen, was bei neuen Aufziigen gemaf3 der derzeit internatio-
nal angewendeten Norm ISO 4190-1,,Lift (elevator) installation
— part 1°9 “ mit der Mindesttraglast von 1275 kg kein Problem
darstellt.

Wenn Bettenaufziige auch zur Personenbeforderung benutzt
werden, ist eine automatische Bettenerkennung zu empfehlen,
um eine Vorzugsfahrt auszuldsen.

Kleingiiteraufziige

Fiir Materialtransporte, zum Beispiel Beforderung von OP-Instru-
menten, konnen Kleingiiteraufziige niitzlich sein. Diese Klein-
giiteraufziige werden gemaB DIN EN 81-3 ,,Sicherheitsregeln fiir
die Konstruktion und Einbau von Aufziigen — elektrisch und
hydraulisch betriebene Kleingiiteraufziige*>" ausgefiihrt. Ferner
empfiehlt sich ein —in der Norm nicht geforderter — Kabinenab-
schluss, um das Hereinfallen von Ladegut in den Aufzugschacht
zu verhindern.

Feuerwehraufziige

Feuerwehraufziige dienen dem Transport von Feuerwehrleuten
und Ausriistung im Brandfall. Die Ausfiihrung istin DIN EN 81-72
»Sicherheitsregeln fiir die Konstruktion und Einbau von Aufzi-
gen — Feuerwehraufziige“s? festgelegt.

GemanR der Muster-Hochhaus-Richtlinie®® sind Feuerwehraufzii-
ge erforderlich bei Geb&duden, in denen Aufenthaltsrdaume in
mehr als 22 m Hohe liegen, wobei die maximale Wegstrecke zum
Aufzug im Gebdude 50 m betragen darf. Der Vorraum ist feuerbe-
standig auszufiihren.



Sicherungen gegen Absturz>*

Verkehrswege und Arbeitspldtze, bei denen die Gefahr des Ab-
sturzes von Beschéftigten oder des Herabfallens von Gegenstdn-
den bestehen, miissen mit Umwehrungen versehen sein. Eine
Absturzgefahr besteht, wenn eine Absturzh6he von mehrals 1m
(in den Landesbauordnungen kann die Absturzgefahr unter
Umstédnden schon bei geringeren Hohendifferenzen definiert
werden) vorhanden ist.

An Geldnder oder andere Umwehrungen sind folgende Mindest-
anforderungen zu stellen:

Geldnder miissen mindestens 1m hoch sein. Bei Absturzho-
hen iber 12m miissen Gelander 1,10 m hoch sein. Von dieser
Hohe kann abgewichen werden, wenn durch die Breite (groBer
0,20 m) der Umwehrung (zum Beispiel bei Fensterbriistungen)
ein zusdtzlicher Schutz gegeben ist. Sie miissen im Allgemei-
nen so beschaffen und befestigt sein, dass an ihrer Oberkante
eine ausreichende Horizontallast aufgenommen werden kann.
Geldnder miissen mindestens eine FuBleiste mit einer Hohe
von 0,05m (mit Ausnahme im Verlauf von Treppen) eine Knie-
leiste in 0,50 m Hohe und eine Handleiste (Handlauf) in Tm
Hohe aufweisen.

In 6ffentlichen Verkehrsbereichen, wo mit der Anwesenheit
von Kindern zu rechnen ist, sind zur Sicherung gegen Durch-
fallen entweder vollflachige oder Umwehrungen mit Staben
erforderlich. Dabei diirfen die Offnungsflichen in keiner Rich-
tung eine Lange von mehr als 0,12m haben (damit ein Kind
den Kopf nicht hindurchstecken kann). Um eine Bekletterbar-
keit zu vermeiden, sollten leiterdhnliche Gestaltungselemente
vermieden werden (zum Beispiel Stdabe senkrecht angeordnet,
bei waagerechter Anordnung Stababstand maximal 2,50 cm).
Werden fiir Umwehrungen Glasflachen eingesetzt,

siehe Kapitel 6 ,,Verglasung*.

Handl&dufe, siehe Punkt 4.4 ,Treppen und Treppenrdume*
beziehungsweise Kapitel 3 ,,Barrierefreies Bauen*.

Rettungswege und Notausginge®> ¢

Die Rettung kranker oder pflegebediirftiger Personen ins Freie,
in einen benachbartem Brandabschnitt oder in andere sichere
Bereiche, muss in wenigen Minuten durchfiihrbar sein. Ret-
tungswege fiihren tiber Flure oder Gange und miissen nach
maximal 30 m (Achtung: in den Landesbauordnungen mogli-
cherweise abweichende Angaben) entweder ins Freie oder in
sichere Bereiche fiihren. Der 2. Rettungsweg darf langer sein.
Rettungswege miissen so breit sein, dass sie fiir den grofiten
zu erwartenden Verkehr ausreichen. Dabei muss auch an extra
breite Betten fiir Adipositas-Patienten gedacht werden.

Verkehrswege

Notwendige Treppenrdume miissen einen unmittelbaren Aus-
gang ins Freie haben, der Ausgang ins Freie kann auch tiber
einen feuerhemmend abgetrennten Flur ohne Offnungen
fiihren.

In jedem Geschoss miissen unmittelbar zwei voneinander
unabhédngige und moglichst entgegen gesetzt liegende Ret-
tungswege erreichbar sein.

Allgemein zugangliche Flure miissen in Gebduden mit mehr
als einem Vollgeschoss mindestens feuerhemmend abge-
trennt sein, Tiiren zu diesen Fluren miissen dicht schliefen.
Flure, die nurin einer Richtung begehbar sind (Stichflure),
diirfen eine Lange von 10 m nicht tiberschreiten.

Tren im Verlauf von notwendigen Rettungswegen miissen
jederzeit ohne Hilfsmittel zu 6ffnen sein. ErsatzmaBnahmen
sind auf den Einzelfall abzustimmen. Diese kénnen zum Bei-
spiel Ausgdnge in gesicherte Bereiche sein, eine stdndige
Uberwachung von geschlossenen Stationen, gekoppelt mitim
Brandfall automatisch 6ffnenden Tiiren.

Tiiren von Notausgdngen miissen sich nach auen in Fluch-
trichtung 6ffnen lassen. Schiebe- und Karusselltiiren sind in
Flucht- und Rettungswegen nur dann zuldssig, wenn sie eine
entsprechende Zulassung (zum Beispiel nach der ,Richtlinie
tiber automatische Tiiren in Rettungswegen* AutSchR®”) oder
»Richtlinie fiir elektrische Verriegelungssysteme von Tiiren in
Rettungswegen* (EItVTR*®) haben.

Haufig zu 6ffnende Brandschutztiiren — insbesondere in Be-
reichen mit hohem Transportaufkommen — sollten entweder
betriebsmaBig offengehalten (iiber im Brandfall auslésende
Verriegelungen) oder, dort wo Bereichsabschliisse notwendig
sind, kraftbetatigt ausgefiihrt sein. Nur so kann das unzuldssi-
ge offen stehen dieser Abschliisse mit Gegenstdnden, Holz-
keilen und so weiter vermieden werden. Kreuzungen und Ab-
zweigungen von Hauptfluren, alle Ausgdnge im Zuge von
Rettungswegen sowie Rettungs- und Loschmittel sind entspre-
chend® zu beschildern. Dabei ist insbesondere auf eine gute
Sichtbarkeit der Beschilderung (durch ausreichende Beleuch-
tung, siehe unter Kapitel 7.3, keine Verdeckung durch andere
Hinweisschilder und so weiter) zu achten. Das Beschilde-
rungskonzept ist mit dem Flucht- und Rettungsplan abzustim-
men und muss bei Neu- und Umbauten immer wieder ange-
passt werden.

Fluchtwege konnen auch tber Dach, auf Fluchtbalkone oder
dergleichen gefiihrt werden. Dabei ist auf eine gute Flucht-
wegfiihrung, zum Beispiel Wegemarkierung durch flachigen
Belag, Beschilderung und so weiter, auf ausreichende kiinstli-
che Beleuchtung, soweit erforderlich auf Absturzsicherungen
sowie auf die Zuganglichkeit fiir die Feuerwehr (Anleiterbar-
keit) zu achten.

¢ Siehe auch Kapitel 4.5 ,,Begehbare Dachflachen®.
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4.3 Tiiren und Tore®? 67

Tiren und Tore kdnnen bei falscher Gestaltung erhebliche Unfall-
gefahren darstellen: Sie kdnnen im falschen Moment auf- oder
zuschlagen, sie konnen herunterfallen und Menschen verletzen.
Konstruktionsbedingt weisen Tiiren und Tore Quetsch- und
Scherstellen in Form von Schlieffkanten auf. Hinzu kommt, dass
bei kraftbetatigten Tiiren die automatische Bewegung des Turfli-
gels zu Unfallen fithren kann.

Drehtiiren werden im Krankenhausbereich gerne als Eingangstii-
ren verwendet. Das Unfallgeschehen zeigt, dass Karusselltiiren
auf Grund ihrer Bauart mit groBem Durchmesser und grofier
Masse bei hoher Umlaufgeschwindigkeit ein grofies Gefahr-
dungspotenzial haben. Haufige Verletzungen sind das Einziehen
und Quetschen von Korperteilen und das AnstofRen von Perso-
nen durch die Turfluigel.

Die Anforderungen des Brand- und Katastrophenschutzes an
Tiren hinsichtlich der Eingrenzung von Verrauchungen bezie-
hungsweise Branden auf der einen Seite und der méglichst
geringen Behinderung in Verkehrs- und Fluchtwegen auf der
anderen Seite sind Fragestellungen, die bereits in der Planung
beriicksichtigt werden miissen.

Im Folgenden werden die wesentlichen Anforderungen fiir die
Gestaltung von Tiiren und Toren beschrieben. Es wird zwischen
manueller Bedienung und kraftbetatigten Tiiren und Toren unter-
schieden. Besondere Anforderungen (zum Beispiel Strahlen-
schutz) und Gesichtspunkte der Hygiene finden in diesem allge-
meinen Kapitel keine Beriicksichtigung.

Allgemeine Grundsétze

Lage der Tiiren und Tore

Die Lage der Tiiren und Tore in R&umen muss so angeordnet

sein, dass von jeder Stelle des Raumes eine bestimmte Entfer-

nung zum nachstgelegenen Ausgang (auf einen Rettungsweg

oder ins Freie) nicht iberschritten wird. Die in der Luftlinie ge-

messene Entfernung soll

e hochstens 35m betragen,

e in brandgefdahrdeten Rdumen ohne Sprinkleranlage oder
vergleichbare Sicherheitsmanahme maximal 25 m,

¢ in giftstoff- und explosionsgefahrdeten Rdumen 20 m.

Die Ausgdange missen unmittelbar ins Freie oder in Flure oder
Treppenrdaume, die Rettungswege im Sinne des Bauordnungs-
rechts der Lander sind oder in andere Brandabschnitte fiihren.
In Rdumen mit mehreren Tiiren sollen sich die Ausgange mog-
lichst in gegeniiberliegenden Wanden befinden.
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Zahl, Breite und Maf3e von Tiiren und Toren

Die Zahl und die Breite der Tuiren und Tore richtet sich, wie die
Flur- und Rettungswegebreite, nach der Anzahl der Arbeitnehmer
im Raum, der Lage der Arbeitspldtze und der héchstzuldssigen
Entfernung in Bezug auf die Rettungswegplanung.

Turen, durch die Krankenbetten beférdert werden, miissen eine
lichte Breite von mindestens 1,25 m und diirfen mit Ausnahmen
von Auf3entiiren keine Schwellen haben.

Bei der Beforderung von Schwerlastbetten sollte die Tiirbreite
mindestens 1,40 m betragen.

Generell gilt, ebenso wie fiir Verkehrswege und Arbeitsraume,
eine freie Durchgangshdhe von mindestens 2 m. Ausnahmen
kdonnen im technischen Bereich bei Zugdngen zu Schéachten,
Installationsebenen und so weiter erforderlich sein. Die Grofie
von Durchstiegsoffnungen sollte aber mindestens B x H;

0,60 x 1,00 m, entsprechend der Mindestflache von Fenster-
Notausstiegen, betragen.

Ausfiihrung
Die Ausfiihrung der Tiiren und Tore hinsichtlich des Brandschut-
zes richtet sich nach der jeweiligen Bauordnung der Lander.

Griffe und andere Einrichtungen fiir die Handbetadtigung von
Tiiren und Toren diirfen mit festen oder beweglichen Teilen der
Tiir oder des Tores oder deren Umgebung keine Quetsch- oder
Scherstellen bilden. Sie miissen von der Gegenschlieflkante
mindestens einen Abstand von 25 mm haben.

SchlieSkanten als Quetsch- und Scherstellen liegen vor, wenn
sich die SchlieBkante von ihrer GegenschlieSkante um mehr als
8 mm entfernen kann. Bei Nichteinhaltung dieser Maf3e sind
druckempfindliche oder beriihrungslose Schutzeinrichtungen
erforderlich.

Fiir Kinderkliniken mit Patienten unter 36 Monaten wird empfoh-
len keine Quetsch- und Scherstellen mit einer maximalen Ent-
fernung von 4 mm zuzulassen oder alternativ die Gegenschlief3-
kante durch einen Klemmschutz abzudecken. Eine weitere
Moglichkeit besteht in einer flexiblen Ausfiihrung der Schlief3-
kante mit entsprechend geformten Gummiprofilen, wenn ein
Abstand der starren Teile von mindestens 25 mm eingehalten
werden kann. Dies gilt grundsatzlich fiir alle Tiiren, insbesonde-
re fiir mehrgliedrige Falttiiren, zum Beispiel im Werkstattbereich.

Tiiren von larmsensitiven Arbeitsraumen, zum Beispiel Kranken-,
Besprechungs-, Bereitschaftszimmer, sollten so gestaltet sein,
dass der Einfluss durch Storgerdusche aus der Umgebung so
weit wie moglich begrenzt wird und die Schutzziele der WHO von



30 dB(A) eingehalten werden. Weitere Angaben zu den einzel-

nen Raumarten finden sich in der VDI 2058 Blatt 3, Beurteilung
von Ldrm am Arbeitsplatzé? und der DIN 4109 Schallschutz im

Hochbau, Anforderungen und Nachweise®?.

Schutz gegen Ausheben, Zuschlagen, Herausfallen und
Herabfallen

Tiren sind gegen unbeabsichtigtes Schlieffen, zum Beispiel
durch Windeinwirkung, zu sichern.

Schiebetiiren und -tore miissen so eingerichtet sein, dass ein
Pendeln ausgeschlossen ist.

Das Gewicht von Senk-, Hub- und Kipptoren ist durch Gegenge-
wichte oder andere Einrichtungen so auszugleichen, dass sich
die Tore nicht unbeabsichtigt schlieBen, sondern im Gleichge-
wicht bleiben.

Die Laufbahn der Gegengewichte von Toren muss verkleidet
sein, wenn eine Gefdhrdung von Personen gegeben ist.

Tiiren und Tore, die nach oben 6ffnen, miissen mit Fangvorrich-
tungen versehen sein, die beim Versagen der Tragmittel ein
Abstiirzen der Fliigel verhindern.

Von Fangvorrichtungen kann abgesehen werden, wenn das
Heraus- beziehungsweise Herabfallen der Tiiren oder Tore auf
andere Weise sicher verhindert wird. Dies kann zum Beispiel bei
Fliigeln mit zwei Antrieben der Fall sein, wenn jeder Antrieb so
ausgelegt ist, dass er das Fliigelgewicht allein zu tragen imstan-
de ist, und wenn bei Ausfall eines Antriebs eine weitere Bewe-
gung des Fliigels selbsttdtig verhindert ist.

Die Kraft an der HauptschlieSkante darf beim Versagen der Tech-

nik 150 N nicht tiberschreiten.

Glastiiren

Lichtdurchldssige Tiren und Tiirflachen — ausgenommen Turfil-
lungen im oberen Drittel von Tiiren und abgeschirmte Turfiillun-
gen — missen bruchsicher sein.

Werkstoffe fiir durchsichtige Flachen gelten als bruchsicher,
wenn sie die baurechtlichen Bestimmungen fiir Sicherheitsglas
erfiillen. Kunststoffe mit vergleichbarer Bruchsicherheit sind
zuldssig. Drahtglas erfiillt diese Anforderungen nicht (siehe
Kapitel 6 ,Verglasung®).

Tiren, die zu mehr als drei Vierteln ihrer Flache aus einem
durchsichtigen Werkstoff bestehen, miissen in Augenhohe so

Verkehrswege

gekennzeichnet sein, dass sie deutlich wahrgenommen werden
kdnnen.

Die Wahrnehmbarkeit von Tiiren und Toren kann durch auffallen-
de Griffe oder eine Handleiste verbessert werden.

Anforderungen an kraftbetitigte Tiiren und Tore54 65

Allgemeines

Fiir die verschiedenen Bauformen der Tiiren:

 Drehfliigel- beziehungsweise Karusselldrehtiiren

e Schiebetiiren

e Schiebetore und nach oben 6ffnende Tore sind im Folgenden
einige Hinweise fiir die Planung enthalten.

Bau und Ausriistung

An jeder kraftbetédtigten Tiir muss ein Typenschild mit Hersteller
beziehungsweise Lieferant, Baujahr, Fabriknummer und Fliigel-
gewicht in Kilogramm, wenn die Fliigel auch angehoben oder
abgesenkt werden, angebracht sein.

Dieses Typenschild muss fiir das Wartungs- und Priifpersonal
lesbar sein.

Bei kraftbetatigten Tiiren in Rettungswegen muss die Entriege-
lung fiir das Offnen der Tiir von Hand ohne Hilfsmittel leicht
erreichbar sein. Das Offnen von Hand muss ohne besonderen
Kraftaufwand moglich sein. Einrichtungen fiir die Handbetati-
gung von Fliigeln diirfen mit festen oder beweglichen Teilen der
Umgebung keine Quetsch- oder Scherstellen bilden; sie miissen
von einem sicheren Standplatz aus betdtigt werden konnen.

Einrichtungen fiir die Handbetdtigung, zum Beispiel Kurbeln,
miissen gegen Zurilickschlagen, Abgleiten und unbeabsichtigtes
Abziehen gesichert sein.

Bauteile, von denen der sichere Betrieb der kraftbetatigten
Tiren und Tore abhéangt, miissen fiir Wartung und Priifung leicht
zugdnglich sein.

Fiir die Installation, den Betrieb und die Instandhaltung muss
der Hersteller des Antriebes beziehungsweise des automati-
schen Tirsystems mit dem Produkt ein Handbuch mit Funkti-
onsbeschreibungen, sowie Dokumente mit Anweisungen fiir
den korrekten Einbau und die Montage des Antriebes bezie-
hungsweise des automatischen Tiirsystems und ein Priifbuch
zur Verfiigung stellen. Weiterhin miissen die Dokumente fiir die
Erstpriifung durch eine notifizierte Stelle zur Verfligung gestellt
werden.
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Nachdem sich auf den Verkehrswegen in medizinischen Berei-
chen neben den Beschaftigten auch viele dltere, gehbehinderte
und gebrechliche Patienten und Besucher bewegen, wird emp-
fohlen, dort Tiiren mit Niedrigenergieantrieb einzubauen.

Quetsch- und Scherstellen

Zur Sicherung der Quetsch- und Scherstellen bis zu einer Hohe
von 2,50 m kommen zum Beispiel Schaltleisten, Kontaktschlau-
che oder Lichtschranken in Frage.

Von einer Sicherung der Quetsch- und Scherstellen kann abge-

sehen werden, wenn:

¢ die Bewegung beim Loslassen der Befehlseinrichtung zu
Stehen kommt und

e der Gefahrenbereich standig eingesehen werden kann

o die Bedienung durch unbefugte Personen technisch oder
organisatorisch ausgeschlossen wird

 die SchlieBgeschwindigkeit, gemessen an der Hauptschlief3-
kante, maximal 0,5m/s betrégt.

Auch bei den oben aufgefiihrten Sicherungsmoglichkeiten
wird fiir Kinderkliniken dringend empfohlen, die Gréf3e und das
Gewicht von Kindern zu beriicksichtigen.

Steuerung

Die fiir die Steuerung der Tiiren und Tore notwendigen Sicher-

heitseinrichtungen diirfen durch andere Baulichkeiten oder

Einrichtungen nicht beeintrachtigt werden.

e Esistsicherzustellen, dass keine Fliigelbewegung erfolgen
kann, solange sich Personen im Gefahrenbereich befinden.

e Fehlerin der Steuerung diirfen nicht dazu fiihren, dass die
Sicherheit der Personen, die die Tuiren und Tore benutzen,
beeintrachtigt wird. Gefahrbringende Bewegungen miissen
verhindert werden.

e Tir- und Torfliigel miissen in ihren Endstellungen selbsttatig
zum Stillstand kommen (zum Beispiel durch Betriebsend-
schalter). Wenn Fliigel beim Versagen der Betriebsendschalter
iber ihre Endstellung hinausfahren kénnen, miissen Notend-
schalter oder feste Anschlidge in Verbindung mit einer Uber-
lastsicherung vorhanden sein.

e Der Nachlaufweg der Tiir- und Torfliigel darf nach Beriihren der
Sicherheitseinrichtungen nicht grofier sein als der Weg, um
den die Sicherheitseinrichtungen in der Bewegungsrichtung
des Flugels nachgeben konnen. Der Nachlaufweg der Fliigel
ohne Sicherheitseinrichtungen an den SchlieBkanten darf
nicht gréBer als 5cm sein, sofern mit dem Nachlauf eine ge-
fahrliche Fligelbewegung verbunden ist, zum Beispiel wenn
mit ihr die Entstehung von Quetsch- und Scherstellen an den
SchlieBkanten verbunden ist.
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Abschalteinrichtungen

Tiren und Tore mit elektrischem Antrieb miissen einen Haupt-
schalter besitzen, mit dem die Anlage allpolig abgeschaltet
werden kann. Der Hauptschalter muss gegen irrtiimliches oder
unbefugtes Einschalten gesichert werden kdnnen.

Notabschalteinrichtungen miissen gefahrlos erreichbar sein. Sie
miissen sich in unmittelbarer Nahe der Quetsch- und Scherstel-
len befinden. Ist es nicht méglich eine Notabschalteinrichtung
von beiden Seiten der kraftbetatigten Tiiren und Toren gefahrlos
zu erreichen, miissen auf beiden Seiten Notabschalteinrichtun-
gen vorhanden sein.

Kraftbetdtigte Karusselltiiren

Im Folgenden sind Aussagen fiir den Einbau von Karusselltiiren
zusammengestellt, die fiir die Planung des Bauwerkes Bedeu-
tung haben kénnen. Die baulichen Anforderungen an kraftbeta-
tigte Karusselltiiren im Besonderen werden nicht im Einzelnen
aufgefiihrt, da davon ausgegangen wird, dass die jeweiligen
Hersteller diese Kenntnisse haben beziehungsweise die Anfor-
derungen an kraftbetatigte Tiiren Beriicksichtigung finden (siehe
unter ,,Anforderungen an kraftbetdtigte Tiiren und Tore*). Hier
sind deshalb nur die Punkte aufgefiihrt, die bei der Montage vor
Ort zu beachten sind.

Die Fliigel miissen gegen unbeabsichtigtes Verlassen der
Fiihrungen gesichert sein.

Ein Versatz in der Seitenwandkonstruktion einer Karusselltiir
darf nicht grofer als 10 mm sein, oder er muss durch andere
technischen Mafinahmen abgesichert sein.

Der Bodenbelag einer Karusselltiir muss, in dem von den Tiir-
fliigeln tiberstrichenen Bereich mit einer maximalen Unebenheit
von 4 mm ausgefiihrt sein. Vorhandene Spalte diirfen nicht
breiter als 4 mm sein.

Der Abstand zwischen Tiirfliigelunterkante und FuBboden darf
bei einer Karusselltiir maximal 8 mm betragen oder ist durch
Einsatz einer Schutzeinrichtung nach DIN EN 12 978 ,,Schutzein-
richtungen fiir kraftbetatigte Tiiren und Tore“¢®) abzusichern.

Die Gefahrenstelle zwischen Haupt- und Gegenschlieffkante
muss mit aktiven Schutzeinrichtungen nach der genannten
Norm abgesichert werden. Werden bei Karusselltiiren, die von
besonders schutzbediirftige Personen genutzt werden, aus-
schlieBlich druckempfindliche Schutzeinrichtungen (PSPE) zur
Absicherung der Gefahrenstelle Hauptschlie3kante zur Gegen-
schliefkante eingesetzt, darf die dynamische Kraftspitze nach



Auslésung der Schutzeinrichtung einen Wert von 150 N nicht
tiberschreiten.

Ferngesteuerte Tliren und Tore miissen in Ndhe der Fliigel min-
destens eine gut erkennbare und leicht zugangliche Not-Befehl-
seinrichtung besitzen, mit derim Gefahrfall die Fligelbewegung
zum Stillstand gebracht werden kann. Karusselldrehtiiren gelten
als ferngesteuert, wenn sie zum Beispiel durch Lichtschranken,
Kontaktschwellen oder durch im FuBboden verlaufende Indukti-
onsschleifen ausgelost werden.

Nach dem Abschalten des Antriebs oder bei Ausfall der Energie-
versorgung flir den Antrieb muss die Bewegung der Fliigel unver-
ziiglich zum Stillstand kommen. Eine unbeabsichtigte erneute
Bewegung der Fliigel darf nicht méglich sein.

Es muss sichergestellt sein, dass im Normalbetrieb oder bei
Ausfall der Stromversorgung keine Personen in den Durchtritts-
bereichen eingesperrt werden konnen. Soll dies iiber eine Hand-
betdtigung sichergestellt werden, muss diese mit einer Kraft von
nicht mehrals 220 N zu 6ffnen und zu schliefen sein.

Die maximale Umfangsgeschwindigkeit einer Karusselltiir bis
3.000mm Durchmesser darf 1.000 mm/s nicht iiberschreiten.

Kraftbetéatigte Tiiren in Rettungswegen miissen den Anforderun-
gen der giiltigen Arbeitsstéttenverordnung®” entsprechen.

Beispiele von Schutzeinrichtungen an Karusselltiiren:

e Sensoren

Sensoren kdnnen zum Beispiel an die jeweiligen Schlieffkan-
ten angebracht werden. Beim Eintreten von Personen in den
iberpriiften Bereich stoppt die Fliigelbewegung.
Kontaktschaltleisten

Die Sicherung von Haupt- und GegenschlieBkante erfolgt hdu-
fig durch Kontaktschaltleisten, die iiber die gesamte TiirhGhe
an den SchlieBkanten befestigt sind.

e Als Schutzeinrichtungen sind auch Kombinationen von Senso-
ren und Kontaktschaltleisten moglich.

Schutzeinrichtungen im Brand- und Gefahrenfall

Hierunter fallen Karusselltiiren mit Tirfliigeln, die im Gefah-
renfall zur Seite geklappt werden kdnnen. Solche Tirfliigel
miissen sich mit einem Kraftaufwand von maximal 220 N
offnen lassen.

Unterbindung moglicher Manipulation an Schutzeinrichtungen:

¢ Hierunter fallen zum Beispiel an Schaltleisten angebrachte
U-Eisen, die Schaltleisten im Bodenbereich tiberdecken, oder
eingerissene oder zerst6rte Schaltleisten. Auch Bauteile wie
zum Beispiel ein Nachtverschluss kdnnen Schutzeinrichtun-
gen unwirksam werden lassen.

Verkehrswege

e Auf Ein- und Aus-Schalter fiir Schutzeinrichtungen im Ver-
kehrsbereich ist moglichst zu verzichten.
Weitere Beispiele finden sich in der DGUV Information
208-026%% ,,Sicherheit von kraftbetétigten Karusselltiiren®.

Kraftbetdtigte Karusselltliren unterliegen der europdischen Bau-
produkte- und Maschinenrichtlinie. Beide Richtlinien wenden
sich an die Herstellung und an das Inverkehrbringen der Tiiren.
Wie die Anforderungen zur Vermeidung von Gefahrdungen
beriicksichtigt werden konnen, beschreiben die sicherheits-
technischen Festlegungen in der DGUV Information 208-026%%
»Sicherheit von kraftbetdtigten Karusselltiiren®.

Insbesondere in Kinderkliniken wird empfohlen, auf den Einsatz
von Karusselldrehtiiren zu verzichten. Besonders gefdhrlich
kdnnen sich Vitrinen in Tirfligeln auswirken, die mit Spielzeug
gefiillt sind. Die Aufmerksamkeit der Kinder fiir Gefahrdungen
auf dem Verkehrsweg wird auf diese Weise abgelenkt.

Drehfliigeltiiren

Drehfliigeltiiren im Krankenhaus eignen sich vor allem fiir Ver-
kehrswege in Bereichen, die im Allgemeinen abgeschlossen
sein sollen, aber dennoch haufig frequentiert werden und mit
einem hohem Transportaufkommen durch Betten, Rollcontainer
und sonstige fahrbare Gerdte belastet sind. Dies gilt flir Funkti-
onsbereiche und Stationen im Krankenhaus ebenso wie fiir
Hauptzugange von grof’en Technik- und Versorgungseinheiten.

Zur Sicherung der Gefahrstellen sind folgende Magaben zu

beachten:

¢ Die Tiiren werden ublicherweise durch Radarmelder oder
Wandtaster so rechtzeitig gedffnet, dass die normale Schritt-
geschwindigkeit beibehalten werden kann. Zusatzlich sind
die Offnungs- und SchlieBbereiche der Tiiren durch Infrarot-
sensoren (an der Oberkante der Fliigel montiert) iiberwacht,
so dass, wenn sich Personen im Bewegungsbereich der Fliigel
aufhalten, die Tliren entweder nicht schliefien oder nicht
offnen.

e Firdie kinetische Energie, die von einem bewegten Turfliigel
auf eine Person iibertragen werden kann, sind das Gewicht
und die maximal Bewegungsgeschwindigkeit des Turfliigels
von Bedeutung. Fiir eine Tiir mit Niedrigenergieantrieb, mit
den im Krankenhaus tiblichen Abmessungen und Fliigelge-
wichten, gilt dabei eine Zeit von mindestens 5s von Endstel-
lung zu Endstellung als angemessen.

¢ Die Tir sollte auf keinen Fall unmittelbar an einem senkrecht
zur Laufrichtung vorbeifiihrenden Verkehrsweg (im Kreuzungs-
falle) eingebaut werden. Die gegebenenfalls in den Verkehrs-
weg einschlagenden Tiirfliigel flihren zu Behinderungen; zur
Turdffnung kann kein Radarmelder eingesetzt werden, weil
dieser tberfliissigerweise immer wieder auf den
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vorbeifiihrenden Verkehr ansprechen wiirde. In einem derarti-

gen Fall miisste die Tiir entweder nach innen aufschlagen oder

so weit zurlickgesetzt werden, dass die Turfliigel nicht in den
Gang einschlagen; die Turéffnung wére nur iber Wandtaster
moglich.

o Der Tirantrieb ist so einzustellen, dass die Kraft, die bendotigt

wird, um die Bewegung eines Tiirfliigels zu stoppen, 67 N nicht

ibersteigt.

Schiebetiiren, -tore

¢ Schiebetiiren und -tore miissen gegen Ausheben und Heraus-
fallen gesichert sein, u. a. durch Endschalter und/oder
Notendschalter.

 Die HauptschlieBkante von Schiebetiiren sollte — soweit
moglich — durch Einlage von entsprechend starken und ver-
formbaren Gummiformstiicken so gesichert werden, dass

beim SchlieBen keine gefdhrlichen Quetschstellen entstehen.

e Soweit die Schliefikraft des Fliigels auf maximal 150 N be-
grenzt werden kann, sind keine zusatzlichen Sicherungsmaf3-
nahmen erforderlich. Das Gleiche gilt, wenn der Gefahrbe-
reich vom Bedienungsstandort aus vollstandig zu {ibersehen
und eine Person mit der Bedienung der Anlage beauftragt ist.

» BeiToren in gedffneter Endstellung muss der Bereich hinter
dem Tor ein Maf3 von mindestens 0,5 m aufweisen, um das
Einquetschen des gesamten Kérpers sicher zu vermeiden.

¢ Beiferngesteuerten Toren muss in der Ndhe der Fliigel min-
destens ein gut erkennbarer und leicht erreichbarer Notaus-
schalter installiert sein (siehe auch unter
»Abschalteinrichtungen*).

Nach oben 6ffnende Tore

(zum Beispiel Roll-, Faltglieder- oder Sektionaltore)

¢ Sofern keine anderen Ausgange vorhanden sind, miissen die
Tore mit nach auf3en 6ffnenden Drehfliigeltiiren ausgestattet
sein. Bei gedffneter Fluchttiir diirfen sich die Tore nicht 6ffnen
lassen.

Die horizontale SchliefSkante ist beim Schlievorgang von
Toren gegen Einquetschen zu sichern. Diese Forderung ist
erfiillt, wenn zum Beispiel ein Druckwellenschalter an der
SchlieRkante des Tores in Verbindung mit einer Lichtschranke
oder ein Lichtvorhang den SchlieBbereich iberwacht. Beim
Ansprechen eines der Sicherungsglieder sollte das Tor die
Bewegungsrichtung @andern und wieder in die obere Endstel-
lung fahren.

Weitere Mafinahmen, siehe unter,,Schutz gegen Ausheben,
Zuschlagen, Herausfallen und Herabfallen®.
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Pendeltiiren und -tore
Diese miissen durchsichtig sein oder mindestens ein Sicht-
fenster haben.

4.4 Treppen und Treppenrdume

Besondere Erfordernisse im Krankenhaus wie zum Beispiel der
Transport von Liegendkranken oder das Begehen durch Patien-
ten mit verschiedensten Gebrechen, dltere Mitbiirger und/oder
behinderte Menschen und Kinder sind unter anderem Griinde
fiir eine sichere und praxisorientierte Gestaltung der Treppen
und Treppenrdaume. Bei der Planung von Treppen und Treppen-
raumen in Krankenhdusern miissen deshalb die Platz- und Ho-
henverhdltnisse so gestaltet werden, dass auch die Belange des
barrierefreien Bauens ausreichend Berlicksichtigung finden.
Neben der guten Begehbarkeit sind dariiber hinaus auch beson-
dere Anforderungen hinsichtlich des Brand- und Katastrophen-
schutzes zu stellen.

Im Folgenden sind Aussagen zu:

e Platz- und H6henverhéltnissen,

e Gestaltung der Treppen und Treppenrdume,

e Absturzsicherungen und Handlaufen,

¢ Anforderungen des Brand- und Katastrophenschutzes
zusammengestellt.

Es konnen jedoch je nach Bundesland noch weitere Anforderun-
gen bestehen.

Platz- und Hhenverhiltnisse”® 7

Mindestanforderungen sind, dass

e sie fiir den grofiten zu erwartenden Verkehr ausreichen. Hierzu
wird die in ASR A1.872 nur fiir Verkehrswege giiltige notwendi-
ge Breite anhand der Personenzahl auch fiir die Breite des
Treppenlaufs empfohlen. Die nutzbare Breite von Treppen und
Treppenabsdtzen muss mindestens 1,50 m betragen. Tiirfliigel
diirfen die nutzbare Breite der Treppenabsatze nicht
einschranken.

o die Anforderungen an Rettungswege, aus Punkt 4.2. Innere
VerkehrserschlieBung, Rettungswege, beriicksichtigt werden.

e nach hochstens 18 Stufen je Treppenlauf ein Zwischenpodest
angeordnet wird.

e die lichte Treppendurchgangshdhe mindestens 2m betragt.



Gestaltung der Treppen und Treppenrdume’?

Fiir die Gestaltung gelten folgende Mindestanforderungen:

e Auftritte miissen zwischen 32 bis minimal 26 cm breit und
Steigungen von 14 bis maximal 19 cm hoch sein. Die Schritt-
maf3formel Auftritt + 2 x Steigung = 59 bis 65 cm soll eingehal-
ten werden.

 Ausgleichsstufen sind nicht zuldssig.

¢ Innerhalb eines Gebdudes sollen mindestens alle 6ffentlich
zugdnglichen Treppen gleiche Auftritte und Steigungen
aufweisen.

e Essollen nur Treppen mit geraden Laufen gebaut werden; es
ist zu beachten, dass gewendelte Treppen im Verlauf des ers-
ten Fluchtweges nicht zuldssig sind.

e Die Abstdande des Treppenlaufs zu Wanden und Absturzsiche-
rungen diirfen maximal 5 cm betragen.

e Der Abstand zu Tiiren muss mindestens 1m betragen.

e BeiTiiren, die in Richtung Treppe aufschlagen muss der Trep-
penabsatz mindestens Turbreite plus 0,5 m tief sein (oder bei
barrierefreiem Bauen zusétzlich 1m zur Turbreite).

Abb.4.1 aus ASR A 1.87% AbstandsmaRe von Treppen zu Tiir6ffnungen

e Es miussen den Gegebenheiten angepasste trittsichere Stufen
und Bodenbeldge mit ausreichender Rutschhemmung ausge-
wahlt werden. Dies gilt auch fiir Feuchtbereiche. Durch die
Reinigung darf die Rutschhemmung nicht beeintrachtigt wer-
den (siehe Kapitel 5 ,,FuBbdden®).

¢ Durch farbliche Abstufungen und Gestaltung muss der Verlauf
der Treppe gut erkannt werden kdnnen.

¢ Die Auftrittsvorderkanten sollten besonders rutschhemmend
gestaltet sein. Dies ist zum Beispiel moglich durch Einfrasun-
gen mit Gummiprofilen, Streifen mit Korundbeschichtung.

e Essind die im Treppenbereich vorgegebenen Nennbeleuch-
tungsstarken einzuhalten (siehe Kapitel 7 ,,Beleuchtung®).

Absturzsicherungen

An Treppen sind Absturzsicherungen und Umwehrungen mit
mindestens 1m Héhe und ab einer Absturzhdhe von 12m mit

Verkehrswege

einer Mindesth6he von 1,1m anzubringen. Gelander miissen
mindestens mit einer Fuf}- und Knieleiste ausgestattet sein und
an der Mindesthohe einer Aufnahme einer Horizontalkraft von
500N/m (Wartungstreppen 300 N/m) standhalten.

Handldufe

e Handldufe miissen an Treppen mit mehr als vier Stufen ange-
bracht werden, falls die jeweilige Landesbauordnung dies
nicht schon bei geringerer Stufenzahl fordert.

* Bei einer Stufenbreite ab 1,50 m sind Handldufe an beiden
Seiten erforderlich.

e Handldufe sollen keine offenen Enden aufweisen und nicht
unterbrochen sein.”

¢ Die Handldufe sind nicht tiefer als 80 cm und nicht héher als
115 cm mit einem Seitenabstand zu anderen Bauteilen von
mindestens 5cm anzubringen.

¢ Die Handlaufbreite soll zwischen 2,5 und 6 cm betragen.

Gegebenenfalls sind weitere Anforderungen und/oder Abwei-
chungen aus dem Bauordnungsrecht der Lander oder zusatzli-
che Anforderungen der Krankenhduser zu beriicksichtigen.

4.5 Begehbare Dachfldachen

Bei Tatigkeiten auf Flachen, die mehr als 1m {iber der Umgebung
liegen — dies gilt natiirlich besonders fiir begehbare Dachfla-
chen —, istim Bereich der Absturzkanten regelméafig von einer
Absturzgefahr fiir die Beschaftigten beziehungsweise gegebe-
nenfalls auch anderen Personen auszugehen.

Insbesondere auf den Dachflachen groBBerer Gebdude sind oft
Tatigkeiten auszufiihren oder Aufenthaltsbereiche fiir Patienten
vorzufinden.

Da geht es um die Pflege von Griinflachen, die Instandsetzung
von Dachinstallationen oder das Erreichen von technischen
Einrichtungen, wie etwa Liiftungsanlagen, Aufzugsrdume und
dergleichen. Auch Fluchtwege werden manchmal tiber das Dach
gefiihrt. Dachflachen konnen dementsprechend gefahrliche
Arbeitspldtze aufweisen, wenn diese nicht so errichtet sind,
dass Absturzgefahren vermieden werden.

Die Hinweise beinhalten folgende Gesichtspunkte:
e Absturzsicherung

¢ Sicherung von Dachbelichtungsoéffnungen

» Verkehrswegen

e Zugdnglichkeit von Dachfldachen
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Verkehrswege

Allgemeines

Anschlageinrichtungen fiir Personliche Schutzausriistung gegen
Absturz miissen angebracht werden, wenn die Dachflachen
regelmaRig (zum Beispiel mehrals 1xim Jahr) zu begehen sind
und keine anderen Absturzsicherungen getroffen wurden.

Kann ein Abstand zur Absturzkante von mehr als 2 m eingehal-
ten werden und ist die Flachenneigung kleiner als 20 %, ist keine
Absturzsicherung erforderlich. Wird der Abstand von 2m unter-
schritten und werden Dachfldchen entweder hdufiger begangen,
zum Beispiel zum Erreichen von Technikrdumen, zur Griinpflege
und so weiter oder weil ein Fluchtweg tiber die Dachflache ge-
fiihrt ist, sind grundsatzlich fest angebrachte Absturzsicherun-
gen erforderlich.

Absturzsicherung’®

Absturzsicherungen an Dachrandern beziehungsweise -6ffnun-
gen (Innenhofe und dergleichen) kénnen als Gelander ausgefiihrt
sein. Fur kurzfristige Arbeiten geniigen auch Seilsicherungen,
Nahere Informationen finden sich dazu in der DGUV Informati-
onsschrift 212-001 Arbeiten unter Verwendung von seilunterstiitz-
ten Zugangs- und Positionierverfahren. Eine weitere Moglichkeit
ist die Anbringung von Fangnetzen, zum Beispiel am Hubschrau-
berlandeplatz. Verglaste Belichtungséffnungen sollten begehbar
ausgefiihrt werden, es sei denn, sie haben Gitterabdeckungen
oder Geldnder.

Sicherung von Dachbelichtungsoffnungen
Dachbelichtungséffnungen sollten begehbar sein. Uber Kopf
befindliche Glasflachen sind in Verbundsicherheitsglas auszu-
fithren und miissen, hinsichtlich ihrer Festigkeit, den zu erwar-
tenden Belastungen (zum Beispiel Kérpergewicht mit Last) ent-
sprechen, siehe auch Kapitel 6 ,Verglasung*.

Weitere Sicherungsmdoglichkeiten sind Gitterabdeckungen oder
Fangnetze unter den Belichtungsoffnungen. Diese sind im Wege

der Nachriistung oft die einzige Moglichkeit.

Plexiglaskuppeln als Belichtungsoffnungen sind nicht begehbar
und miissen deshalb wie Dachdffnungen bewertet werden.
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Verkehrswege””)

Verkehrswege auf Dachfldachen sollten, insbesondere auf Kies-
dachern, grundsatzlich befestigt und gut erkennbar sein (zum
Beispiel in Form von Plattenbeldgen). Die Zugange zu Techni-
krdumen und dergleichen sind zu beleuchten. Die entsprechen-
den Schaltmoglichkeiten sollten an den jeweiligen Zugdngen
liegen und leicht auffindbar sein.

Zuganglichkeit zur Dachflache

Bei der Zugdnglichkeit von Dachflachen sind unter anderem
auch Transporte von Materialien, Werkzeugkisten und so weiter
zu beriicksichtigen. Das Betreten der Flache sollte durch eine Tiir
moglich sein. Es kann erforderlich sein, an Dachaufstiegen und
Dachausstiegen zusdtzliche Anschlagpunkte fiir Personliche
Schutzausriistung gegen Absturz anzuordnen.

Das unbefugte Betreten ist sicher zu verhindern, deshalb sollten
Zugangstiiren normalerweise versperrt und Steigleitern, die von
offentlich zugdnglichen Bereichen benutzt werden kdnnten,
gesichert sein (Leitergang zum Beispiel erst ab einer Hohe von
3 m fest angebracht, nur mit gesondert untergebrachter Anlege-
leiter zu erreichen). Miissen zum Besteigen einer Dachfldche
deutlich mehr als 5m Hohendifferenz tiber eine fest angebrach-
te Steigleiter iberwunden werden, dann muss eine Absturzsi-
cherung durch Riickenschutz oder eine Schiene fiir Sicherungs-
gleiter angebracht werden.”®

Letzteres gilt besonders auch fiir den Aufstieg zu Kaminen, zum
Beispiel von Heizzentralen.

4.6 Transportsysteme

Im Krankenhausbereich sind folgende automatisierte Transport-
systeme anzutreffen:

» Automatische Warentransportanlagen (AWT)
 Kleinforderanlagen (KFA)

e Rohrpostanlagen.



Automatische Warentransportanlagen — AWT-Anlagen

Mit AWT-Anlagen konnen groBere Behélter/Container zum Bei-
spiel fiir Schmutzwésche und Abfélle automatisiert transpor-
tiert werden. Zwischen den Geschossen werden die Container
iblicherweise in senkrechten Aufzugsschéchten an- und ab-
transportiert, wahrend im Untergeschoss horizontale Trans-
portstrecken eingerichtet sind. Dort werden die Container tiber
Schienensysteme mit personengesteuerten oder vollautomati-
schen Schleppern bewegt.

Folgende Punkte sollten beachtet werden:

¢ Im Bereich des Horizontaltransportes sollten mogliche Beriih-
rungen zwischen Personen und Containern vermieden wer-
den, das heif3t Kopffreiheit gré3er 2m. Bei bodengestiitztem
Fahrverkehr diirfen keine Verkehrswege fiir Personen im Be-
reich der Transporttrassen vorhanden sein. In Bereichen, wo
die Kopffreiheit nicht eingehalten werden kann, sind spitze

und scharfe Kanten an Schienen, Weichen und so weiter abzu-

polstern und farblich zu markieren.

e Zwischen den Containern und Wanden beziehungsweise
Stitzen sowie zwischen Containern im Gegenverkehr ist ein
Sicherheitsabstand von mindestens 0,50 m einzuhalten, um
das Einquetschen des ganzen Korpers zu vermeiden. Dort, wo
dieses Maf3 auf Grund der notwendigen Trassenfiihrung nicht
eingehalten werden kann, sind alternative Sicherungsmaf3-
nahmen einzurichten, wie zum Beispiel Notabschaltungen
oder akustische und optische Signalanlagen bei der Annahe-
rung von Containern.

* Bereiche des Horizontaltransportes sollten dort, wo Uber-
schneidungen beziehungsweise mogliche Beriihrungen mit
dem allgemeinen Personenverkehrim Technikbereich gege-
ben sind, komplett abgeschrankt und nur fiir das Wartungs-
personal mit Schliissel zugdnglich sein.

¢ Die Fahrtrassen am Boden sollten farblich gekennzeichnet
werden, damit das Begehen und das Abstellen von Gegen-
standen in diesen Bereichen vermieden wird
(Kollisionsgefahr).
Schienen, Weichen und dergleichen sind im AnstoBbereich
abzupolstern und auffdllig farblich zu kennzeichnen.
Die Steigschdchte sollten zu Instandhaltungszwecken auf
jeder Ebene einen Zugang aufweisen. Damit kann sicherge-
stellt werden, dass Brandschutzklappen zum Beispiel im Zuge
von Instandsetzungsarbeiten nicht durchstiegen werden mis-
sen. Auf die Notwendigkeit von ausreichend groen Standfla-
chen in den Schachten wird hingewiesen.

Verkehrswege

¢ In unmittelbarer Nahe der Anlage hat es sich bewahrt, einen
grofleren Wartungsplatz einzurichten. Dieser ist tiblicherweise
standig besetzt und muss deshalb den Anforderungen an
einen Arbeitsplatz geniigen. In dem Bereich sollte auch die
Reinigung von Containern durchgefiihrt werden. Es sind von
daher Wasser-, Desinfektionsmittel- und Abwasseranschliisse
ebenso wie ein Handewaschplatz erforderlich.

Kleinforderanlagen — KFA

Mit Kleinférderanlagen werden kleinere, verschlieBbare Behalter
mit Apothekengiitern, Schriftstiicken, Probenmaterialien und so
weiter auf elektrisch angetriebenen Fahrgestellen transportiert
und vollautomatisch bis zum Zielort gefahren. Probleme ergeben
sich, wenn eines der Fahrgestelle den Dienst versagt, die Behalt-
nisse inshesondere auf den senkrechten Strecken undicht wer-
den, die Schienensysteme nach einiger Zeit zu stark verschmut-
zen, Lesegerdte versagen und so weiter Ein besonderes Problem
entsteht, wenn ein Fahrgestell, welches irgendwo auf der Stre-
cke den Dienst versagt, geborgen werden muss oder die Schie-
nen periodisch gereinigt werden miissen. Vor diesem Hinter-
grund muss der Schienenstrang auf seiner gesamten Lange
moglichst gut zugdnglich sein.

Folgende Punkte sollten beachtet werden:

* In Steigschdchten sollte fiir Zugédnglichkeit des Schienen-
systems wie bei AWT-Anlagen gesorgt werden.

 Bei horizontalen Transportstrecken auf gute Zuganglichkeit
der Schienen, Weichen und so weiter achten, insbesondere
im Bereich der Zwischendecke, der moglicherweise nicht auf
der gesamten Lange von unten zuganglich ist (wenn die Trasse
zum Beispiel den OP-Bereich tiberfahrt). In solchen Féllen
muss unter Umstanden ein Wartungssteg neben der Trasse
eingerichtet werden.

e Die Einrichtung eines Wartungs- und Reinigungsplatzes im
Bereich der Anlage ist mit dhnlicher Ausstattung wie bei
AWT-Anlagen sinnvoll, ein standiger Arbeitsplatz ist normaler-
weise aber nicht gegeben.
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Verkehrswege

Rohrpost

Die Rohrpost dient ebenfalls zum vollautomatischen Versand
von Gegenstanden. Die durch Druckluft angetriebenen Behalt-
nisse sind zylinderférmig und im Volumen deutlich kleiner als
bei der KFA. Rohrpostanlagen sind erfahrungsgemaf am wenigs-
ten storanfillig. Es gibt lediglich vereinzelt Probleme mit der
Larmentwicklung, wenn die Kartusche am Zielort ausgeworfen
wird. Ebenso konnen vereinzelt ausgefallene Weichen, Lese-
gerdte und dergleichen Stérungen verursachen.

Folgende Punkte sollten beachtet werden:

o Auf gute Zuganglichkeit von Weichen, Lesegeraten und der-
gleichen achten.

¢ An den Zielorten sollten standardmafig larmmindernde MaR-
nahmen durchgefiihrt werden, zum Beispiel durch Auskleiden
der Empfangsbehalter mit elastischen Materialien. Die Aus-
trittstellen der Behdlter sollten nicht in ldrmsensiblen Berei-
chen eingerichtet werden.
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5 Fuf3boden

Stiirzen, Stolpern und Ausrutschen gehdren zu den haufigsten
Unfallursachen. Nach der Statistik der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung (DGUV) ereigneten sich im Jahr 2009 mehr
als 170.000 meldepflichtige Stolper-, Sturz- und Rutschunfille.”®

Wie hoch die Gefahrist, durch Ausrutschen beim Gehen einen
Unfall zu erleiden, zeigt sich anhand der Unfallhaufigkeit und
-schwere:

e im Bereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften wird
etwa jeder zweite meldepflichtige Arbeitsunfall, der sich auf
dem Fu3boden ereignet, durch Ausrutschen verursacht.

e 4% der Rutschunfille fiihren zu folgenschweren Stiirzen;

¢ 5% der neuen Unfallrenten, die im gewerblichen Bereich jahr-
lich hinzukommen, sind auf einen Rutschunfall zuriick zu
fuhren;

e die durchschnittlichen Folgekosten eines Rutschunfalls liegen
bei ca. 34.000 €.89

Die Beschaffenheit des Bodens spielt bei der Vermeidung von
Rutschunfdllen die wohl groite Rolle. Ein passend ausgewdhlter
und richtig gestalteter Boden kann auch bei unterschiedlich
stark rutschhemmendem Schuhwerk und bei Verunreinigungen
oder Ndsse noch eine ausreichende Rutschhemmung bieten.

Im Folgenden werden Aussagen zu folgenden Punkten gemacht:
¢ Stolperstellen

e SchutzmaBnahmen gegen Stolpern

e Ebenheit

e SchutzmaBnahmen gegen Ausrutschen

¢ chemische Nachbehandlung

e Hygiene

o Tragfahigkeit

e Gefahrliche Schrage

e Innenraumbelastung durch Kleber

Stolperstellen

Haufigste Ursache fiir Stolperunfélle sind Héhendifferenzen,
z.B. an Ubergangsstellen von FuRbodenbelidgen, Dehnungsfu-
gen, ungeeigneten Installationseinbauten und nur grob bearbei-
teten Natursteinbdden. Als Stolperstellen gelten bereits Aufkan-
tungen ohne Anschrdagung von mehr als 4 mm.

Auch bei Spaltenbreiten von mehr als 20 mm im Fuboden so-
wie bei der Verwendung von Rosten mit einer Maschenteilung
von mehrals 35 mm x 51mm liegen Stolperstellen vor. Eine Stol-
perstelle kann, auch temporar auftreten, wie z. B. aufgrund
einer Durchbiegung an der Verbindungsstelle verschiedener
FuBbdden.8?
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Schutzmafinahmen gegen Stolpern

Eine geeignete MaBnahme zur Vermeidung von Stolperstellen an
Hohenunterschieden bis 2cm, ist z. B. eine Anschrdgung mit
einem Winkel von héchstens 25°, z. B. bei Kanten an Bodenbela-
gen. Groflere Hohenunterschiede sollen durch begehbare
Schragrampen tberbriickt werden, die den an Verkehrswege
bzw. Fluchtwege gerichteten Anforderungen der Arbeitsstatten-
verordnung entsprechen.?28) FuRbodenauflagen wie z. B. lose
Fumatten, Teppiche oder Laufer miissen gegen Verrutschen
oder Aufrollen gesichert sein. Sie sind deshalb anzuschrauben
oder festzukleben.

Ablaufrinnen, Abflusskandle und Bodenabldufe miissen kipp-
und trittsicher sowie bodengleich abgedeckt sein. Metallroste,
z.B. Gitter- und Blechprofilroste, miissen eine Mindestauflage-
lange von 30 mm haben sowie gegen Abheben oder Verschieben
gesichert sein. Um Stolperstellen an Stof3stellen von Metallros-
ten zu vermeiden, miissen die unter Last auftretenden elasti-
schen Durchbiegungen innerhalb bestimmter Grenzen bleiben
(kleiner 1/200 Stiitzweite, aber nicht mehr als 4 mm). Bei Gitter-
rosten in 6ffentlichen Verkehrswegen, z.B. vor Eingangen von
allgemein zuganglichen Gebduden, muss die Maschenweite
klein gehalten werden. Es sind Roste einzusetzen, deren Ma-
schen in einer Richtung die lichte Weite von 10 mm nicht iber-
schreiten.

Kunststoffroste werden vorzugsweise an Steharbeitspldtzen
eingesetzt. Ihre Verwendung als Bodenbelag in Verkehrswegen
ist wegen der Umknickgefahr zu vermeiden. Die Umknickgefahr
resultiert aus der groBen Maschenaufteilung und den tiefer
liegenden Verbindungsstaben, die als Kontaktflache zur
Schuhsohle nicht zur Verfiigung stehen. Roste aus Kunststoff
unterliegen auch ohne Beanspruchung einem Alterungsprozess,
derinshesondere von der Starke der ultravioletten Strahlung
abhingig ist.84)8%

Anschluss- und Verlangerungskabel miissen so verlegt sein,
dass sie keine Stolperstellen bilden. Ist es erforderlich, einen
Verkehrsweg mit einem Anschluss- oder Verldngerungskabel zu
kreuzen, so muss das Kabel mit einer ausreichend schweren,
flach angeschragten und gut erkennbaren Sicherungsbriicke
tiberbaut sein.

Anschluss- und Versorgungsleitungen miissen so verlegt sein,
dass sie keine Stolperstellen bilden, z. B. entlang von Einrich-
tungsgegenstanden, Wanden oder Decken. Das kann z. B. mit
einer ausreichenden Anzahl von Anschlussmoglichkeiten in
einer geeigneten Lage erreicht werden (z.B. durch Anbringen
einer Steckdose im ndheren Umfeld der Verbrauchseinrichtung,
um dadurch auf dem Boden liegende Kabel zu vermeiden).



Sind Stolperstellen durch bauliche Mainahmen nicht zu ver-
meiden, so sind sie zumindest deutlich und dauerhaft gelb-
schwarz-gestreift zu kennzeichnen und ggf. durch weitere
Schutzmafinahmen, wie z. B. durch Absperrungen oder Hand-
ldufe zu sichern.

Ebenheit

FuBbdden miissen eben sein, um die Unfallgefahr durch zum
Beispiel wellige Bodenbeldge oder Fliissigkeitslachen zu verrin-
gern. Bei der Bauausfiihrung entstehen in der Regel technisch
bedingt unvermeidbare MaRabweichungen, die zu Unebenhei-
ten fiihren. Die zuldssigen Abweichungen von der Ebenheit sind
fiir FuBboden, Flachen, Decken und Wande in DIN 18 202 ,Tole-
ranzen im Hochbau — Bauwerke“8¢) geregelt. Ebenheitstoleran-
zen bezeichnen die zuldssigen Abweichungen der Ebenheit
einer Estrichflache, unabhangig von Neigung und Héhenlage.

SchutzmaBnahmen gegen Ausrutschen®”

Um einen Fufboden sicher begehen zu konnen, miissen be-
stimmte Reibungswerte zwischen Schuh und Fuf$boden vorhan-
den sein. Wasser oder Feuchtigkeit fiihren zu einer erheblichen
Verminderung der Reibungswerte gegeniiber dem trockenen
Zustand. In Arbeitsbereichen, die durch Eingange direkt aus
dem Freien betretbar sind, wirken sich zum Beispiel. nasse
Schuhsohlen entsprechend negativ aus.

Gebdudeeingdnge sind deshalb so einzurichten, dass der Ein-
trag von Schmutz und Né&sse nicht zu Rutschgefahren fiihren.
Dies kann durch Sauberlaufzonen in Form von Schmutz- und
Feuchtigkeitsaufnehmern erreicht werden, die hinsichtlich ihrer
Lénge, Breite und des Materials auf den zu erwartenden Perso-
nenverkehr ausgelegt sind und in ihrer Laufrichtung tiber die
gesamte Durchgangsbreite mindestens 1,5m lang sind. Sauber-
laufzonen miissen gegen Verrutschen gesichert sein.

Sofern Fliissigkeiten oder gleitfordernde Stoffe in einem solchen
Umfang auf den Fufboden gelangen, dass dadurch eine Rutsch-
gefahr fiir Personen besteht, sind geeignete Mafinahmen zu
ergreifen. Flussigkeiten lassen sich beispielsweise durch ein
ausreichendes FuBbodengefille abfiihren, (z. B. ein Gefille von
mindestens 2% bei Fliissigkeiten mit wasserdahnlichen FlieBei-
genschaften). Das Ableiten von Fliissigkeiten tiber Verkehrswege
ist nach Moglichkeit zu vermeiden. Eine geeignete MaBnahme
gegen die Ausrutschgefahr aufgrund gleitférdernder Stoffe, wie
z.B. Ol oder Speisereste, sind Bodenbeldge mit ausreichendem
Verdrdngungsraum.

FuBboden

Es gilt somit, die unterschiedlichen Rutschgefahren zu bewer-
ten, um daraus ein Maf fiir die zu fordernde Rutschhemmung
eines Fubodens zu erhalten. Die Bewertung erfolgt fiir Arbeits-
rdume und Arbeitsbereiche, in denen auf Grund der verarbeite-
ten Produkte oder der Arbeitsverfahren erhdhte Rutschgefahr
besteht, nach der Regel fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz
DGUV Regel 108-00388) , FuRbdden in Arbeitsraumen und Ar-
beitsbereichen mit Rutschgefahr®. Fiir nassbelastete Barfufibe-
reiche, die in Krankenhdusern, z.B. in Sanitarbereichen oder
medizinischen Badern bestehen, findet die DGUV Infor-

mation 207-006 ,,Bodenbeldge fiir nassbelastete BarfuBBberei-
che*“ Anwendung. Entsprechend der jeweiligen Rutschgefahr
werden Bodenbeldge von Arbeitsraumen und -bereichen nach
DGUV Regel 108-003 den Bewertungsgruppen R 9, R10, R 11,

R 12 und R 13 bzw. nach DGUV Information 207-006 den Bewer-
tungsgruppen A, B und C zugeordnet.
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FuBboden

Tabelle: 5.1

Arbeitsraume und Arbeitsbereiche | Bewertungs-
gruppe der

Verdrangungs-
raum mit Kenn-
zahl fiir das
Mindestvolumen

Rutschgefahr
(R-Gruppe)

Allgemeine Arbeitsraume und
-bereiche

Eingangsbereiche, innen R9

Eingangsbereiche, auBen R 11 oder
R10 V4

Treppen, innen R9

AufBentreppen R 11 oder
R10 V4

Sanitdrraume (z.B. Umkleide- und | R10

Waschrdume)

Toiletten R9

Pausenrdume (z. B. Aufenthalts- R9

raum, Betriebskantinen)

Sanitatsraume R9

Kiichen, Speiserdume

Kiichen fiir Gemeinschaftsverpfle- | R 12

gung in Krankenhdusern, Kliniken

Auftau- und Anwarmkiichen R10

Kaffee- und Teekiichen, R10

Stationskiichen

Spiilrdume R12

Speiserdume, Gastraume, Kanti- R9

nen einschlieBlich

Bedienungs- und Serviergdangen

Kiihlrdume, Tiefkiihlrdume, Kiihl-

héauser, Tiefkiithlhduser

fiir unverpackte Ware R12

fiir verpackte Ware R11

Rdume des Gesundheitsdienstes/

der Wohlfahrtspflege

Desinfektionsrdume (nass) R1

Vorreinigungsbereiche der R 10

Sterilisation

Fakalienraume, Ausgussraume, R10

unreine Pflegearbeitsraume

Sektionsrdume R 10

Arbeitsraume und Arbeitsbereiche | Bewertungs- | Verdrdngungs-
gruppe der raum mit Kenn-
Rutschgefahr | zahlfiir das
(R-Gruppe) Mindestvolumen

(Fortsetzung)

Réume des Gesundheitsdienstes/

der Wohlfahrtspflege

Raume fiir medizinische Bader, R 11

Hydrotherapie, Fango-Aufbereitung

Waschrdaume von OPs, Gipsrdume | R10

Sanitdre Rdume, Stationsbader R10

Raume fiir medizinische Diagnos- | R9

tik und Therapie, Massagerdaume

OP-Rdaume R9

Stationen mit Krankenzimmern R9

und Fluren

Praxen der Medizin R9

Tageskliniken R9

Apotheken R9

Wischerei

Raume mit Durchlaufwaschma- R9

schinen (Waschrohren) oder mit

Waschschleudermaschinen

Raume mit Waschmaschinen, R

bei denen die Wasche tropfnass

entnommen wird R9

Raume zum Biigeln und Mangeln

Verkehrswege in Auf3enbereichen

Gehwege R 11 oder
R10 V4

Laderampen

- Uberdacht R 11 oder

- nicht iberdacht R10 V4

Schragrampen (z. B. fiir Rollstiihle, | R12 oder

Ladebriicken) R11 V4
R 12 oder
R11 V4

Betankungsbereiche R12

Betankungsbereiche tiberdacht R11
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Die Bewertungsgruppen dienen als Mafistab fiir den Grad der
Rutschhemmung, wobei Bodenbeldge mit der Bewertungsgrup-
pe R 9 den geringsten und Bodenbeldge mit der Bewertungs-
gruppe R 13 den hdchsten Anforderungen an die Rutschhem-
mung geniigen.

Kommen Wasser, Fett oder kleinere Abfallstiicke hinzu, reicht
die rutschhemmende Ausfiihrung des Bodens nicht aus. In die-
sen Fdllen ist ein Boden mit Rillen oder anderen Profilierungen
erforderlich. Das Volumen der Profilierung wird als Verdran-
gungsraum bezeichnet. Das Mindestverdrangungsvolumen V 4
ist mit 4 cm2 Verdrangungsraum pro 100 cm2 Flache festgelegt
worden. Grof3ere Verdrangungsraume werden mitV 6,V 8 und
V10 angegeben.

Werden in benachbarten Arbeitsraumen oder -bereichen Boden-
beldge unterschiedlicher Rutschhemmung eingesetzt, ist darauf
zu achten, dass die Bodenbeldge jeweils zwei benachbarten
Bewertungsgruppen zugeordnet sind, z. B. Bewertungsgruppen
R 10 und R 11 oder R11 und R 12. Benachbarte Arbeitsbereiche
mit unterschiedlicher Rutschgefahr, in denen die Beschéftigten
wechselweise tatig sind, sollen einheitlich mit dem Bodenbelag
der jeweils hoheren Bewertungsgruppe ausgestattet werden.

Eine Ubersicht von Bodenbeldgen fiir Arbeitsrdume und Arbeits-
bereiche mit Rutschgefahr, die vom Institut fiir Arbeitsschutz der
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA) geprift wur-
den, enthilt die sog. Positivliste.89

In Bereichen, die nur barfuss begangen werden (z. B. Therapie-
und Bewegungsbéader) ist die DGUV Information 207-006°%
»,Bodenbeldge fiir nassbhelastete BarfuBbereiche“ und die Liste
»NB“ ,Rutschhemmende Bodenbeldge in nassbelasteten Bar-
fuBbereichen zu beriicksichtigen.

Chemische Nachbehandlung®”

Als wirkungsvolle Manahme zur Verbesserung der rutschhem-
menden Eigenschaften eines verlegten Bodenbelags haben sich
in der Vergangenheit speziell entwickelte, chemische Nachbe-
handlungsverfahren bewéhrt. Diese Verfahren konnen auf mine-
ralischen Belagsflachen, bei keramischen Fliesen, Granit, Mar-
mor, Kunststein, Beton oder Estrich angewendet werden. Bei
den eingesetzten chemischen Wirkstoffen handelt es sich um
fluorid- bzw. flusssdurehaltige Mittel. Durch unterschiedlich
lange Einwirkdauer der eingesetzten Mittel erfolgt eine chemi-
sche Reaktion, bei der Quarz- bzw. Kalkteilchen herausgelost
werden, so dass eine raue, kantige Oberflache mit rutschhem-
menden Eigenschaften entsteht. Die optische Wirkung der Bo-
den bleibt dabei nahezu erhalten. Ein Nachweis {iber eine

FuBboden

Verbesserung der Rutschhemmungswerte (R-Werte) kann nur
durch eine Priifung nach DIN 51130 ,,Priifung von Bodenbeldgen
— Bestimmung der rutschhemmenden Eigenschaft — Arbeitsrau-
me und Arbeitsbereiche mit Rutschgefahr, Begehungsverfahren
- Schiefe Ebene“9? , am Institut fiir Arbeitsschutz (IFA) der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 53757 St. Augus-
tin oder bei der Saurefliesner- Vereinigung e. V., 30928 Burgwe-
del, durchgefiihrt werden.

Durch Vergleichsmessungen mit einem Gleitmessgerat gemaf
DIN 51131 ,,Priifung von Bodenbeldgen — Bestimmung der
rutschhemmenden Eigenschaft — Verfahren zur Messung des
Gleitreibungskoeffizienten“?? — vor und nach der chemischen
Behandlung kann die Verbesserung der Rutschhemmung veran-
schaulicht werden. Zur Bewertung der Rutschgefahr dienen die
Richtwerte der Tabelle 3 und die Ausfiihrungen dazu in der
DGUV Information 208-041,,Bewertung der Rutschgefahr unter
Betriebsbedingungen®. Innerhalb eines Arbeitsbereiches sollte
der Unterschied des Gleitreibungskoeffizienten zwischen zwei
aneinander grenzenden Bodenbeligen, z.B. an einer Uber-
gangsstelle, Ap < 0,15 betragen. Optimal ware, wenn kein Unter-
schied bestiinde, d.h. Au=0.

Weitere Anforderungen

Hygiened4 95

FuSbéden sollen leicht zu reinigen und bestdndig gegen die
verwendeten Reinigungsmittel und gegebenenfalls Desinfekti-
onsmittel sein.

In Rdumen, in denen mit Gefahrstoffen oder biologischen
Arbeitsstoffen umgegangen wird, sollten die Ubergénge zu Wan-
den und ggf. zu Einrichtungen abgerundet werden (Kehlsockel),
um eine vollstandige hygienische Reinigung und Desinfektion zu
erleichtern.

Textile Bodenbeldge sind aus hygienischen Griinden problema-
tisch. Fiir bestimmte Rdume (z. B. Untersuchungs- und Behand-
lungsrdaume, Pflege-Arbeitsrdume, Stationskiichen, Bader und
Toiletten) miissen sie abgelehnt werden. Wegen der Schwierig-
keiten einer einwandfreien Reinigung und Desinfektion sollten
textile Bodenbeldge auch in Krankenrdumen nicht verwendet
werden. Werden textile Bodenbeldge in Krankenhdusern den-
noch verlegt, ist zu beriicksichtigen, dass die Béden fiir Stuhlrol-
len- und Bettenrdder geeignet sind. Insbesondere beim Schie-
ben von Krankenbetten kommt es bei ungeeigneten Beldgen zur
Erh6hung des Rollwiderstandes und somit zu unnétigen Riicken-
belastungen der Mitarbeiter.
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FuBboden

Tragfahigkeit

Der Fulboden ist tragféhig, wenn er eine der Nutzungsart ent-
sprechende Konstruktion und Festigkeit aufweist und auch das
Aufbringen von Lasten, wie z. B. durch das Aufstellen von Ein-
richtungen oder durch das Befahren mit Transportmitteln, nicht
zu Beschddigungen, zur Bildung von Unebenheiten oder zu
Gefahrdungen von Beschaftigten in darunter liegenden Berei-
chen aufgrund der Ablésung von FuBbodenteilen fiihrt.%®) Diese
Anforderungen sind insbesondere auch bei der Planung von
Stationen zur Behandlung von adipdsen Patientinnen und Pati-
enten zu beachten. Zusétzlich zu dem Patientengewicht muss
hier auch z.B. die Gewichtsbelastung durch ein Schwerlastbett
beriicksichtigt werden.

Gefahrliche Schrédge

Eine Schrdge wird als gefdhrlich bezeichnet, wenn der Fubo-
den aufgrund seiner Neigung bzw. Steigung nicht mehr sicher
betrieben, also begangen, befahren oder zum Abstellen genutzt
werden kann. Dies ist in der Regel bei FuBbdden ab einer Nei-
gung von 36 % (ca. 20°) gegeben. Sofern nicht ohnehin schon
aufgrund anderer Vorschriften ein niedrigerer Wert einzuhalten
ist.”) Anforderungen an die Begeh- und Befahrbarkeit von
Schragrampen enthalt Kapitel 4 ,Verkehrswege“.

Innenraumbelastung durch Kleber

Bei Bodenbeldgen, die verklebt verlegt werden, sollten aus-
schlieBlich l6sungsmittelfreie, sehr emissionsarme Klebstoffe
eingesetzt werden. Die bisherige Verbraucherempfehlung, nur
Kleber, die nach dem Informationssystem der Bau-Berufsgenos-
senschaften (GIS-Code = Gefahrstoff-Informations-System-
Code)?® gekennzeichnet sind, zu verwenden, muss erweitert
werden. Der GIS-Code erfasst keine Stoffe, die langsam tiber
Monate oder Jahre entweichen kénnen. Diese Liicke schliefit der
EMI-Code®?, der von der Gemeinschaft emissionskontrollierter
Verlegewerkstoffe , Klebstoffe und Bauprodukte e. V., (GEV)
entwickelt wurde. Der EMI-Code stuft Produkte in die 3 Emissi-
onsklassen EC 1Pus(sehr emissionsarmplus ), EC 1 (sehr emissi-
onsarm) und EC 2 (emissionsarm) ein. Die geringste Schadstoff-
emission ist von der Klasse EC 1P'Us zu erwarten.

Wenn ein Kleber also mit dem GIS-Code ,,D 1“ (D1 bedeutet ei-
nen Lésemittelgehalt < 0,5 %) und ,,EC 1Ps“ gekennzeichnet ist,
bietet dies eine gewisse Sicherheit, dass moglichst wenig
Schadstoffe in die Raumluft gelangen.

Anmerkung: Fiir Produkte, die kennzeichnungspflichtig sind
und/oder Warnhinweise (z. B. R-Sdtze) tragen und deshalb bei
der Verarbeitung Arbeitsschutzmainahmen erfordern kénnen,
wird die Kennzeichnung um den endstandigen Buchstaben ,,R“
ergdnzt, z.B. EMICODE EC1R.
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6 Verglasung

Glas ist ein haufig eingesetzter Werkstoff in der modernen Ge-
staltung von Gebduden.

Damit Gefahrdungen bei Glasbruch begrenzt werden kénnen,
miissen von Planern, Herstellern und Betreibern von Gebduden

und Anlagen gewisse sicherheitstechnische Mindestanforderun-

gen an die verschiedenen Glasarten beachtet werden. Besonde-
re Mainahmen zur Verhiitung von Verletzungen bei Glasbruch
sind {iberall dort erforderlich, wo Personen und vor allem Kinder
wahrend des Bewegungs- und Verkehrsablaufs auf verglaste
Wande, Wandteile oder Tiiren treffen kénnen. Ursachen hierfiir
kdnnen z.B. sein:

 Stolpern,

¢ Unachtsamkeit,

e unzureichende Beleuchtung,

¢ Panik, z.B. im Brandfall.

Das Thema Verglasungen beinhaltet die Aspekte:
e Glasarten

¢ Anwendungen

e Kenntlichmachung

¢ Glasreinigung

e Sonnenschutz

Hinweis: DIN 18008 ,,Glas im Bauwesen — Teil 1 bis 7

Die DIN 18008 ,,Glas im Bauwesen — Teil 1 bis 7“1°0 wird die
bisherigen bauaufsichtlichen Regelungen fiir Glaskonstruktio-
nen ablosen. Die Teile 1-5 der DIN 18008 ,,Glas im Bauwesen“
sind bis Mitte 2013 eingefiihrt.

6.1 Glasarten'®?
Verglasungen mit Sicherheitseigenschaften

Bruchsichere, lichtdurchldssige Werkstoffe

Den Sicherheitsanforderungen gemaf DIN EN 12600 ,,Glas im

Bauwesen — Pendelschlagversuch“'°? geniigen die sog. Sicher-

heitsgldser, wie z. B.

» Verbund-Sicherheitsglas (VSG),

e Einscheiben-Sicherheitsglas (ESG und ESG-H),

e Glassteine,

e lichtdurchléssige Kunststoffe mit vergleichbaren
Sicherheitseigenschaften.

Verbundsicherheitsglas

Dieses Glas ist auf Grund seiner Splitter bindenden Wirkung
verkehrssicher und kann in Turen und Wanden ohne zusatzliche
Abschirmung verwendet werden.
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Einscheiben-Sicherheitsglas

Dieses Glas zeichnet sich besonders durch eine hohe Schlag-
und Stoffestigkeit aus. Bei Bruch verhdlt es sich verletzungs-
mindernd infolge des Zerfalls in Kriimel.

ESG ist verkehrssicher und kann deshalb ohne weitere Abschir-
mung in Tren und Wanden verwendet werden.

ESG-Glas ist mindestens gekennzeichnet durch

e die Herstellerkennzeichnung und

o die zugrundeliegende DIN EN 12150%% ,,Glas im Bauwesen
— Thermisch vorgespanntes Kalknatron-Einscheibensicher-
heitsglas“

Einscheiben-Sicherheitsglas mit Heat-Soak-Test

Bei ESG-H-Glas handelt es sich um ESG-Glas, das einem Heif3-
lagerungstest (Heat-Soak-Test) unterzogen wird, um Nickel-
Sulfid-Einschliisse zu vermeiden.

Nickel-Sulfid-Einschliisse kdnnen zu Spontanbriichen des
ESG-Glases fithren. Wird ESG-Glas eingebaut, ist ab einer
Einbauhohe von 4 m tiber dem FuBboden ausschlieBlich
ESG-H-Glas zu verwenden.

Glassteine
Sie zdhlen zu den bruchsicheren Werkstoffen und wirken
absturz- und durchsturzhemmend.

Bei fachgerechter Verglasung bestehen Glassteine den Pendel-
schlagversuch und sind dann in Aufenthaltsbereichen zuldssig.

Plexiglas, Lexan, Makrolon

Lichtdurchlassige Kunststoffe weisen dhnliche Sicherheits-
eigenschaften auf wie Sicherheitsglas. Dabei ist der Werkstoff
elastisch verformbar, ist widerstandsfahig gegen Schlag- und
Stof’belastungen und ist deutlich leichter als Glas.

Kunststoffe konnen mit zunehmendem Alter sprode werden und
sind durch die geringere Oberflachenhérte kratzempfindlicher,
im Vergleich zu Glas. Um einen optischen Mangel zu vermeiden,
wird empfohlen lichtdurchldssige Kunststoffe mit strukturierter
Oberflache einzusetzen.



Verglasungen ohne Sicherheitseigenschaften

Drahtornamentglas

Dieses Glas besitzt keine ausreichende Verkehrssicherheit.
Obwohl die Drahteinlage eine gewisse Splitter- bzw. Scherben-
bindung hat, kann diese jedoch bei starkerer Belastung, z.B.
beim Aufprall von Personen, reifen und zu schweren Verletzun-
gen flihren. Drahtglédser sind deshalb in Verkehrsbereichen

bis zu 2,00 m iiber der Standflache dem direkten Zugang zu
entziehen.

Es ist jedoch méglich, dieses Material als Horizontalverglasung
einzusetzen.

Profilbauglas

Es hat keine ausreichende Verkehrssicherheit, deshalb sind
diese Glaser in Verkehrsbereichen dem direkten Zugang zu ent-
ziehen.

Fenster- und Spiegelglas (Floatglas, SPG-Glas)

Dieses Glas hat keine ausreichende Verkehrssicherheit. Es zdhlt
nicht zu den bruchhemmenden Werkstoffen. Die Verwendung
ist nur dann zulassig, wenn der Zugang zur Glasflache erschwert
ist. Zum Beispiel wenn nur das obere Drittel einer Tiir verglast
ist, bei Fenstern iiber Briistungen oder bei Fenstern iber Quer-
riegeln.

Chemisch vorgespanntes und teilvorgespanntes Glas (TVG)
Chemisch vorgespanntes und teilvorgespanntes Glas (TVG) hat
gegeniiber Normalglas eine erhdhte Biegebruchfestigkeit. Es ist
alleine jedoch nicht ohne zusatzliche MaBnahmen verkehrssi-
cher. Wenn dieses Glas zum VSG verarbeitet wird, kommen zu
den speziellen Eigenschaften noch die von VSG hinzu. Sie erfiil-
len dann die Anforderungen von Sicherheitsglas und eignen sich
besonders als absturzsichernde Verglasung und als Horizontal-
verglasung.

6.2 Anwendungen'®¥

Absturzsichernde Verglasung

Sofern Arbeitspldtze oder Verkehrswege an lichtdurchldssige
Wande grenzen und Absturzgefahr besteht, muss auch bei
Wanden aus bruchsicherem Werkstoff eine standige Sicherung
gegen Absturz vorhanden sein oder die Verglasungen miissen
gemaf3 DIN 18008 Teil 4 ,,Glas im Bauwesen — Teil 4: Zusatzan-
forderungen an absturzsichernde Verglasung'®“ dimensioniert
und montiert sein. Dies gilt insbesondere fiir Fensterflachen, die
bis zum Boden reichen und haufig in Treppenhdusern und Ver-
kaufsrdumen anzutreffen sind. Fiir Umwehrungen und Briistun-
gen eignen sich ESG, VSG und Glassteine. Bei Umwehrungen

Verglasung

und Briistungen liber Aufenthalts- und Verkehrsbereichen wird
VSG-Verglasung empfohlen.

Die Anforderung an die Unterkonstruktion sind in der eingefiihr-
ten technischen Baubestimmung ETB ,,Bauteile, die gegen Ab-
sturz sichern® enthalten.

Die Schutzziele sind:

e Schutz gegen Schnittverletzungen

e Schutz gegen Absturz

e Schutz gegen das Herabfallen von Bruchsegmenten auf
Verkehrsflachen

Die DIN 18008 Teil 4 ,,Glas im Bauwesen — Teil 4: Zusatzanfor-
derungen an absturzsichernde Verglasung'°®“ unterscheidet

absturzsichernde Vertikalverglasungen und absturzsichernde,
zur Angriffsseite geneigte Horizontalverglasung in die Katego-
rien A, B, C.

Kategorie A

Verglasungen nach Teil 2 oder 3 dieser Norm, die horizontale
Nutzlasten abtragen missen, da sie keinen tragenden Briis-
tungsriegel oder vorgesetzten Holm in erforderlicher Hohe zur
Aufnahme von horizontalen Nutzlasten nach DIN EN 1991 Teil1
—1,,Eurocode’: Einwirkungen auf Tragwerke — Teil1-1: Aligemei-
ne Einwirkungen auf Tragwerke — Wichten, Eigengewicht und
Nutzlasten im Hochbau“'°”) besitzen.

Beispiel Kategorie A

Abb. 6.1

Kategorie B

Unten eingespannte Glasbriistungen, deren einzelne Scheiben
durch einen durchgehenden Handlauf in erforderlicher Hohe
verbunden sind. Der Handlauf kann auf der oberen Schei-
benkante oder durch Tellerhalter nach Teil 3 dieser Norm befes-
tigt sein.
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Verglasung

Beispiel Kategorie B

Abb. 6.2

Kategorie C

Verglasungen nach Teil 2 oder Teil 3 dieser Norm, die keine hori-

zontalen Nutzlasten in erforderlicher Hohe abtragen miissen

und einer der folgenden Gruppen entsprechen:

C1:  Gelanderausfachungen

C2: Verglasungen unterhalb eines in erforderlicher Héhe
angeordneten, lastabtragenden Querriegels

C3: Verglasungen mit in erforderlicher Hohe vorgesetztem,
lastabtragendem Holm

Beispiel Kategorie C1: Geldanderausfachung

B
— @ o—
— @ o—
Abb.6.3
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Beispiel Kategorie C2: Verglasungen unterhalb eines in erforder-
licher Hohe angeordneten, lastabtragenden Querriegels

[

-

Abb. 6.4

Beispiel Kategorie C3: Verglasungen mit in erforderlicher Héhe
vorgesetztem, lastabtragendem Holm.

[

Abb. 6.5



Brandschutzverglasungen

Fiir Brandschutzverglasungen muss die Verwendbarkeit durch
eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung (abZ) oder durch
eine Zustimmung im Einzelfall (ZiE) nachgewiesen werden. Die
Anforderungen und Priifungen sind in DIN 4102 Teil 13 ,,Brand-
verhalten von Baustoffen und Bauteilen — Teil13: Brandschutz-
verglasung“'°® und DIN EN 357 ,,Glas im Bauwesen-Brand-
schutzverglasung aus durchsichtigen oder durchscheinenden
Glasprodukten“199 geregelt.

Bauaufsichtlich spricht man bei einer Feuerwiderstandsdauer
von 30 Minuten von ,,feuerhemmend®, bei 90 Minuten von
»feuerbestandig”.

Brandschutzsysteme sind in drei Feuerwiderstandsklassen
unterteilt.

Unterschieden werden G-Verglasungen und F- bzw. T-Verglasun-
gen. F-Verglasungen sind feststehende Verglasungen, T-Vergla-
sungen sind mit den F-Verglasungen identisch, jedoch zur Ver-
glasung von Brandschutztiirsystemen vorgesehen.

F- bzw. T-Verglasungen verhindern entsprechend ihrer Feuer-
widerstandsdauer nicht nur die Ausbreitung von Feuer und
Rauch, sondern auch den Durchtritt von Warmestrahlung, da sie
im Brandfall undurchsichtig werden.

G-Verglasungen verhindern entsprechend ihrer Feuerwider-
standsdauer nur die Ausbreitung von Feuer und Rauch, nicht
jedoch den Durchtritt von Warmestrahlung.

Rauchschutztiiren

Verglasungen in Rauchschutztiiren nach DIN 18 095 ,,Rauch-
schutztiiren“"® miissen den Anforderungen der Verkehrssicher-
heit entsprechen.

Diese werden insbesondere von Einscheibensicherheitsgldasern
(ESG) und Verbundsicherheitsgldsern (VSG) erfiillt. Drahtorna-
mentgldser erfiillen diese Anforderungen nicht.

Verglasungen in Innenwanden der Flure miissen ausreichend
widerstandsfahig gegen Feuer und mindestens 1,80 m {iber dem
Fuboden angeordnet sein. Unterhalb dieser Hohe diirfen Ver-
glasungen angeordnet werden, wenn die Zweckbestimmung der
Rdume, wie Dienstzimmer, Rdume fiir Neugeborene, Sduglinge,
Kleinkinder und Rdume von Intensiveinheiten es erfordert.

Oberhalb der Tiiren zwischen Fluren und Treppenrdumen
diirfen Verglasungen eingebaut werden, wenn diese ausrei-
chend widerstandsfihig gegen Feuer sind .""

Verglasung

Umwehrungen und Briistungen
Flir Umwehrungen und Briistungen eignen sich ESG, ESG-H,
VSG und Glassteine.

Bei Umwehrungen und Briistungen {iber Aufenthalts- und
Verkehrshereichen wird VSG-Verglasung empfohlen.

Horizontalverglasungen'?

Fiir Horizontalverglasungen bzw. hoch liegende Schragvergla-
sungen, die mehr als 10 Grad gegen die Vertikale geneigt sind,
miissen mindestens die unten liegenden Gldser ausreichend
Splitter bindend sein.

Fiir die Einfachverglasung bzw. die untere Scheibe der Isolier-
verglasung darf deshalb nur Drahtglas oder VSG aus Spiegelglas
(SPG) oder VSG aus teilvorgespanntem Glas (T VG) verwendet
werden.

Bei Horizontalverglasungen ist darauf zu achten, dass die Glas-
elemente nach einem erfolgten Glasbruch noch in ihrer montier-
ten Lage verbleiben.

Diese ,Resttragfahigkeit” stellt sicher, dass Personen, die sich
unterhalb der Verglasung befinden, nicht durch herabfallende
Glasbruchsegmente gefdhrdet werden.

Verglasungen ohne eine Zwischenlage aus Poly-Venyl-Butyral-
Folie (=> PVB-Folie, mind. 0,76 mm dick) oder einer Drahteinlage
haben keine ,Resttragfihigkeit“ und kénnen als Uberkopfver-
glasung nicht verwendet werden.

ESG-Glas ist Aufgrund seines Bruchbildes, das durch viele kleine
Glaskriimel gekennzeichnet ist, nicht hinreichend resttragfahig
und kann im Uberkopfbereich als Einfachverglasung oder als
untere Scheibe von Isolierverglasung nicht verwendet werden.

Bei der Verwendung von Drahtglas, ist darauf zu achten, dass
die Spannweite in Haupttragrichtung 0,7 m nicht iiberschreitet
und dass der Glaseinstand mind. 15 mm betrégt.

Bohrungen und Ausschnitte sind nach DIN 18008 Teil 2 ,,Glas im
Bauwesen — Teil 2: Linienformig gelagerte Verglasungen*'™
erlaubt, wenn dadurch die ,,Resttragfahigkeit” der Verglasung
nicht eingeschrankt wird.

Begehbare Verglasungen

Die Oberflachen von begehbaren Verglasungen sind rutschhem-
mend zu gestalten, z. B. durch Sandstrahlen oder Mattieren. Die
Standsicherheit und die Gebrauchstauglichkeit der begehbaren
Verglasung und deren Stiitzkonstruktionen sind fiir die Lasten,
die sich aus der DIN 18008 ,,Glas im Bauwesen — Bemessung

45



Verglasung

und Konstruktionsregeln“"® ergeben, rechnerisch nachzuwei-
sen. Zusatzlich ist der Lastfall ,,Eigengewicht + Einzellast” in
ungiinstiger Laststellung zu untersuchen. Verglasungen diirfen
nicht befahren werden, Sie diirfen keiner erh6hten Stobelas-
tungen ausgesetzt sein und stdndige Lasten mit einer Ver-
kehrslast von mehr als 5kN/m2? miissen vermieden werden.

Weiterhin ist darauf zu achten, dass die Glaskanten geschiitzt
sind und dass bei den Glaselementen mind. ein Glaseinstand
von 30 mm an allen Seiten gewdhrleistet ist.

Als begehbare Verglasung darf nur VSG aus drei Scheiben ver-
wendet werden. Die oberste Scheibe muss mindestens 10 mm
dick sein und aus ESG oder TVG bestehen. Die beiden unteren
Scheiben miissen mindestens 12mm dick sein und aus Spie-
gelglas oder TVG bestehen. Die maximale Lange betragt

1500 mm, die maximale Breite 400 mm.

Beispiel Aufbau fiir begehbares VSG-Glas von oben nach unten:

1. Obere Scheibe 10mm ——» —» ESG-Glas, ESG-H-Glas, TVG-Glas
—> PVBFolie1,52mm
2. Obere Scheibe 12mm ——» —» SPG-Glas, TVG-Glas
—> PVBFolie 1,52mm
3. Obere Scheibe 12mm ——p —>» SPG-Glas, TVG-Glas
Abb. 6.6

Tabelle 6.1: Verwendung von Glasarten'”)

Fiir den rechnerischen Spannungsnachweis ist die obere
Scheibe nicht mit anzusetzen.

Glaswinde in Verkehrsbereichen

Durchsichtige oder lichtdurchldssige Wande, insbesondere
Ganzglaswande im Bereich von Arbeitspldtzen oder Verkehrs-
wegen, miissen deutlich gekennzeichnet sein und aus bruch-
sicherem Werkstoff (VSG, ESG, Glassteine) bestehen. Falls nicht,
miissen sie so durch Gelander oder Abschrankungen gegen die
Arbeitspldtze und Verkehrswege abgeschirmt sein, dass die
Beschaftigten nicht mit den Wanden in Beriihrung kommen und
beim Zersplittern der Wande nicht verletzt werden kénnen.

Ist ein Austausch von nicht bruchsicheren Glasflachen nicht
moglich, kann durch Auftrag einer Splitterschutzfolie die
Schutzwirkung erhéht werden. Die Schutzfolie bindet die Glas-
splitter beim Bruch. Die Eignung der verwendeten Splitter-
schutzfolie ist vom Hersteller durch ein Priifzeugnis nach

DIN EN 12600 ,,Glas im Bauwesen-Pendelschlagversuch*!'®
nachzuweisen.

I

Tiiren Ganzglastiiren Sicherheitsglas
Gerahmte Tiren Sicherheitsglas
Tiiren mit Glas nurim oberen Drittel | Floatglas

Fenster Fenster Uiber Briistungen Isolierglas aus Floatglas

Fenster tiber Querriegeln
Fenster unter Querriegeln
Bodentief eingebaute Fenster
Schaufenster

VSG empfohlen.

festgelegt.
bodentiefe Schaufenster

Isolierglas aus Floatglas

Sicherheitsglas ggf. Bemessung als absturzsichernde Verglasung

Sicherheitsglas ggf. Bemessung als absturzsichernde Verglasung

Floatglas oder VSG

Fiir nichtgeregelte Anwendungen wird eine Mindestdicke von 10 mm Floatglas bzw. 12mm

Generell ist der Stand der Technik in der
DIN 18008 Teil 2 ,,Glas im Bauwesen — Teil 2: Linienformig gelagerte Verglasungen*

Sicherheitsglas oder trennende Schutzeinrichtungen
(z.B. Geldnder, Gitter)

Glasbausteine | lichtdurchldssige Wande

Glasbausteine, Sicherheitsglas oder Floatglas (entsprechend der Gefahrdungsbeurteilung)
lichtdurchladssige Kunststoffe

Geldnder

Sicherheitsglas und Absturzsicherung nach DIN 18008 Teil 4
,Glas im Bauwesen - Teil 4: Zusatzanforderungen an absturzsichernde Verglasungen*
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6.3 Kenntlichmachung"®

Tiiren, die zu mehr als 3/4 ihrer Fliche aus einem durchsichtigen
Werkstoff bestehen, miissen in Augenhdhe so gekennzeichnet
sein, dass sie deutlich wahrgenommen werden kdnnen. Licht-
durchlassige Wande miissen gekennzeichnet sein, sofern ihre
Raum trennende Wirkung auf Grund der baulichen und einrich-
tungstechnischen Gestaltung nicht deutlich wahrgenommen
werden kann.

Eine einfache und in vielen Fillen wirksame MafRnahme zur
Kenntlichmachung ist das Bekleben der Glasflachen mit Klebe-
folien, die es in vielen Variationen gibt. Die Markierungen sollen
in einer Hohe angebracht werden, die von den Tiirbenutzern gut
zu erkennen ist. Auffallende Griffe, Handleisten, getonte oder
gedtzte Scheiben oder kontrastreiche Tiirrahmen kdnnen eben-
falls die sicherheitstechnische Forderung erfiillen.

Fiir eine Erkennungsweite von 3,00 m sind kreisformige Zeichen
mit einem Durchmesser von mind. 100 mm auszufiihren. Die
Kennzeichnung muss zum Hintergrund einen deutlichen Kont-
rast bilden. Allgemein gilt, je kleinteiliger der Hintergrund ist,
desto grof¥flachiger sollte die Kennzeichnung sein, je dunkler
die rdumliche Umgebung, desto heller ist die Beleuchtung im
Tirbereich zu gestalten.

Sicherheitszeichen sind grundsatzlich so auszuwahlen, dass der
Zusammenhang zwischen Erkennungsweite und Gréf3e der
Kennzeichnung gemiB ASR A1.3"9, Tabelle 3 gewahrt bleibt.

Verglasung

Tabelle 6.2
Schrift- Verbots- Warn- Rettungs-,
zeichen und zeichen Brand-
(Ziffern Gebots- schutz- und
und Buch- | zeichen Zusatz-
staben) zeichen
Erkennungs-| Schrift- Durch-
weite groBe (h) messer (d) | Basis (b) Héhe (a)
[m] [mm] [mm] [mm] [mm]
0,5 2 12,5 25 12,5
1 25 50
25
2 8 50
100
3 10
100
4 14 50
5 17 200
6 20
200
7 23
8 27 300 100
9 30
10 34
300
i 37 400
12 40
13 44 150
14 47
400
15 50
16 54 600
17 57
18 60 200
19 64
20 67
600
21 70
22 74
23 77
24 80
25 84 900
300
26 87
27 90
900
28 94
29 97
30 100

VorzugsgroBen von Sicherheits-, Zusatz- und Schriftzeichen fiir
beleuchtete Zeichen, abhingig von der Erkennungsweite.'2%)
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6.4  Glasreinigung'?

Bei der Planung von Glasfassaden, Fenstern und Horizontal-
verglasungen ist zu beriicksichtigen, dass eine sicherheitsge-
rechte Instandhaltung und Reinigung erméglicht wird. Es wird
empfohlen, schon in der Planungsphase die Moglichkeiten fiir
eine Reinigung von innen zu beachten. Alternativ sind Fassaden-
befahranlagen vorzusehen. Fassadenbefahranlagen sind Ein-
richtungen, die zum Gebdude gehdren und am Gebdude verblei-
ben, im Gegensatz zu Arbeitskdrben oder Arbeitsbiihnen.

Fiir eine sichere Glasreinigung sollten folgende baulichen Vor-

aussetzungen erfillt sein:

e Ab einer Absturzhéhe von 5m sind bei der Fensterreinigung
von innen Absturzsicherungen erforderlich.

¢ Die max. Arbeitshohe auf Anlegeleitern betrdagt 7 m.

o Fensterbdnke dirfen nur benutzt werden, wenn sie
ausreichend tragfahig sind.

e Absturzsicherungen (Seitenschutz) kénnen aus Gelander oder
Fenstergelander bestehen.

e Personliche Schutzausriistungen gegen Absturz diirfen nur an
tragfahigen Bauteilen befestigt werden.

¢ Solche Bauteile sind z. B. dann geeignet, wenn sich das befes-

tigte Auffangsystem nicht von dem Bauteil l6sen kann und die

Tragfdhigkeit fiir eine Person nach den technischen Baube-

stimmungen fiir eine Kraft von 6 kN eingeleitet in die Konst-

ruktion durch den Auffangvorgang, einschlielich den fiir die

Rettung anzusetzenden Lasten nachgewiesen ist. Fiir jede

weitere Person ist die Kraft um 1 kN bzw. sind die Lasten ent-

sprechend zu erhohen.

Reinigungsbalkone miissen eine Mindestbreite von 0,50 m

haben. Das Lichtraumprofil sollte 0,50 m Breite x 2,00 m Hohe

betragen.

e Bei der Verwendung von Leitern auf Reinigungsbalkonen muss
konstruktiv sichergestellt sein, dass die Leitern weder kippen
kdnnen noch der Benutzer herunterfallen kann. Zudem miis-
sen dauerhaft installierte Einrichturnen mit beweglichen Be-
festigungspunkten zum Anschlagen von personlichen Schutz-
ausriistungen gegen Absturz vorhanden sein.

6.5 Sonnenschutz

Der Begriff ,Sonnenschutz“ beinhaltet Blendschutz und Warme-
schutz. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass der Warmeschutz
auBBen liegend angebracht wird und der Blendschutz sowohl
innen als auch auBen wirkungsvoll sein kann.

Grundsatzlich ist die Wirksamkeit jedes Sonnenschutzes abhan-
gig vom Nutzerverhalten, dem Anbringen und der Hinterliiftung

48

des Sonnenschutzes, dem Abstand von der Verglasung und der
Art der Verglasung.

Blendschutz'??

Auf dem Markt sind folgende Mafnahmen zur Reduzierung von
Blendung weit verbreitet:

e Gardinen

Metall-Folien-Rollos

e Horizontale (Metall-)Jalousien

Vertikale Textillamellen

Vertikale Textillamellen kombiniert mit horizontalen
Metall-Jalousien

Gardinen

Gardinen sind zwar dekorativ und vermitteln eine wohnliche
Atmosphare, bieten jedoch keinen ausreichenden Sonnen-
schutz, denn sie haben einen hohen Lichttransmissionsgrad
(hoher Prozentsatz an durchlassendem Licht) und sind zudem
nicht verstellbar. Daher sind Gardinen als Blendschutz an Bild-
schirmarbeitspldtzen ungeeignet.

Metall-Folien-Rollos

Sie haben den Vorteil, dass bei geschlossenem Rollo weiterhin
eine Blickverbindung nach drauBen besteht. Es werden Metall-
Folien-Rollos mit unterschiedlichen Lichttransmissionsgraden
auf dem Markt angeboten, sind aber an Bildschirmarbeitsplat-
zen nur mit Einschrankungen verwendbar. Die Folien lassen
immer den gleichen Prozentsatz des einfallenden Lichts durch,
so dass bei geringer Sonneneinstrahlung zu wenig Licht durch-
gelassen wird und bei hoher Einstrahlung zu viel.

Horizontale (Metall-)Jalousien

Sie werden haufig als Sonnen- und Blendschutz verwendet. Die
gewiinschte Helligkeit wird durch das Verstellen der Winkel der
Jalousien-Elemente erzielt. Der Nachteil bei diesen Jalousien ist,
dass sie eine Streifenbildung hervorrufen, die zum Ermiiden der
Augen fiihrt. Als alleinige Blendschutzmafinahme sollten hori-
zontale Jalousien daher an Bildschirmarbeitspldtzen nicht ver-
wendet werden.

Vertikale Textillamellen

Sie bestehen aus vertikalen Lamellen mit definiertem Lichttrans-
missionsgrad. Durch die Drehung der Lamellen ist der Hellig-
keitsgrad im Raum einstellbar. Je nach Stellung der Lamellen ist
eine Blickverbindung nach drauBen moglich. Es sollten nur
Lamellen mit einem Lichttransmissionsgrad von 5°—20° verwen-
det werden, da sonst ein Zeileneffekt entsteht bzw. die Licht-
schutzfunktion nicht ausreicht.



Vertikale Textillamellen kombiniert mit horizontalen
Metall-Jalousien

Die Kombination ist der beste Blend- und Sonnenschutz, da sich
ihre Vor- und Nachteile ideal erganzen.

Sonnenschutzverglasung

Sonnenschutzglas wirkt der Uberhitzung von Innenrdumen ent-
gegen, ohne den Raum zu verdunkeln. Es kann entweder als
alleiniger Sonnenschutz oder in Kombination mit anderen Ver-
schattungs- und Kiihlungssystemen verwendet werden. Die
Wirkungsweise ist bei gefarbtem und beschichtetem Sonnen-
schutzglas unterschiedlich. Gefarbtes Sonnenschutzglas absor-
biert die Sonnenstrahlung und gibt die Energie wieder nach
aufBlen ab. Beschichtetes Glas bewirkt, dass die einstrahlende
Energie nach au3en reflektiert wird.

Es gibt unterschiedliche Arten von Beschichtungen. So sind
manche Beschichtungen fiir die Verwendung auf Einzelglas-
scheiben und zum Einbau auf der Wetterseite geeignet, andere
wiederum missen zu Isolierglas verarbeitet werden. Wird die
Beschichtung auf die AuBenseite der dufieren Glasscheibe auf-
getragen, ist der Lichtreflexionsgrad hoher, es entsteht eine
erhohter Spiegeleffekt. Wird die Sonnenschutz-Beschichtung
nur auf der Innenseite der Auenscheibe verwendet (wie bei
allen infrarotreflektierenden Gldsern), entsteht ein geringerer
oder kein Spiegeleffekt. Zum Teil ist die Reflexion sogar niedriger
als bei unbeschichtetem Glas.

Unterscheidungsmerkmale von Sonnenschutzgldsern

Der Grad der Sonnenschutzwirkung bei Glas wird durch den
Gesamtenergiedurchlassgrad (g-Wert), bestimmt. Die Gesamt-
energie setzt sich zusammen aus der Sonnenenergie, die direkt
durch das Glas in das Innere des Raumes gelangt, und der Ener-
gie, die bei Glaserwdrmung nach innen abgegeben wird. Je klei-
ner der Gesamtenergiedurchlassgrad (g-Wert), desto hdher ist
die Sonnenschutzwirkung.

Der Gesamtenergiedurchlassgrad (g-Wert) von modernen
Sonnenschutzgldsern liegt im Bereich zwischen 0,25 und 0,48.
Die Werte von Warmeschutzisolierverglasungen liegen zwischen
0,60 und 0,63.

Sonnenschutzgldser besitzen, je nach Wirkungsgrad, eine Licht-
durchlassigkeit zwischen 50 und 70 % (zum Vergleich: Warme-
schutzgldser haben eine Lichtdurchldssigkeit von ca. 80 %).
Diese Werte reichen je nach Fensteranteil vollig aus, um das
Rauminnere durch Tageslicht zu erhellen. Einen Blendschutz
bieten Sonnenschutzgldser nicht, dieser kann durch zusatzliche
Verschattungssysteme wie Jalousien oder Rollos erreicht werden.

Verglasung

Der Warmedurchgangskoeffizient (Ug-Wert) sollte bei Verglasun-
gen moglichst niedrig sein, um im Winter die Warme im Inneren
nicht nach auBen entweichen zu lassen. Sonnenschutzgldser,
die als Isoliergldser mit Warmeddmmung ausgestattet sind,
besitzen diese niedrigen Warmedurchgangskoeffizient (Ug-Wert).
Beide Funktionen, Sonnen- und Warmeschutz, kdnnen bereits
durch eine Beschichtung erfiillt werden.

Warmeschutzverglasung

Warmeschutzgldser sind aus zwei oder mehr Glasscheiben von
jeweils mindestens 4 mm Starke aufgebaut. Der Bereich zwi-
schen den Einzelscheiben ist mit Edelgas (Argon, Krypton oder
Xenon) gefiillt. Die Einzelscheiben werden mit einem Dichtungs-
mittel auf Abstandhalter geklebt mit einer umlaufenden Polysul-
fiddichtung verschlossen. Die AuBenseite der inneren Scheibe
ist mit einer duferst diinnen Edelmetallschicht (in der Regel
Silber) beschichtet. Durch diese Schicht wird die Warmstrahlung
der Glaser (Low-E Glas, Glasbeschichtung mit niedriger Emissivi-
tat) reduziert und gleichzeitig die langwellige Warmestrahlung in
den Innenraum reflektiert.

Durch die technische Weiterentwicklung ist es gelungen, den
Warmdurchleitungskoeffizienten (Ug-Wert) von 3,0 bei den
fritheren Isolierglasern auf ca. 1,1 (2-fach Verglasung) und

ca. 0,7 (3-fach Verglasung) bei heutigen Warmeschutzglasern
zu senken.
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7 Beleuchtung

Die Beleuchtung von Arbeitsstadtten schafft Grundvoraussetzun-
gen dafiir, dass die Arbeitsaufgaben ausfiihrbar und Unfalle

sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren vermieden werden.

Qualitativ gute Beleuchtung kann die Leistungsfahigkeit stei-
gern und der Ermiidung vorbeugen und tragt somit zum (wirt-
schaftlichen) Erfolg einer Unternehmung bei.

Im Krankenhaus erfiillt die Beleuchtung mehrere Aufgaben:

e Patienten erwarten insbesondere in den Bettenzimmern an-
sprechende und behagliche Beleuchtung zum Wohlfiihlen.

o Arzte und Pflegepersonal erwarten vom OP bis ans Kranken-
bett Licht, das ihre Aufgaben erleichtert und unterstiitzt. Es
soll die Motivation und das Wohlbefinden wahrend der Arbeit
fordern. Dies wiederum spiiren die Patienten.

e Fiir die Mitarbeiter in nicht-medizinischen Bereichen, zum
Beispiel in der Verwaltung wie in allen anderen Bereichen
erleichtert gutes Licht die Sehaufgabe, vermindert Fehler und
steigert die Motivation.

Fiirjeden Anspruch muss die geeignete Beleuchtungseinrich-
tung eingeplant sein. Die Beleuchtungseinrichtungen sollen
daher einzeln zu- und abschaltbar sein. Es empfiehlt sich Licht-
programme vorzuhalten, die je nach Anforderung mit einem
Knopfdruck abgerufen werden konnen.

Die Hinweise beinhalten Vorgaben und Empfehlungen aus der

Sicht des Arbeitsschutzes an:

 die Beleuchtung von Arbeitsstatten durch Tageslicht

e die Kiinstliche Beleuchtung von Arbeitsstatten

e die Wartung von Beleuchtungsanlagen

 die Notbeleuchtung und Sicherheitsbeleuchtung in
Arbeitsstatten

 die Beleuchtung von Au3enbereiche

71 Beleuchtung durch Tageslicht

Der Mensch hat sich in seiner Entwicklungsgeschichte an das
Tageslicht angepasst. Mit dem Tageslicht wird beispielsweise
die innere Uhr des Menschen synchronisiert. Die Arbeitsstdtten
miissen daher so errichtet werden, dass sie moglichst ausrei-
chend Tageslicht erhalten.’?)

Voraussetzung dafiir ist ein ausreichender Abstand zu benach-
barten Geb&duden. Der Mindestabstand wird durch das Bau-
ordnungsrecht der Lander geregelt.

Tageslicht ist der kiinstlichen Beleuchtung vorzuziehen. Die
Sehaufgabe kann mit Tageslicht bei gleichem Niveau der licht-
technischen Parameter leichter bewdltigt werden. Bei der Be-
leuchtung der Arbeitspldatze mit Tageslicht miissen aber grofie

tages- und jahreszeitliche Schwankungen des Tageslichtes im
Freien beriicksichtigt werden.

Tageslicht gelangt in Gebdude durch Fenster, Dachoberlichter
und lichtdurchldssige Bauteile. Fenster erméglichen zusétzliche
eine Sichtverbindung nach aufien. Eine Sichtverbindung nach
aufBen unterstiitzt das Wohlbefinden. Sie vermeidet die Entste-
hung eines Gefiihls der Eingeschlossenheit und den Bunker-
effekt.

Eine gute Beleuchtung in Arbeitsrdaumen durch auseichendes
Tageslicht wird erreicht, wenn am Arbeitsplatz der Tageslicht-
quotient mehr als 2 % betragt. Fiir Biiros und dhnliche Arbeits-
rdume ist ein Tageslichtquotient von 3% in der Raummitte
sinnvoll. Werden Dachoberlichter verwendet soll der Tages-
lichtquotient mehr als 4 % erreichen. Der Tageslichtquotient
ist das Verhdltnis der Beleuchtungsstarke an einem Punkt im
Innenraum zur Beleuchtungsstarke im Freien ohne Verbauung
bei bedecktem Himmel.

Fiir eine gute Beleuchtung in Arbeitsrdumen mit ausreichendem
Tageslicht soll das Verhaltnis von lichtdurchlassiger Fenster-,
Tiir- oder Wandflache bzw. Oberlichtflache zur Raumgrundflache
mindestens 1:10 erreichen. Im Rohbauma# entspricht dies dem
Verhiltnis 1:8. Fiir Rdume mit hoheren Sehanforderungen ist von
einem Verhdltnis der lichtdurchldssigen Flache zur Raumgrund-
flache von 1:5 auszugehen. Bei groRen Arbeitsraumen (> 100 m?)
wird empfohlen mindestens 10 % der AuBBenflache als licht-
durchldssige Flache zu gestalten und zusatzlich Oberlichter mit
8% der Grundfldche einzuplanen.

Neben ausreichend groBen lichtdurchldssigen Flachen ermog-

licht die Beriicksichtigung folgender Maf3e eine gute Sichtver-

bindung nach auf3en:

¢ Die Briistungshdhe bzw. die Hohe der Unterkante des durch-
sichtigen Teils eines Fensters iber dem Raumfufiboden, sollte
je nach Uiberwiegender Tatigkeit im Sitzen oder Stehen zwi-
schen 0,85m und 1,25m sein.

 Die Breite des durchsichtigen Teils eines Fensters sollte
mindestens 1m betragen.

¢ Die Hohe des durchsichtigen Teils eines Fensters sollte
mindestens 1,25 m sein.

Die Arbeitspldtze sollen fensternah und unter Beriicksichtigung
der Sehaufgabe angeordnet werden.

Die Anforderungen gelten auch fiir Aufenthaltbereiche in Pau-
senrdumen. Kann in bestehenden Arbeitsstatten oder auf Grund
spezifischer betriebstechnischer Anforderungen ausreichendes
Tageslicht in Arbeitsrdumen nicht gewéahrleistet werden, sind
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zum Beispiel Pausenrdume mit hohem Tageslichteinfall einzu-
richten.

In Fenstern und Dachoberlichtern sind Verglasungsmaterialien
zu verwenden, die zu einer moglichst geringen Veranderung des
Farbeindrucks fithren. Durchscheinende Flachen, zum Beispiel
aus Milchglas oder Glasbausteinen, sind nicht geeignet.

Zur Vermeidung von Direkt- oder Reflexblendung und zur Tempe-

raturregelung sind an den Fenstern Sonnenschutzmafinahmen
zu planen (siehe Kapitel 6 ,Verglasung®). Stérende Blendungen
oder Reflexionen kdnnen beispielsweise von Jalousien, Rollos
und Lamellenstores vermieden werden. Fiir Dachoberlichter
eignen sich lichtstreuende Materialien oder Verglasung mit
integriertem Lamellenraster.

7.2 Kiinstliche Beleuchtung

Das Tageslicht steht ortlich und zeitlich nicht immer in ausrei-
chendem Mafe zur Verfligung.

Die Arbeitsstatten miissen daher mit Einrichtungen fiir eine der
Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Beschaftigten ange-
messenen kiinstlichen Beleuchtung ausgestattet sein.

Die Beleuchtungsanlagen sind so auszuwahlen und anzuord-
nen, dass sich dadurch keine Unfall- oder Gesundheitsgefahren
ergeben konnen. Bei der Planung und Errichtung von Beleuch-
tungsanlagen muss beachtet werden, dass das individuelle
Sehvermdgen von Beschéftigten hohere Anforderungen an die
Beleuchtungsqualitdt erfordern kann.

Die Kriterien fiir die Beleuchtungsqualitat sind im Wesentlichen:
¢ Ausreichende Beleuchtungsstarke

o Gute GleichméBigkeit

e Harmonische Helligkeitsverteilung

e Begrenzung von Direkt- und Reflexblendung sowie von
Schleierreflexion

Richtige Lichtrichtung und angenehmes Modelling

Passende Lichtfarbe und Farbwiedergabe

e Vermeiden von Flimmern und stroboskopischen Effekten

e Angenehmes Lichtklima

Beleuchtungsstarke

Die Beleuchtungsstarke (Kurzzeichen: E) hat grofien Einfluss
darauf, wie schnell, wie sicher und wie leicht die Sehaufgabe
erfasst und ausgefiihrt wird. Die Beleuchtungsstarke ist ein Maf3
fiir das auf eine Flache auftreffende Licht. Sie wird in Lux (Ix)
gemessen. Bewertet wird die Beleuchtungsstdrke auf
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horizontalen und auf vertikalen Flichen (Horizontale Beleuch-
tungsstarke E;, bzw. vertikale Beleuchtungsstarke E,.)

In der DIN EN 12 464-1 ,,Licht und Beleuchtung — Beleuchtung
von Arbeitsstétten — Teil 1: Arbeitsstétten in Innenrdumen*’24
werden Anforderungen an die Beleuchtungsstarke fiir den Be-
reich der Sehaufgabe formuliert. Der Bereich der Sehaufgabe ist
der Teil des Arbeitsbereiches, in dem die eigentliche Sehaufga-
be erbracht wird. Die Regelungen des Arbeitsstdttenrechtes
beziehen sich auf den Bereich des Arbeitsplatzes und den Um-
gebungsbereich. Der Bereich des Arbeitsplatzes setzt sich aus
den Arbeitsflachen, den Bewegungsflachen und allen dem un-
mittelbaren Fortgang der Arbeit dienenden Stellflichen zusam-
men. Der Umgebungsbereich ist der rdumliche Bereich, der sich
direkt an einen Bereich oder mehrere Bereiche von Arbeitsplat-
zen anschlieft.

Beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstatten miissen Min-
destwerte der Beleuchtungsstadrke eingehalten werden. Der
Mindestwert, der Beleuchtungsstdrke E,, ist der Wert, unter den
die mittlere Beleuchtungsstarke auf einer bestimmten Flache
nicht sinken darf. Die Mindestwerte der Beleuchtungsstarke
fiir verschiedene Arbeitspldtze sind in Tabelle 7.3a zusammen-
gestellt.

Die Beleuchtung kann als raumbezogene Beleuchtung oder als
auf den Bereich des Arbeitsplatzes bezogene Beleuchtung aus-
gefiihrt werden. Eine raumbezogene Beleuchtung kann geplant
werden, wenn die Arbeitspldtze in der Planungsphase 6rtlich
nicht zugeordnet werden kdnnen oder eine flexible Anordnung
von Arbeitspldtzen vorgesehen ist. In der Grundausstattung ist
es bei der raumbezogenen Beleuchtung méglich den gesamten
Raum mit dem Mindestwert der Beleuchtungsstarke fiir den
Umgebungsbereich entsprechend der spdteren Benutzung zu
beleuchten. Mit zusétzlicher Beleuchtung durch zum Beispiel
mobile Beleuchtungssysteme ist dann die Mindestbeleuch-
tungsstarke fiir den Bereich des Arbeitsplatzes sicherzustellen.
Es muss in der Planung gewdhrleistet werden, dass durch die
Einrichtung und Nutzung der zusatzlichen Beleuchtungssysteme
keine Unfallgefahren (zum Beispiel Stolperstellen) geschaffen
werden.

Die Planung einer auf den Bereich des Arbeitsplatzes bezogenen
Beleuchtung ist sinnvoll, wenn die Anordnung der Arbeitspldtze
und deren Umgebungsbereiche bekannt sind oder verschiedene
Arbeitspldtze unterschiedliche Beleuchtungsbedingungen erfor-
dern. Liegen auf Teilflachen besondere Sehaufgaben vor oder ist
eine Anpassung an das individuelle Sehvermoégen der Beschaf-
tigten erforderlich, kann die Planung einer teilflachenbezogenen
Beleuchtung notwendig werden.



Die folgenden Mindestanforderungen sind bei der Planung und
Ausfiihrung der Beleuchtungseinrichtung einzuhalten:

Die mittlere Beleuchtungsstdrke im Umgebungsbereich eines
Arbeitsplatzes mit 300 Ix Beleuchtungsstdrke muss mindestens
200 Ix betragen. Bei Arbeitspldtzen, die mit 500 x oder mehr zu
beleuchten sind, muss die mittlere Beleuchtungsstarke im Um-
gebungsbereich mindestens 300 Ix betragen. Beleuchtungsstar-
ken tiber 500 Ix im Bereich des Arbeitsplatzes kénnen eine ho-
here mittlere Beleuchtungsstarke im Umgebungsbereich
erfordern. Bei Mindestwerten der Beleuchtungsstarke tiber

500 Ix ist es zuldssig, diese nicht am gesamten Arbeitsplatz,
sondern nur auf den fiir die Sehaufgabe relevanten Teilflachen
zu erreichen. Dies kann zum Beispiel durch zusétzliche Arbeits-
platzleuchten geschehen. Die mittlere Beleuchtungsstdrke im
Bereich des Arbeitsplatzes darf bei teilflachenbezogener Be-
leuchtung 500 Ix nicht unterschreiten. An keiner Stelle im Be-
reich des Arbeitsplatzes darf ein Einzelwert der Beleuchtungs-
starke 300 Ix unterschreiten.

GroRere Helligkeitsunterschiede im Bereich der Sehaufgabe
erfordern eine standige Anpassung des Auges an die Helligkeit
(Adaptation) und fiihren zur Ermiidung. Die gleichmaBige Vertei-
lung der Helligkeit erleichtert die Sehaufgabe. Die Gleichmafig-
keit der Beleuchtungsstarke ist das Verhdltnis der kleinsten zur
mittleren Beleuchtungsstarke. An keiner Stelle im Bereich des
Arbeitsplatzes darf das 0,6-fache der mittleren Beleuchtungs-
starke unterschritten werden. Der niedrigste Wert darf nicht im
Bereich der Hauptsehaufgabe liegen. Die minimale Beleuch-

tungsstdrke im Umgebungsbereich darf das 0,5-fache der mittle-

ren Beleuchtungsstarke des Umgebungsbereichs nicht unter-
schreiten.

Beleuchtung

Tabelle 7.1: Empfehlungen zur 6rtlichen Gleichmafigkeit der
Beleuchtungsstarke

Innerhalb des Bereichs der Sehaufgabe 2(1:2)
Emin : Ea
Bereich der Sehaufgabe zum unmittelbaren <(@2:1)

Umgebungsbereich
Ep: Ey

wobei E;; =200 Ix

<3:1
wobei Eg =200 Ix

Unmittelbarer Umgebungsbereich zum
Arbeitsraum bzw. zur Arbeitsraumzone
Ey:Eg

Enin = Minimale Beleuchtungsstdrke im Bereich
der Sehaufgabe

E, = Mittlere Beleuchtungsstarke im Bereich der
Sehaufgabe

Ey = Mittlere Beleuchtungsstdrke im unmittel-
baren Umgebungsbereich

E = Mittlere Beleuchtungsstarke im Arbeits-
raum bzw. in der Arbeitsraumzone

aus LASI LV 41 Handlungsanleitung zur Beleuchtung von
Arbeitsstitten.'2)

Die Mindestwerte der Beleuchtungsstarke dirfen im laufenden
Betrieb nicht unterschritten werden. Sind sie erreicht, miissen
Wartungsarbeiten erfolgen. Bei der Projektierung der Beleuch-
tungseinrichtung soll ein Wartungsfaktor bestimmt werden, der
die Alterung und Verschmutzung von Lampen, Leuchten und
Raumoberflachen beriicksichtigen. Mit Hilfe des Wartungsfak-
tors und dem festgelegten Mindestwert der Beleuchtungsstarke
ldsst sich der notwendige Neuwert fiir die Beleuchtungsstdrke
einer Beleuchtungsanlage ermitteln.

Die DIN 5035-3 ,,Beleuchtung mit kiinstlichem Licht — Teil 3:
Beleuchtung im Gesundheitswesen“26) empfiehlt bei geringer
Nutzungsdauer oder geringem Verschmutzungsgrad den War-
tungsfaktor 0,8 und bei normaler Nutzungsdauer oder in Bezug
auf die Reinlichkeitsanforderungen in Raumen des Gesundheits-
wesens bei hohem Verschmutzungsgrad einen Wert von 0,67
festzulegen.
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Beleuchtung

Beleuchtungsbeispiel fiir einen Behandlungsraum

Bereich des Arbeitsplatzes
500 Ix

Teilflache
1000 Ix

Umgebungsbereich
300 Ix

Abb. 7.1 BGW: Einteilung der Bereiche

Leuchtdichteverteilung

Die Leuchtdichte (Kurzzeichen: L) als Ma# fiir den Helligkeitsein-
druck, den das Auge von einer leuchtenden oder beleuchteten

Fldche hat, wird gemessen in Candela pro Flicheneinheit (cd/m?).

Sie beeinflusst Sehleistung und Sehkomfort. Mit steigender
Leuchtdichte erhohen sich die Sehschérfe, die Kontrastempfind-
lichkeit und damit die Leistungsfahigkeit der Augenfunktionen.
Der Reflexionsgrad von Oberflachen und die auf- treffende Be-
leuchtungsstarke bestimmen deren Leuchtdichte. Deshalb er-
scheint ein weifier Raum bei gleicher Beleuchtungsstarke heller
als ein dunkel eingerichteter Raum.

Den Sehkomfort storen

e zu niedrige Leuchtdichten und fehlende Leuchtdichteunter-
schiede, weil sie eine unattraktive und wenig anregende
Lichtatmosphdre erzeugen,

¢ zu hohe Leuchtdichteunterschiede, weil die daraus resultie-
rende standige Umadaptation ermiidet,

e zu hohe punktuelle Leuchtdichten, weil sie Blendung verursa-
chen kénnen.

Begrenzung der Blendung

Stérende Blendung oder Reflexionen sind zu minimieren. Blen-
dung, die zu Unfallen fiihren kann, muss vermieden werden.
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Blendung kann direkt von Leuchten oder anderen Flachen mit zu
hoher Leuchtdichte — auch Fenstern — ausgehen (Direktblen-
dung). Oder sie wird von Reflexen verursacht, die durch Spiege-
lung auf glanzenden Oberflachen entstehen (Reflexblendung).
Direkt-, wie Reflexblendung vermindern den Sehkomfort (psy-
chologische Blendung) und setzen die Sehleistung (physiologi-
sche Blendung) herab.

Vor direkter Blendung schiitzt die Abschirmung von Lampen. Zur
Abschdtzung der Blendbegrenzung kann der Abschirmwinkel
kontrolliert werden. Die Direktblendung durch kiinstliche Be-
leuchtung wird nach dem UGR-Verfahren (Unified Glare Rating)
bewertet; Normen nennen Mindestwerte fiir den Blendschutz.
Entsprechend ausgerichtetes Licht, matte Oberflachen im Raum
und die Leuchtdichtebegrenzung der Leuchten beugen Reflex-
blendung vor.

Lichtrichtung und Schattigkeit

Form und Oberflachen im Raum sollen deutlich (Sehleistung)

und auf angenehme Weise (Sehkomfort) erkennbar sein. Das

erfordert ausgewogene Schatten mit weichen Randern. Beein-

flusst wird die Schattenbildung von der Lichtrichtung, die wiede-
rum bestimmt wird von der Verteilung der Leuchten und ihrer
Anordnung im Raum.

Stark gerichtetes Licht fiihrt zu tiefen Schatten mit harten Ran-
dern. Ebenso unangenehm wirkt Schattenarmut, erzeugt von
sehr diffuser Beleuchtung. Die DIN EN 12 464-1,,Licht und Be-
leuchtung — Beleuchtung von Arbeitsstatten — Teil 1: Arbeitsstat-
ten in Innenrdumen“'2”) hezeichnet die richtige Schattenwirkung
als ,Modelling* — als Ausgewogenheit zwischen gerichteter und
diffuser Beleuchtung.

Eine quantitative Bewertung der Ausgewogenheit der Beleuch-
tung ist durch die Messung des Verhdltnisses von E, : E;, mog-
lich. Empfohlen wird E, : E;, > 0,3. Dieses Verhdltnis kann zum
Beispiel durch breitstrahlende Leuchten erreicht werden. E, ist
die auf eine vertikale Flache auftreffende Beleuchtungsstarke.
E,, ist die auf eine horizontale Flache auftreffende Beleuchtungs-
starke.

Bei anspruchsvollen Sehaufgaben verbessert gerichtetes Licht
die Sehleistung erheblich.

Lichtfarbe

Die Lichtfarbe einer Lampe beschreibt die Eigenfarbe des abge-
strahlten Lichts. Sie wird bestimmt von der Farbtemperatur (dhn-
lichste Farbtemperatur TCP) in Kelvin (K). Das Licht von Lampen
gleicher Lichtfarbe kann unterschiedliche Farbwiedergabeeigen-
schaften haben.



Tabelle 7.2: Lichtfarbe und Farbtemperatur

Beleuchtung

Lichtfarbe/Farbtemperatur Farbanteile Beispiele fiir Lampen

ww warmweif3
<3.300K

iberwiegend rot

Halogengliihlampen, Natriumdampfhoch-drucklampen,
Gluhlampen, Leuchtstofflampen und Kompakt-Leuchtstofflampen
(stimmungsbetont)

nw neutralweify
3.300 -5.300K

ausgewogen:
rot, blau, griin

Leuchtstofflampen, Kompakt-Leuchtstofflampen,
Halogenmetalldampflampen, Quecksilberdampfhochdrucklampen

tw tageslichtweif3
>5.300 K

tiberwiegend blau

Leuchtstofflampen fiir den Einsatz bei hohen Beleuchtungsstarken
>1.000 Ix und bei Farbpriifungen, Halogenmetalldampflampen

Die Lichtfarben beeinflussen die Raumatmosphédre und damit
den Sehkomfort. Warmweifes Licht wird als gemditlich und be-
haglich empfunden, neutralweifes Licht erzeugt eine eher sach-
liche Stimmung. Tageslichtweifes Licht eignet sich fiir Innen-
raume erst ab einer Beleuchtungsstarke von 1.000 Lux — bei
niedrigeren Beleuchtungsstarken wirkt die Atmosphare fahl und
langweilig — oder fiir Sehaufgaben mit exakter Farberkennung
wie zum Beispiel in dermatologischen oder zahndarztlichen Un-
tersuchungsrdumen.

Farbwiedergabe

Die Farbwiedergabe einer Lampe kennzeichnet die farbliche
Wirkung, die ihr Licht auf farbigen Gegenstdanden hervorruft. Sie
wird mit dem Index R, bewertet. Er gibt an, wie natiirlich Farben
wiedergegeben werden. Die Farbwiedergabe-Eigenschaft der
Lampen hat Auswirkungen auf Sehleistung und Sehkomfort. Der
Farbwiedergabe-Index ist von hdufig vorkommenden Testfarben
abgeleitet. R, = 100 steht fiir den besten Wert; je niedriger der
Index, umso schlechter ist die Qualitat der Farbwiedergabe-
Eigenschaften. In Innenrdumen sollte der Farbwiedergabe-Index
Ra = 80 nicht unterschritten werden.

Bei allen Tatigkeiten, bei denen Farben eine wichtige Signal-
wirkung haben, muss ein hoher Farbwiedergabe-Index erreicht
werden (zum Beispiel Erkennen von farbigen Markierungen,
Beurteilen von Hautfarbe oder Ahnliches).

Durch Auswahl der Lampen und Leuchten ist sicherzustellen,
dass Sicherheitszeichen und Sicherheitsfarben als solche er-
kennbar sind sowie die Signalwirkung von selbstleuchtenden
Sicherheitszeichen nicht beeintrachtigt wird. Werden Lampen
mit einem Farbwiedergabeindex R, < 40 verwendet, muss durch
geeignete Maflnahmen sichergestellt werden, dass Sicherheits-
farben erkennbar bleiben (zum Beispiel durch Hinterleuchtung
oder Anstrahlung).
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Beleuchtung

© sunstock/iStochphoto

Abb. 7.2 Kennzeichnung der Lampen hinsichtlich Farbwiedergabe und
Lichtfarbe durch dreiziffrigen Code. Aus BGI 856 Beleuchtung
im Biiro aus 10-2008
Der Code 840 bedeutet:
8 — Farbwiedergabeindex R, = 80 (gute Farbwiedergabe),
40 — Farbtemperatur 4000 K (neutralweiBe Lichtfarbe)

Vermeiden von Flimmern und stroboskopischen Effekten
(zeitliche Gleichmé&Bigkeit)

Das Flimmern beeintrachtigt das Wohlbefinden der Beschéftig-
ten. Der stroboskopische Effekt kann zu Unfallen fiihren. Diese
Schwankungen kénnen durch elektronische Vorschaltgerate
(zum Beispiel bei Leuchtstofflampen und Kompaktleuchtstoff-
lampen) oder Dreiphasenschaltung weitgehend vermieden
werden.
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Wartung

Beleuchtungsanlagen miissen regelmafig gewartet werden, da
die Beleuchtungsstarke wahrend der Nutzungsdauer infolge von
Alterung, Verschmutzung der Leuchten und Lampenausfall
abnimmt. Bereits der Planer muss einen Wartungsplan fiir die
Beleuchtungsanlage erstellen. Darin sind die Intervalle fiir

den Lampenwechsel, fiir die Reinigung der Leuchten und des
Raumes sowie gegebenenfalls die Reinigungsmethoden fest-
zuhalten.

Die Beleuchtungsanlage soll so geplant und ausgefiihrt werden,
dass die Beleuchtungskorper fiir Wartungsarbeiten gut zugang-
lich sind.



Beleuchtung

Tabelle 7.3a: Anforderungen an die Beleuchtung von Arbeitsraumen,
Arbeitsplidtzen und Tatigkeiten nach ASR A3.4.128)

Arbeitsraume, Arbeitsplatze, Mindestwert der Mindestwert der Bemerkungen
Tatigkeiten Beleuchtungsstarke Farbwiedergabe
Ix Index
Ra
Verkehrswege
Verkehrsflachen und Flure ohne Fahrzeugverkehr 50 40

Verkehrsflachen und Flure ohne Fahrzeugverkehrim Bereich

von Absatzen und Stufen 100 40
Verkehrsflachen und Flure mit Fahrzeugverkehr 150 40
Treppen, Fahrtreppen,

Fahrsteige, Aufziige 100 40
Laderampen, Ladebereiche 150 40
Begehbare Unterflurtunnel, Zwischenbéden und fiir War-

tungszwecke, z. B. Stetigforderer, Wartungsgange 50 40
Halleneinfahrten Tagesbetrieb

(Ubergangsbereich im Geb&dude) 400 40
Nachtbetrieb (Ubergangsbereich vor dem Geb&ude) 50 40
Lager

Lagerraume fiir gleichartiges oder grofiteiliges Lagergut 50 60
Lagerraume mit Suchaufgabe bei nicht gleichartigem

Lagergut 100 60
Lagerrdume mit Leseaufgaben 200 60

Allgemeine Bereiche, Tétigkeiten und Aufgaben

Kantinen, Teekiichen, SB-Restaurants 200 80
Pausenrdume, Warterdume, Aufenthaltsraume 200 80
Waschraume, Bader, Toiletten, Umkleiderdaume 200 80
Haustechnische Anlagen, Schaltgerdteraume 200 60
Kiichen 500 80
Eingangshallen 200 80
Empfangstheke, Schalter, Portiertheke 300 80

Biiros und biirodhnliche Arbeitsbereiche

Ablegen, Kopieren 300 80
Schreiben, Lesen, Datenverarbeitung 500 80 E, =175 Ix
Archive 200 80
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Beleuchtung

Arbeitsraume, Arbeitsplatze, Mindestwert der Mindestwert der Bemerkungen
Tatigkeiten Beleuchtungsstarke Farbwiedergabe

Ix Index
Ra

Gesundheitseinrichtungen
Flure: wahrend des Tages 200 80
Flure: wahrend der Nacht 50 80

Allgemeinbeleuchtung ohne regelméafiigen Aufenthalt von
Beschéftigten 200 80

Nachtbeleuchtung, Ubersichtsbeleuchtung in nicht regel-
méafBig begangenen Bereichen 5 80

Risikoarme medizinische oder pflegerische Tatigkeiten
ohne Kontakt zu Korperfliissigkeiten, Kérperausscheidun-
gen oder kontaminierten Gegenstanden 300 90

Arbeitsbereiche fiir medizinische oder pflegerische
Tatigkeiten mit erhohtem Gefahrdungspotential durch

Umgang mit
— Korperflussigkeiten, Korperausscheidungen oder
kontaminierten Gegenstdanden oder Zur Durchfiihrung
— mit spitzen, scharfen, sich bewegenden oder heifien der medizinischen
Instrumenten 500 90 Behandlung kénnen
hohere Werte
Teilflache fiir medizinische oder pflegerische Tatigkeiten erforderlich sein.

mit erhohtem Gefdahrdungspotential durch Umgang mit

— Korperfluissigkeiten, Korperausscheidungen oder
kontaminierten Gegenstdanden oder

— mit spitzen, scharfen, sich bewegenden oder heifien

Instrumenten 1000 90
Uberwachung von Patienten in der Nacht 50 90
Bildgebende Diagnostik mit Bildverstarkern und
Fernsehsystemen 50 80
Medizinische Bader 300 80
Massage und Strahlentherapie 300 80
Instrumentenaufbereitung 500 80
Laboratorien fiir den Gesundheitsdienst 500 90
Dienstzimmer 500 80
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Tabelle 7.3b: Empfehlungen fiir die Beleuchtung in Innenrdumen
nach Arbeitsbereichen (unter Anderem aus DIN EN 12464-1)129

Beleuchtung

Art des Raumes, ER UGR, Bemerkungen
Aufgabe oder Tatigkeit

Bettenzimmer, Wochnerinnenzimmer

Zu hohe Leuchtdichten im Gesichtsfeld der
Patienten sind zu vermeiden.

Allgemeinbeleuchtung 100 19 80 Beleuchtungsstarke auf dem Boden.
Lesebeleuchtung 300 19 80

Einfache Untersuchung 300 19 80

Untersuchung und Behandlung 1000 19 90

Nachtbeleuchtung, Ubersichtsbeleuchtung 5 = 80

Baderdume und Toiletten fiir Patienten 200 22 80

Untersuchungsrdume (allgemein)

Allgemeinbeleuchtung 500 19 90 4000 K<Tp <5000 K
Untersuchung und Behandlung 1000 19 90

Verbandsraume 500 16 90

Augendrztliche Untersuchungsraume

Allgemeinbeleuchtung 300 19 80 4000 K<Tp<5000 K
Untersuchung und Behandlung 1000 - 90

Lese- und Farbsehtests mit Sehtafeln 500 16 90

Ohrenérztliche Untersuchungsraume

Allgemeinbeleuchtung 300 19 80

Untersuchung des Ohres 1000 = 90

Rédume der bildgebenden Diagnostik

Allgemeinbeleuchtung 300 19 80

Bildgebende Diagnostik mit Bildverstarkern

und Fernsehsystemen 50 19 80

Direkte Betrachtung an Sichtgerdten 30 - 80

Entbindungsraume

Allgemeinbeleuchtung 300 19 80

Untersuchung und Behandlung 1000 19 80

Behandlungsriume (allgemein)

Dialyse 500 19 80 Beleuchtung sollte regelbar sein.
Dermatologie 500 19 90

Endoskopierdume 300 19 80

Verbandsrdaume 500 19 80

Medizinische Bader 300 19 80

Massage und Strahlentherapie 300 19 80

59



Beleuchtung

Art des Raumes, En, UGR, Bemerkungen
Aufgabe oder Tatigkeit

Operationsbereich

Vorbereitungs- und Aufwachraume 500 19 90
(Aufwachrdume) Aufwachphase 100 - -
(Aufwachrdume) Zusatzbeleuchtung im
Bedarfsfall 1000 19 85
Operationsséle 1000 19 90
Operationsumfeld 2000 19 90
40000 —
Operationsfeld 160000 19 90
Intensivstation
Allgemeinbeleuchtung 100 19 90 Beleuchtungsstarke auf dem Boden
Einfache Untersuchungen 300 19 90 Beleuchtungsstarke auf dem Bett
Untersuchung und Behandlung 1000 19 90 Beleuchtungsstarke auf dem Bett
Nachtiiberwachung 20 19 90
Zahndrztliche Behandlungsrdaume
Beleuchtung sollte blendfrei
Allgemeinbeleuchtung 500 19 90 fiir den Patienten sein.
Im Patientenbereich 1000 = 90
Operationsfeld - - - Besondere Anforderungen in EN ISO 9680.
Weiflabgleich der Zahne = = = Besondere Anforderungen in EN ISO 9680.
Laboratorien und Apotheken
Allgemeinbeleuchtung 500 19 80
Farbpriifung 1000 19 90 6000 K<Tcp <6500 K
Sterilrdume
Sterilisationsraume 300 22 80
Desinfektionsrdume 300 22 80
Obduktionsrdume und Leichenhallen
Allgemeinbeleuchtung 500 19 90
Werte hoher als 5000 x
Obduktions- und Seziertisch 5000 = 90 konnen erforderlich sein.

En Wartungswert
UGR, Direktblendung
R, Farbwiedergabeindex a
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7.3 Sicherheitsbeleuchtung und optische
Sicherheitsleitsysteme'?

Arbeitsstdtten, in denen die Beschaftigten bei Ausfall der All-
gemeinbeleuchtung Unfallgefahren ausgesetzt sind oder das
gefahrlose Verlassen der Arbeitsstétte nicht gewéhrleistet ist,
miissen eine ausreichende Sicherheitsbeleuchtung haben.

Die Sicherheitsbeleuchtung ist ein Teil der umfassenderen Not-
beleuchtung. Die Sicherheitsbeleuchtung soll den Beschéaftigten
sowie sonstigen anwesenden Personen wie Patienten und Besu-
chern ermoglichen, bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung den
Gefahrenbereich schnell zu verlassen oder gefdhrliche Arbeits-
abldufe sicher zu beenden. Im weiteren Sinne sind hier auch
Sicherheitsleitsysteme und Sicherheitszeichen einzuordnen. In
Krankenhdusern ist dariiber hinaus eine Ersatzstromversorgung
erforderlich, die dafiir vorgesehen ist, dass notwendige Tatigkei-
ten im Wesentlichen unverédndert fortgesetzt werden konnen.

Die Sicherheitsbeleuchtung der Fluchtwege muss auf der Mittel-
linie des Fluchtweges in 20 cm Héhe tiber dem Fufboden oder
den Treppenstufen mindestens 1lx Beleuchtungsstarke mit einer
GleichmaBigkeit (Verhéltnis der Maximalen zur minimalen Be-
leuchtungsstarke) von < 40:1 erbringen. Nach einem Ausfall der
Allgemeinbeleuchtung muss die erforderliche Beleuchtungsstar-
ke innerhalb von 15 s erreicht werden. Die erforderliche Beleuch-
tungsstérke ist mindestens fiir einen Zeitraum von 60 min nach
Ausfall der Allgemeinbeleuchtung aufrecht zu erhalten.

In Arbeitsstéatten, in denen bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung
Unfallgefahren entstehen kdnnen, darf die Beleuchtungsstarke
der Sicherheitsbeleuchtung 15 Ix nicht unterschreiten. Allgemein
sollte fiir die Beleuchtungsstarke ein Wert von 10 Prozent der
Beleuchtungsstarke der Allgemeinbeleuchtung eingeplant wer-
den. Die Beleuchtungsstdarke muss am Ort der Sehaufgabe ge-
wahrleistet werden. Im Einzelfall kbnnen héhere Beleuchtungs-
starken erforderlich sein. Die erforderliche Beleuchtungsstarke
der Sicherheitsbeleuchtung ist innerhalb von 0,5s zu erreichen.
Diese muss mindestens fiir die Dauer der Unfallgefahr zur Verfii-
gung stehen.

Die Lichtfarbe der Sicherheitsbeleuchtung ist so zu wéhlen, dass
die Sicherheitsfarben erkennbar bleiben. Der allgemeine Farb-
wiedergabeindex R, darf nicht unter 40 liegen. Dabei ist eine
Blendung der Beschéftigten und anderer Personen (z. B. durch
freistrahlende Gluhlampen) zu vermeiden.

Sicherheitsleitsysteme geben einen sicheren Fluchtweg vor. Ein
Sicherheitsleitsystem ist einzurichten, wenn aufgrund der 6rtli-
chen oder betrieblichen Bedingungen eine erhdhte Gefdhrdung
vorliegt. Eine erhohte Gefdhrdung kann z.B. in grof3en

Beleuchtung

zusammenhangenden oder mehrgeschossigen Gebdudekom-
plexen, bei einem hohen Anteil ortsunkundiger Personen oder
einem hohen Anteil an Personen mit eingeschrankter Mobilitat
vorliegen. Da im Krankenhaus viele Ortsunkundige verkehren,
sollten Sicherheitsleitsysteme unbedingt eingeplant werden.

Optische Sicherheitsleitsysteme mit einer beidseitigen Kenn-
zeichnung der Fluchtwege sind erforderlich, wenn eine Geféahr-
dung durch Verrauchung nicht sicher ausgeschlossen werden
kann und die Fluchtwegbreite > 3,60 m betradgt.

Die Oberkante von Sicherheitsleitsystemen soll nicht hoher als
0,4m iiber dem FuRboden liegen. In der Regel sind lichtspei-
chernde Systeme, z.B. langnachleuchtende Systeme, ausrei-
chend. Die Leitmarkierungen an der Wand und auf dem Boden
sind so zu platzieren, dass sie die Sicherheitszeichen miteinan-
der verbinden. Die Leitmarkierungen sind durchgehend bis zum
ndchsten sicheren Bereich anzubringen. Die Leitmarkierungen
sollen >5cm breit sein und die Leuchtdichte der nachleuchten-
den Materialien darf am Einsatzort nach 10 Minuten nicht gerin-
ger sein als 80 med/m?2 und nach 60 Minuten nicht weniger als
12mcd/m? betragen. An Trittkanten sollten Markierungen von
groBer oder gleich 1cm Breite, als Umrandung von Fluchttiiren
und Notausgdngen Markierungen von 2 cm oder groBerer Breite
vorgesehen werden. Tiirgriffe sollen langnachleuchtend gestal-
ten werden. Unterbrechung in langnachleuchtenden Leitmarkie-
rungen sollten kleiner als 0,3 m bleiben. Treppen, Treppenwan-
gen, Handldufe und Rampen im Verlauf von Fluchtwegen sollten
so gekennzeichnet sein, dass der Beginn, der Verlauf und das
Ende eindeutig erkennbar sind.

Die Sicherheitsbeleuchtung muss in die Ersatzstrom- bzw.
Notstromversorgung einbezogen werden.

Fluchtwege miissen mit einer Sicherheitsbeleuchtung ausgeriis-
tet werden, wenn bei Ausfall der allgemeinen Beleuchtung das
gefahrlose Verlassen der Arbeitsstétte nicht gewéhrleistet ist.

Eine Sicherheitsbeleuchtung kann z. B. in Arbeitsstéatten erfor-

derlich sein

e mit grof’er Personenbelegung, hoher Geschosszahl,
Bereichen erhohter Gefdhrdung oder uniibersichtlicher
Fluchtwegfiihrung,

e die durch ortsunkundige Personen genutzt werden,

e in denen groBe Raume durchquert werden miissen
(zum Beispiel Hallen, GroRraumbiiros),

e ohne Tageslichtbeleuchtung, wie zum Beispiel bei Raumen
unter Erdgleiche.

Die Kennzeichnung des Fluchtweges sollte von jedem Arbeits-
platz aus eingesehen werden kdnnen. Die erforderlichen
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Sicherheitszeichen sollen tiber den Tiiren (damit sie auch bei Tabelle 7.4: Beleuchtungsanforderungen fiir Arbeitsbereiche,
geoffneter Tiir sichtbar bleiben und die richtige Fluchtrichtung Arbeitsplitze und Tatigkeiten im Freien nach ASR A3.4"2
anzeigen) in Fluchtwegen und entlang der Fluchtwege ange-

bracht werden. Sicherheitszeichen gibt es als beleuchtete Zei- Arbeitsbereiche, Mindestwert der | Mindestwert der
chen (diese miissen nachleuchtend sein, sofern keine Sicher- Arbeitsplitze, Beleuchtungs- Farbwiedergabe
heitsbeleuchtung vorhanden ist) oder als selbstleuchtende, Tatigkeiten stérke lx IndexR,
elektrisch betriebene Sicherheitszeichen (Sicherheitszeichen- Verkehrswege
leuchten).

Toranlagen 50 25
Bei Planung und Ausfiihrung der Sicherheitsbeleuchtung sind FuBwege 5 25

Anforderungen aus der DIN VDE 0100-710 ,,Errichten von Nieder- .

. . . . WerkstraRen mit Be- und
spannungsanlagen — Teil 7-710: Anforderungen fiir Betriebsstat- Enibe e chler it SEtar
ten, Rdume und Anlagen besonderer Art — Medizinisch genutzte Querverkehr und mit
Bereiche“3) zusitzlich zu beachten. Geschwindigkeitsbegrenzung

max. 30 km/h 10 25

WerkstraRen mit Be- und
7.4 AuBenbereiche Entladezone oder mit starkem
Querverkehr und mit
Geschwindigkeitsbegrenzung
Verkehrswege, Parkpldtze, Liegendanfahrten und Hubschrauber- max. 50 km/h 20 25

landeplatz miissen nach Einbruch der Dunkelheit beleuchtet

werden. Die Beleuchtung dient vor allem der Sicherheit und dem
Schutz vor Unféllen. Daneben soll sie aber auch kriminellen Betriebliche Parkplatze 10 25
Ubergriffen vorbeugen.

Parkpldtze
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8 Klima/Liiftung

Die Raumliiftung von besonderen Raumgruppen wie OP-Einhei-
ten und medizinischen Behandlungsrdumen'?, Laboren™¥ und
Riumen fiir die Gassterilisation sind in ausreichender Weise
beschrieben und brauchen deshalb nicht naher erldutert zu
werden. Die Luftwechselraten in den vorgenannten medizini-
schen Behandlungsraumen sind von den Anforderungen an die
Hygiene bestimmt. Bei Einhaltung der gegenwartigen Forderun-
gen werden gleichzeitig die Anliegen des Arbeitsschutzes erfiillt.
Die Vorgaben im Labor und in den Rdumen der Gassterilisation
beriicksichtigen den Arbeitsschutz dagegen unmittelbar.

Die Forderung nach technischer Liiftung kann sich aber auch fiir
allgemeine Arbeitsplatze ergeben, z.B. bei innenliegenden Rau-
men, in sonstigen Raumen mit hohen Warmelasten bzw. Schad-
stoffbelastungen, bei Sozialrdumen wie Toiletten und Umkleiden
usw. Dabei ergeben sich immer wieder Probleme mit Zuger-
scheinungen, mit zu hohen (selten zu niedrigen) Raumtempera-
turen, mit der teilweise unvollstandigen Durchstromung von
Rdumen oder Raumgruppen und mit zu niedriger Luftfeuchte.

Im Folgenden sind deshalb Hinweise zur Beantwortung der all-

gemeinen Fragen enthalten:

e Wann sind Liiftungs- bzw. Klimaanlagen erforderlich?

e Welche technischen Anforderungen sind an Liiftungsanlagen
zu stellen?

e Gestaltung von Liftungszentralen

In der Regel ist eine technische Liiftung in allen nicht natiirlich
beliiftbaren Arbeits- und Sozialrdumen obligat, in sonstigen
innenliegenden Rdumen, wie etwa Lagerrdumen, Putzkammern,
Ausgussrdaumen usw., ist eine technische Liiftung zur Vermei-
dung von Geruchsproblemen, Schimmelbildung usw., aber
ebenfalls sinnvoll. Eine zusatzliche Klimatisierung bzw. insbe-
sondere Kiihlung ist iberall dort notwendig, wo erhohte Warme-
lasten auftreten, z. B. bei hoher Gerdtedichte in Intensivpflege-
einheiten, in groBen med./chem. Laboratorien, in Radiologien,
in Sterilisations-/Desinfektionseinheiten etc.

8.1 Technische Anforderungen an Liiftungs- bzw.
Klimatisierungseinrichtungen

Zu- und Fortluftffnungen™®

Luftansaugung

Die Anordnung ist so zu wahlen, dass der Abstand zu méglichen
Quellen der Verunreinigung, z. B. durch Abgase oder andere
Geriiche, mind. 8 m betrdgt. Der Bodenabstand der Ansaugoff-
nung sollte mindestens 3 m betragen, dabei sind auch Ansamm-
lungen von Schnee, Laub und dergleichen zu beriicksichtigen.
Die Lage der Ansaugoffnung sollte unter Beachtung der Haupt-
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windrichtung moéglichst in schattigen und kiihlen Bereichen
gewahlt werden.

Der Abstand zur Fortluftéffnungen soll mindestens 2 m betragen.
Luftansaugungen, die in geringem Abstand zu Fortluft6ffnungen
liegen, sind moglichst unterhalb der Fortluftéffnungen anzuord-
nen.

Fortluftfiihrung

Ublich ist die Fortluftfiihrung iiber Dach. Der Abstand zwischen
Fortluftoffnung und benachbarten Gebduden sollte mindestens
8 m betragen. Der Volumenstrom sollte h6chstens 0,5m3/s, die
Luftgeschwindigkeit mindestens 5m/s sein.

Luftparameter

Zugfreiheit

Zugfreiheit ist dann gegeben, wenn die Stromungsgeschwindig-
keit max. 0,1 bis 0,16 m/s betragt. Die eingeblasene Luft darf
maximal 4 °C kélter als die Raumluft sein.™?

Arbeitspladtze sollten nicht unmittelbar im Bereich des Zuluft-
stromes liegen. Deswegen sollen Zuluftgitter moglichst verstell-
bar sein, um die Stromungsrichtung entsprechend justieren zu
konnen. Ausnahmen sind Anlagen mit Verdrangungsstromung
(z.B. im OP), weil dort die Luftgeschwindigkeiten in der Regel
den oben genannten Wert deutlich unterschreiten.

Luftfeuchtigkeit

Bei kiinstlich beliifteten Rdumen fallt die Luftfeuchtigkeit in der
Heizperiode — je nach AuBentemperatur — u. U. stark ab und
erreicht Werte von teilweise weniger als 10 % rel. Luftfeuchte.
Grenzwerte gibt es nur fiir die Obergrenze der Luftfeuchtigkeit.
GemaR DGUV Information 215-510"%) , Beurteilung des Raum-
klimas* betrdgt die relative Luftfeuchtigkeit, bei der ein behag-
liches Raumklima besteht 45% +/— 15 %. In Kapitel 3 dieser
Informationsschrift findet sich eine Tabelle, welche fiir den Tem-
peraturbereich 20— 24°C die zutraglichen Luftfeuchten angibt.
Der Wert von 30 % sollte nur gelegentlich unterschritten werden.

Temperaturregelung

Erfahrungsgemas ist es fiir die Beschaftigten wichtig, dass die
Temperatur, z.B. in vordefinierten Grenzen, eingestellt werden
kann. Bei Liiftungsanlagen fiir gré3ere Raumgruppen sollte be-
vorzugt jeder Raum, mindestens aber unterschiedliche Raum-
gruppen, individuell zu regeln sein. Nahere Angaben fiir die
Mindestwerte der Lufttemperatur in Arbeitsraumen finden sich
in den Tabellen 1und 2 der Technischen Regeln fiir Arbeitsstat-
ten ASR A3.5 ,,Liiftung“9.



Tabelle 8.1
Uberwiegende Arbeitsschwere
RGNS leicht mittel schwer
Sitzen +20°C +19°C
Stehen, Gehen +19°C +17°C +12°C

Die maximale Raumtemperatur soll 26 °C nicht iberschreiten.
Falls dies der Fall sein sollte, gibt die ASR A 3.5"9 in Tabelle 4
beispielhafte Abhilfemafinahmen an, wie z.B. Steuerung des
Sonnenschutzes und der Liiftung, Reduzierung der thermischen
Belastung durch Elektrogerdte oder Gleitzeitregelungen. Bei
Raumtemperaturen {iber 30 °C miissen wirksame MaBnahmen
aus der Tabelle 4 der ASR A 3.5'4) gem&f einer Gefahrdungsbe-
urteilung ergriffen werden.

Wenn es in Arbeitsbereichen zu dauerhaften Unterschreitungen
der genannten Mindesttemperaturen kommt, sind Schutzmag-
nahmen fiir die Beschéftigten erforderlich.

Liftungsfiihrung

Fiir mechanisch geliiftete Rdume ist eine gute Durchliiftung des
gesamten Raumes wichtig, am besten durch eine raumdiagonale
Luftstromung (Zuluft im Decken- und Abluft im unteren Wand-
bereich). Bei ausschlieB3lich deckengestiitzter Liiftung ist darauf
zu achten, dass Liftungskurzschliisse vermieden werden.

Die Anforderungen fiir Raumlufttechnische Anlagen in Kranken-
hdusern, einschlie3lich der zuldssigen Umluftanteile und der
erforderlichen Auf3enluftzufuhr finden sich in der Tabelle 1der
DIN 1946 Teil 4 ,,Raumlufttechnik — Raumlufttechnische Anlagen
im Krankenhaus*42),

Beim Anfall von kanzerogenen, mutagenen oder reproduktions-
toxischen (CMR) Stoffen in der Raumluft muss die Abluft unmit-
telbar ins Freie bzw. in ein Abluftsystem ohne Riickfiihrung ein-
geleitet werden.

Larm

Der Schallpegel der Anlage ist in den Arbeitsraumen so niedrig
zu halten, wie es nach der Art der Raumnutzung erforderlich und
nach dem Stand der Technik moglich ist. Richtwerte sind in der
DIN EN 13 779 ,,Luiftung von Nichtwohngeb&uden'“?“ enthalten
und zwar z.B. im OP und auf Fluren max. 45 dB(A), in sonstigen
medizinisch genutzten Raumen max. 35 dB(A), in Biiros max.

40 dB(A) und in Wéschereien max. 60 dB(A).144

Klima/Liiftung

8.2 Gestaltung von Liiftungszentralen

Verkehrswege und Zugénge zu Anlageteilen miissen fiir Repara-
tur- und Instandhaltungsarbeiten ausreichend gros bemessen
und sicher zu begehen sein. Fiir den Tausch von Filterelemen-
ten/Registern sind die Ausbaulangen zu beriicksichtigen. Lichte
Durchgangshohe in Verkehrsbereichen sollen mindestens 2m
betragen (bei Neuanlagen 2,10 m). Wird diese Hohe stellenweise
unterschritten, sind die Anstof3stellen abzupolstern und farbig
zu markieren. Fiir Wege, die nur der Bedienung und Uberwa-
chung dienen, konnen die angegebene Breiten und Hohen ver-
ringert werden. Ihre Mafe richten sich nach den besonderen
Verhéltnissen und diirfen mit Bx H=0,50m x 1,90 m nicht unter-
schritten werden.'* Einbringdffnungen sind in ausreichender
Grofie zu beriicksichtigen. Soweit moglich sollten Zugénge ab-
satzfrei und mit Anbindung zum Aufzug geplant werden. Fiir
grofBe Zentralen sind Lagerpldtze fiir Austauschteile und eine
kleine Werkbank sinnvoll. Bei Dachzentralen ist der Boden
flissigkeitsdicht zu gestalten und ein Wasserablauf vorzusehen
(fiir evtl. Rohrbriiche).
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9 Pausen-, Sanitar- und Bereitschaftsraume

Im Folgenden werden Anforderungen an Pausen-, Sanitar- und
Bereitschaftsraume beschrieben. Sie lehnen sich an die Arbeits-
stittenregeln ASR A4.2'4)  Pausen- und Bereitschaftsraume*
und ASR A4.1'47) | Sanitarrdume* an.

Um die Rdume beziehungsweise Bereiche richtig einordnen zu
kénnen, werden nachfolgend die einzelnen Begriffsbestimmun-
gen dargestellt.

Ein ,,Pausenraum*ist ein allseits umschlossener Raum, welcher
der Erholung oder dem Aufenthalt der Beschaftigten wahrend
der Pause oder bei Arbeitsunterbrechung dient.

Ein ,,Pausenbereich“ ist ein optisch von den Arbeitspldtzen
abgetrennter Bereich, welcher der Erholung oder dem Aufenthalt
der Beschéftigten wahrend der Pause oder bei Arbeitsunterbre-
chung dient.

Ein ,Bereitschaftsraum® ist ein allseits umschlossener Raum,
welcher dem Aufenthalt der Beschaftigten wahrend der Arbeits-
bereitschaft oder bei Arbeitsunterbrechungen dient.

Laut ASR A4.1"48) werden unter dem Begriff ,,Sanitdrrdume
Toiletten-, Wasch- und Umkleiderdume definiert.

9.1 Pausenrdume und Pausenbereiche

Pausenrdaume oder Pausenbereiche sind vorgeschrieben, wenn
im Unternehmen mehr als 10 Mitarbeiter zur gleichen Zeit tatig
sind — inklusive Zeitarbeitern. AuBerdem muss ein Unternehmen
tiber Pausenrdaume und Pausenbereiche verfiigen, wenn es aus
Griinden der Sicherheit und Gesundheit notwendig ist.

Solche Griinde kdnnen zum Beispiel sein:

¢ erhohte Gesundheitsgefahren durch Kilte, Hitze, Ndsse
und Staub

o Uberschreitung der Auslosewerte fiir Lirm oder Vibrationen

e Uberwiegende Arbeit im Freien

* biologische Arbeitsstoffe oder Gefahrstoffe

e unzutragliche Geriiche

e andauernd, einseitig belastende Kérperhaltung,
zum Beispiel Steharbeit

e stark schmutzende Arbeit

e Arbeitsrdume ohne Tageslicht

e Arbeitsrdume, zu denen {iblicherweise Dritte, zum Beispiel
Kunden Zutritt haben

e Einschrankungen fiir die Einrichtung von Pausenbereichen
konnen sich z.B.: aus der Bio- oder Gefahrstoffverordnung
ergeben.

Beschiftigte mit
Pausenanspruch
nach
Arbeitszeitgesetz

v

nein >10 Beschiftigte in ja
einer Arbeitsstatte
(nach Punkt 4.1
Abs. 2)
A4 v
Liegen Sicherheits- Sind Biirordaume oder
oder Gesundheits- vergleichbare Arbeits-
griinde nach Punkt 4.1 raume nach Punkt 4.1
ja | Abs.3vor? nein ja Abs. 3 vorhanden? nein
vV
kein
Pausenraum/
Pausenbereich
erforderlich

g

Pausenraum/
Pausenbereich
erforderlich

Abb.9.1 Ermittlung der Notwendigkeit von Pausenraumen oder

Pausenbereichen aus ASR A4.2

Anforderungen an Pausenrdume und Pausenbereiche'“)
Pausenrdume und Pausenbereiche miissen leicht, sicher und
schnell erreichbar sein. Dabei soll der Zeitbedarf fiir den Weg
nicht mehr als 5 Minuten zu Fuf} oder mit betriebsinternen Ver-
kehrsmitteln betragen. Zur Verkiirzung von Wegezeiten und zur
Ermdglichung von Kaffeepausen sollten Pausenrdume insheson-
dere fiir Bereiche, in die eingeschleust werden muss, nach Mog-
lichkeit innerhalb der Arbeitsbereiche liegen.

Jeder Pausenraum sollte eine Sichtverbindung nach auBen be-
sitzen und moglichst ausreichend Tageslicht. Fiir Pausenberei-
che wird eine Sichtverbindung empfohlen.

Werden der Pausenraum oder der Pausenbereich von mehreren
Beschiftigten gleichzeitig genutzt, muss mindestens 1m?2
Grundfldche pro Person zur Verfiigung stehen. Fiir notwendige
Einrichtungsgegenstdnde, Zugange und Verkehrswege ist zu-
satzlicher Flachenbedarf zu berlicksichtigen. Ein Pausenraum
darf die Grof3e von insgesamt sechs Quadratmeter nicht unter-
schreiten.

Pausenrdume und -bereiche miissen die Anforderungen der
Arbeitsstittenregeln ASR A3.4"% , Beleuchtung®, ASR A3.5 15V
~Raumtemperatur” und der ASR A3.6"? , Liiftung® erfiillen. Die
Benutzer sind vor Zugluft zu schiitzen. Die Raume und Bereiche
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sollten frei von Vibrationen, Stauben, Dampfen oder Geriichen
sein.

Einrichtung von Pausenrdumen und Pausenbereichen

Der Umfang des Inventars von Pausenrdumen und Pausenberei-
chen richtet sich nach der Anzahl der gleichzeitig anwesenden
Nutzer. Hierzu gehoren Sitzgelegenheiten mit Riickenlehnen und
Tische. Sollte es in der Einrichtung keine Kantine geben, miissen
Gerdte zum Zubereiten von Speisen zur Verfiigung gestellt wer-
den (Kuihlschrank, Mikrowelle). Auch auf spezielle Bediirfnisse,
die mit der Arbeitstatigkeit in Zusammenhang stehen, sollte
eingegangen werden. Fiihren die Beschaftigten beispielsweise
stark schmutzende Tatigkeiten aus, sollte zumindest ein Wasch-
becken zum Handewaschen vorhanden sein. Tragen die Mitar-
beiter wihrend der Arbeit Uberkleidung, ist zum Beispiel eine
Kleiderablage zweckmafig.

9.2 Sanitdrrdume
Fiir Manner und Frauen miissen getrennte Sanitarraume bereit-
gestellt werden.

Ein Sanitarraum darf die lichte Hohe von 2,50 m nicht unter-
schreiten. Sanitarrdume miissen vor Einsichtnahme von auf3en
geschiitzt werden. In Sanitdrraumen sind die Vorgaben der ASR
A3.5%3 , Raumtemperaturen zu beachten.

Nachfolgende aufgefiihrte Punkte sind bei der Ausstattung von

Sanitdarraumen zu beriicksichtigen:

e ausreichende und deutliche Kennzeichnung

* Verwendung von Einrichtungsgegenstanden und Materialien,
welche keine Unfall- und Gesundheitsgefahrdungen verursa-
chen kénnen

e Vermeidung von Gefahren durch heifie Oberflachen

e Bodeneinldufe miissen einen Geruchsverschluss haben

e Zugluft vermeiden

e bei starken Verschmutzungen muss die Reinigung des
Schuhwerkes vor Betreten der Sanitdrrdume, zum Beispiel
durch in den Boden eingelassene Gitteroste gewdhrleistet
sein.

Toilettenrdume

In Krankenhdusern miissen nach der TRBA 250" fiir die Be-
schaftigten und die Patienten gesonderte Toiletten vorhanden
sein. Es ist darauf zu achten, dass die Toilettenrdume ausrei-
chend grof sind und entsprechend der Anzahl der Beschéftigten
in angemessener Anzahl zur Verfiigung stehen. Nach ASR A4.1"
sind ausreichend Toiletten vorhanden, wenn mindestens die in
der nachfolgenden Tabelle genannte Anzahl realisiert ist.
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Tabelle 9.1: Anzahl von Toiletten fiir Beschaftigte
(Frauen und Manner)

weibliche Mindestanzahl bei Mindestanzahl bei
oder niedriger Gleichzeitigkeit | hoher Gleichzeitigkeit der
ménnliche | der Nutzung Nutzung
E;‘:haf- Toiletten/ ELLE Toiletten/ Hand-
Urinale waschgele- | Urinale waschgele-
genheiten genheiten
bis 5 1% 1 2 1
6 bis 10 1% 1 3 1
11 bis 25 2 1 4 2
26 bis 50 3 1 6 2
51bis 75 5 2 7 3
76 bis 100 6 2 9 3
101 bis 130 7 3 1 4
131 bis 160 8 3 13 4
161 bis 190 9 3 15 5
191 bis 220 10 4 17 6
221 bis 250 1 4 19 7
je weitere je weitere je weitere je weitere
30 Beschaf- 90 Be- 30 Beschaf- 90 Be-
tigte schiftigte tigte schaftigte
+1 +1 +2 +2

* fiir mannliche Beschéftigte wird zuziiglich 1 Urinal empfohlen

Die Dimensionierung der Toilettenrdume und -zellen ist abhdn-
gig von der Anzahl der Toiletten fiir Mdnner oder Frauen und
der Wahl des Tiiranschlages. Die Mindestmafe werden in der
ASR A 4.1°°) | Absatz 5.3 genannt.

Bei Toilettenrdumen ist auf eine wirksame Liiftung zu achten.”

Fub6den und Wande missen aus Materialien bestehen, wel-
che leicht zu reinigen sind. Die Bodenbeldge miissen im feuch-
ten und nassen Zustand rutschhemmend sein.

Lage der Toilettenrdume

Die Toilettenrdaume sind innerhalb einer Arbeitsstatte so zu ver-
teilen, dass sie von Arbeitsplatzen, Pausen-, Bereitschafts-,
Wasch- und Umkleideraumen nicht mehr als 50 m und hochs-
tens eine Geschosshdhe entfernt sind. Der Weg zu Toilettenrdu-
men soll nicht durchs Freie fiihren.

Ein vollstandig separater Vorraum ist erforderlich, wenn vom
Toilettenraum ein direkter Zugang zum Arbeits-, Pausen-, Bereit-
schafts- oder Erste-Hilfe-Raum besteht. Die gleiche Anforderung
gilt auch fiir Toilettenrdume mit mehr als einer Toilettenzelle.
Dieser Vorraum darf nicht zum Aufstellen fiir ein Urinal genutzt
werden. Die Toilettenzellen miissen absperrbar sein.

Aus Griinden des Arbeitsablaufes und dem hier notwendigen
Tragen von Bereichskleidung sollte in den Bereichen Operation,
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Sterilisation und Intensivmedizin eine Personaltoilette innerhalb  Tabelle 9.2: Anzahl von Waschpldtzen bei Kategorie A nach

der Abteilung vorgehalten werden. ASR A4.1
Ausstattung der Toilettenrdume’® Hochste Anzahl Mindestanzahl der Waschpldtze bei
. " . . Beschiftigter, die Gleichzeitigkeit der Nutzung
Im Vorraum der Toilettenrdume sind Handwaschgelegenheiten in der Regel den
(ftir drei Toiletten oder Urinale je eine Handwaschgelegenheit) Waschraum nutzen niedrig
mit flieBendem Wasser vorzuhalten. bis 5 1 2
6 bis 10 2 3
Waschrdaume 11 bis 15 3 4
Fiir Beschaftigte miissen Waschrdume mit einer ausreichenden 16 bis 20 3 5
Anzahlan Wasch- und Duschplatzen zur Verfiigung stehen. 21bis 25 4 6
26 bis 30 4 6
Waschraume werden in Kategorie A, B und C eingeteilt. Katego- 31 bis 35 5 7
rie A ist bei maBig schmutzenden Tatigkeiten anzuwenden. Sind 36 bis 40 5 8
Beschaftigte bei ihrer Tatigkeit infektiosen, sensibilisierenden, 41bis 45 6 9
giftigen, stark geruchsbeléstigenden oder sehr starken Ver- 46 bis 50 6 10
schmutzungen ausgesetzt, ist Kategorie B zu benutzen. Die 51bis 55 7 n
Kategorie C kommt nicht im Krankenhaus vor. Anzahl der Wasch- 56 bis 60 8 12
und Duschplitze sind entsprechend der ASR A4.1%9 Absatz 6.2 61bis 65 8 12
2u planen. 66 bis 70 8 12
71bis 75 9 13
76 bis 80 10 14
81bis 85 10 14
86 bis 90 10 14
91 bis 95 10 14
96 bis 100 n 15
je weitere 30 +2 +3
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Tabelle 9.3: Anzahl von Waschplatzen bei Kategorie B nach
ASR A4.1

Mindestanzahl der

Hochste Mindestanzahl der

AnzahlBe- | Waschplatze bei Gleich- Duschplatze bei Gleich-
schaftigter, | zeitigkeit der Nutzung zeitigkeit der Nutzung
die in der
Regel den
Waschraum
nutzen niedrig niedrig
bis 5 1 2 1 1
6 bis 10 1 2 1 2
11 bis 15 2 3 1 2
16 bis 20 2 4 2 3
21bis 25 3 5 2 3
26 bis 30 3 5 2 3
31 bis 35 3 6 2 3
36 bis 40 4 7 2 4
41bis 45 4 8 2 4
46 bis 50 4 9 2 4
51 bis 55 4 9 3 5
56 bis 60 5 1 3 5
61bis 65 5 i 3 5
66 bis 70 5 1 3 5
71bis 75 5 12 3 5
76 bis 80 6 12 4 6
81 bis 85 6 12 4 6
86 bis 90 6 13 4 6
91 bis 95 6 13 4 7
96 bis 100 6 14 4 7
weit]eere 30 +1 o +1 +2

Bei der Dimensionierung der Waschrdume sind die Mindest-
mafBe der nachfolgenden Abbildung einzuhalten.
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Abb.9.2 Waschraum (MaBe in mm) nach ASR A4.1

Es miissen ausreichend bemessene Bewegungs- und Verkehrs-
flachen zur Verfiigung stehen. Der Duschplatz soll eine Grund-
flache von 1000 x 1000 mm haben

Bei Waschrdumen ist auf eine wirksame Liiftung und Entfeuch-
tung zu achten.’69

FuBbdden und Wande miissen aus Materialien bestehen, wel-
che leicht zu reinigen und zu desinfizieren sind. Die Bodenbela-
ge miissen im feuchten und nassen Zustand rutschhemmend
sein. Werden in einem Waschraum mehrere Duschen angeord-
net, sind geschlossene Duschabtrennungen einer getffneten
Variante vorzuziehen.

Lage der Waschrdaume

Waschraume sollen sich in der Ndhe der Arbeitsplatze befinden.
Die maximale Lange des Weges soll 300 m nicht Uiberschreiten.
Der Weg darf nicht durchs Freie fiihren.

Waschrdaume sollen einen direkten Zugang zueinander haben,
der nicht durchs Freie oder Arbeitsraume fiihren darf. Weitere
Anforderungen sind der ASR A 4.1'6) zu entnehmen.

Ausstattung der Waschraume

An den Waschgelegenheiten miissen flieBendes warmes und
kaltes Wasser zur Verfiigung stehen. Die Temperatur von vorge-
mischtem Wasser soll wahrend der Anwendungszeit +43 Grad
nicht tiberschreiten. Zusétzlich gehdren zur Grundausstattung
von Wasch- und Duschpldtzen noch Seifenablage und Hand-
tuchhalter. An den Duschpldtzen ist ein Haltegriff vorzusehen.



Eine ausreichende Anzahl von geeigneten elektrischen An-
schlussmoglichkeiten, zum Beispiel fiir Haartrockner oder dhnli-
ches ist einzuplanen.

9.3 Umkleiderdume

Umkleideraume sind zur Verfligung zu stellen, wenn bei der
Tatigkeit besondere Arbeitskleidung getragen werden muss.
Dies ist im Krankenhaus fiir die meisten Berufsgruppen der Fall.
Es ist zweckméfig, die Umkleiden fiir die Berufsgruppen getrennt
vorzuhalten. Dabei muss jedem Beschaftigten, der gesonderte
Schutz-, Dienst- oder Arbeitskleidung tragen muss, eine ab-
schlielbare Einrichtung mit Ablagefach zur Verfiigung stehen.

Fiirjeden Beschaftigten muss eine freie Bewegungsflache von
0,5m2 bei gleichzeitiger Nutzung der Raumlichkeiten gewahr-
leistet sein. Weiterhin sind Verkehrswege und Bewegungsfla-
chen zu beriicksichtigen. Bei mehreren Zugangen oder bei mehr
als 100 Beschdftigten, welche den Raum gleichzeitig nutzen,
sollen der Eingang und Ausgang getrennt angeordnet sein. In
den Umkleiderdaumen ist auf eine wirksame Liftung zu achten.

Getrennte Unterbringung von Arbeits-, Schutz- und persoénli-
cher Kleidung

Getrennte Aufbewahrungsmaoglichkeiten fiir Arbeits- und Schutz-
kleidung (Schwarz) und StraRenkleidung (Weif) sind bereitzu-
stellen, wenn die Beschaftigten gesundheitlichen Gefahren
durch infektiose, giftige, gesundheitsschadliche, dtzende,
reizende oder stark geruchsbeldstigte Stoffe ausgesetzt sind.
Eine Schwarz-Weif3-Trennung kann durch die Bereitstellung von
zwei Schranken getrennt fiir StraBen- und Arbeits- oder Schutz-
kleidung erreicht werden. Zweckmagiger sind abschlieBbare
Schranke mit Langsachsenunterteilung. Abhédngig vom Gefdhr-
dungspotenzial kénnen Schwarz-Weif3-Trennungen auch durch
Schleusensysteme ausgefiihrt werden.

Lage der Umkleiderdume

Umkleiden konnen generell zentral oder dezentral eingerichtet
werden, wobei vor allem im medizinischen Bereich dezentrale
Umkleiden vorteilhaft sind. Aus Griinden des Arbeitsablaufes
und dem hier notwendigen Tragen von Bereichskleidung sollten
in den Bereichen Operation, Sterilisation, Intensivmedizin und
Pathologie Umkleiderdaume innerhalb der Abteilung vorgehalten
werden.

Ausstattung von Umkleiderdumen

Jeder Beschaftigte muss fiir die Aufbewahrung seiner Kleidung
abschlieBbare eine Einrichtung zur Verfligung gestellt bekom-
men. Die Einrichtung muss ausreichend grof3 und beliiftet sein.

Pausen-, Sanitdr- und Bereitschaftsrdaume

Anforderungen fiir abschliefbare Schranke:

e Abmessung von mindestens 300 mm x 500 mm x 1800 mm
(BxTxH),

e mindestens ein Ablagefach,

e 2 abschlieBbare Schranke oder ein Schrank 600 mm x 500 mm
x 1800 mm, bei getrennter Aufbewahrung von Arbeits-, Schutz-
und StraBBenkleidung.

Bei der Einrichtung insbesondere von groferen zentralen Um-
kleidebereichen sollten in den Arbeitsbereichen Wertfacher
vorgesehen werden, um personliche Gegenstdnde sicher depo-
nieren zu kénnen.

Fiir je vier Schrankeinheiten soll mindestens eine Sitzgelegen-
heit zur Verfligung stehen.

9.4 Bereitschaftsraume

Ein Bereitschaftsraum ist erforderlich, wenn {iber 25 Prozent der
Arbeitszeit aus Bereitschaft oder Unterbrechungen bestehen.
Diese Rdume missen mindestens den Anforderungen eines
Pausenraumes entsprechen.

Liegemdglichkeiten werden benétigt, wenn es zu ndchtlicher
Bereitschaft oder Unterbrechungen kommt, oder wenn die
Arbeitszeit inklusive Bereitschaft grof3er als 12 Stunden ist.

Anforderungen an Bereitschaftsraume mit Liegen

Die Mindestgrundflache der Rdume richtet sich nach dem Inven-
tar, den Bewegungsflichen's? und den Verkehrsfldchen. Fiir
Frauen und Manner sollte es getrennt nutzbare Raumlichkeiten
geben, die verschlieBbar, nicht einsehbar und abdunkelbar
sind, und Uber eine Waschgelegenheit verfiigen. Beschaftigte
missen in den Bereitschaftsraumen erreichbar sein, zum Bei-
spiel durch eine Rufeinrichtung.

9.5 Einrichtungen fiir schwangere Frauen und stillende
Miitter

Arbeiten schwangere Frauen oder stillende Mutter im Unter-

nehmen, muss der Arbeitgeber Einrichtungen zum Hinlegen,

Ausruhen und Stillen am Arbeitsplatz zur Verfiigung stellen.

Fiir die Ruherdume gelten die allgemeinen Anforderungen an
Pausenrdume und Pausenbereiche.

71



Lager

BT Ay




10 Lager

Fiir den funktionierenden Ablauf in einem Krankenhaus ist es
wichtig, eine ausreichende Anzahl geeigneter Lagerraume fiir
die jeweiligen Bereiche einzuplanen.

Nurwenn ausreichende Lagerkapazitdten — insbesondere auf
den Stationen —vorhanden sind, kénnen Fluchtwege langfristig
freigehalten und zusatzliche Brandlasten vermieden werden.

Fiir Lagergiiter, von denen Gefahren ausgehen kdnnen, wie z. B.
entziindbare Fliissigkeiten oder Gase, sind besondere Lagerbe-
dingungen einzuhalten.

10.1 Abstellrdume/Lagerrdume

Allgemeine Anforderungen an Abstell- und Lagerrdume:

e gute Erreichbarkeit, zentrale Lage

e keine Tiirschwellen

¢ ausreichende Tiirbreiten in Abhangigkeit des Lagerguts

e ausreichende Tragfahigkeit des Fu3bodens

e Grofle des Lagerraums in Abhdngigkeit der geplanten
Lagermenge bzw. Nutzung

o effektive Nutzung des Raums durch die Aufstellung von
Regalen

Regallager's?
Verkehrswege fiir FuBganger zwischen Lagereinrichtungen
miissen mindestens 1,25m breit sein.
e Gdnge, die nur fiir das Be- und Entladen von Hand bestimmt
sind (Nebengénge), miissen mindestens 0,75 m breit sein.
Verkehrswege fiir kraftbetriebene oder spurgebundene Forder-
mittel miissen so breit sein, dass auf beiden Seiten der For-
dermittel ein Sicherheitsabstand von 0,5 m gewdhrleistet ist.
Durchgénge in Regalen missen eine lichte Hohe von mindes-
tens 2,00 m haben.
Die nicht fiir die Be- und Entladung vorgesehenen Seiten von
Regalen miissen gegen Herabfallen von Ladeeinheiten gesi-
chert sein.
Die Beleuchtungsstéarke soll in einer Hohe von 0,85 m tiber
dem Fufboden mindestens 50 Lux betragen. Fiir hohere Seh-
aufgaben, z.B. bei Kleinteilelagerung und Leseaufgaben, soll
die Nennbeleuchtungsstarke mindesten 200 Lux betragen,
um Aufschriften von Lagerteilen und Regalaufschriften lesen
zu kdnnen. Auch in Versand- und Verpackungsbereichen muss
die Beleuchtungsstirke 200 Lux betragen.'6%
e Bei hohen Regalen sind geeignete Zugange wie z.B. Einhdnge-
leitern oder Tritte etc. erforderlich.

o Luftoffnungen oder Leuchten diirfen durch Regale nicht zuge-
stellt werden. Zugebaute Leuchten bewirken eine Leuchtstar-
kereduzierung und kénnen zu einer erhéhten Brandgefahr
fihren.

Verfahrbare Lagereinrichtungen

e Schienen diirfen keine Stolperstellen bilden.

¢ Das Abstandsmaf verfahrbarer Regale und Schranke zum
FuBboden darf zur Vermeidung von Fuf3verletzungen 15 mm
(bis 2.000 kg Feldlast) bzw. 30 mm (> 2.000 kg Feldlast) an
keiner Stelle iiberschreiten.

e Quetsch- und Scherstellen an Bauelementen des Wagens sind
durch durchtrittsichere Verdeckungen zu sichern.

e Der Abstand der festen Kanten zwischen verfahrbaren Regal-
und Schrankeinheiten muss zur Vermeidung von Fingerver-
letzungen 25 mm betragen.

e Der Abstand verfahrbarer Regale und Schréanke zu baulichen
Einrichtungen muss mindestens 0,5m betragen. Der Abstand
zu stabilen ebenen Wanden muss mindestens 120 mm und
darf maximal 180 mm betragen.

e Endstopper missen fuRbodenbiindig oder, falls dies nicht
moglich ist, durch Gefahrenkennzeichnung und Beleuchtung
deutlich erkennbar sein.

Befahrbare Lagereinrichtungen

e Die Verkehrswegbreite fiir kraftbetriebene Férdermittel ergibt
sich aus der Fahrzeugbreite plus einen beidseitigen Sicher-
heitsabstand von 50 cm. Bei der Bemessung ist auch der
Platzbedarf fiir Rangiervorgéange zu beriicksichtigen. Auf den
Sicherheitsabstand kann verzichtet werden, wenn der Zugang
von Personen durch bauliche Manahmen verhindert wird.

¢ Die lichte Hohe von Durchfahrten muss in Abhangigkeit von
den jeweiligen Férdermitteln bemessen sein.

 Ortsfeste Regale, die von nicht leitliniengefiihrten Forder-
mitteln bedient werden, miissen an ihren Eckbereichen und
an Durchfahrten durch einen mindestens 30 cm hohen, gelb-
schwarz gekennzeichneter Anfahrschutz gesichert sein. Der
Anfahrschutz muss eine Energie von mindestens 400 Nm
aufnehmen kénnen.

v

Hinweis:

Standig besetzte Arbeitspldatze miissen den allgemeinen
Anforderungen, die sich aus der Arbeitsstattenverord-
nung und den Arbeitsstattenregeln ergeben, erfiillen.
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10.2  Archivrdume'®®

Zur Aufbewahrung der Patientenunterlagen miissen ausreichend
bemessene und entsprechend ausgestattete Archivrdume vorge-
halten werden.

Auf Grund der langen Lagerverpflichtung sind nicht nur die Gro-
Ben, sondern auch die klimatischen Bedingungen der Rdume
entscheidend.

Grundsatzlich sind alle Stockwerke zur Einrichtung von Archiven
geeignet. Wegen der besseren Zuganglichkeit sollten Erd- oder
Untergeschosse bevorzugt werden. Bei ebenerdigen Archiven ist
auf die Sicherung der Fenster zu achten.

Es werden hohe Anforderungen an den baulichen Brandschutz
gestellt (F90), d. h. Massivboden und -decken, Wande in Mauer-
werk oder Stahlbeton, Tiiren T 90. Bei der Wahl der Regale und
Schrénke und ihrer Anordnung sind die Flucht- und Rettungs-
wegemafie einzuhalten. Hier ist eine rechtzeitige Abstimmung
mit den fiir den baulichen Brandschutz zusténdigen Stellen
erforderlich.

Fiir die Innenwande ist ein atmungsaktiver, mineralischer Putz
anzustreben. Die AuBenwdnde sollen gegen eindringende
Feuchtigkeit isoliert sein, im Inneren dirfen insbesondere im
Deckenbereich keine offen gefiihrten Wasserleitungen verlegt
sein (Kondenswasser!). Die Tiiren sind gegen Einbruch zu
sichern und die Zuganglichkeit ist zu beschranken und zu tiber-
wachen.

Die Fenster sind einbruchsicher zu gestalten.

Bei der Lagerung von Papierdokumenten ist eine Raumtempera-
turvon 14 — 18°C +/- 1°C bei einer relative Luftfeuchte von
35-50% +/- 3% anzustreben. Bei unterschiedlichen Medien
liegt diese Temperatur bei 18°C +/- 2°C und einer relativen
Feuchte von 50 % +/- 5 %.

Es ist eine Allgemein- sowie eine entsprechende Arbeitsplatz-

beleuchtung zu installieren. Eine Notrufmdoglichkeit muss vor-
handen sein.
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10.3  Spezielle Lagerrdume fiir Gefahrstoffe'©®

Gefahrstoffe konnen bei der Lagerung durch folgende Faktoren

zu einer besonderen Gefdhrdung der Beschdftigten fiihren:

o die Eigenschaften bzw. den Aggregatzustand der gelagerten
Stoffe (Gas, Fliissigkeit, Feststoff),

e die Menge der gelagerten Stoffe,

die Art der Lagerung,

e die Tatigkeiten bei der Lagerung,

e die Zusammenlagerung verschiedener Gefahrstoffe,

die Lagerdauer.

Neben den genannten Faktoren entscheidet vor allem die
bauliche Ausfiihrung des Lagerraums (Beschaffenheit der Bau-
materialien, GroBe, Einrichtungen etc.) dariiber, wie Gefahrstof-
fe sicher gelagert werden.

Durch die Gestaltung und die Anordnung der Lagerraume fiir
gefdhrliche Stoffe ist die Gefahrdung der Beschéftigten sowie
anderer Personen zu beseitigen oder auf ein Minimum zu be-
schranken. Dabei sind insbesondere die Vorgaben der Gefahr-
stoffverordnung und der TRGS 510 ,,Lagerung von Gefahrstoffen
in ortsbeweglichen Behiltern®, 01/2013, hinsichtlich des Ar-
beitsschutzes mafigeblich. Zusatzliche Vorgaben kénnen sich
aus weiteren Rechtsbereichen ergeben, zum Beispiel Baurecht
oder Umweltrecht.

Anforderungen an Raume zur Lagerung von Gefahrstoffen
Gefahrstoffe diirfen grundsatzlich nicht in oder an Flucht- und
Rettungswegen, Verkehrswegen, in Durchgdngen oder engen
Hofen gelagert werden. Pausen- und Bereitschaftsraume gelten
als ungeeignet.

Am Arbeitsplatz selbst darf gemiR § 8(1), Ziff.6 GefStoffV'®”) nur
die fiir den Fortgang der Arbeit erforderliche Menge bzw. der
Tages-/Schichtbedarf vorhanden sein.

Dariiber hinaus gehende Mengen kénnen entweder

e im Arbeitsraum in einem Sicherheitsschrank nach
DIN EN 14470 Teil 1'%® oder

¢ in einem gesonderten Lagerraum gelagert werden.



Wahrend kleine Mengen an Gefahrstoffen auch auf3erhalb von
Lagern unter Beriicksichtigung der allgemeinen Grundsatze und
SchutzmaBnahmen gemaR TRGS 510'°% Nr. 4.1 und Nr. 4.2 gela-
gert werden kdnnen, sind bei gréferen Mengen weitere Maf-
nahmen in Abhdngigkeit von der Gefdhrdungsbeurteilung zu
treffen (Angaben zu den Mengenschwellen siehe TRGS 510779,
Tabelle 1, Spalte 4). Giftige, sehr giftige, kanzerogene und erb-
gutverdndernde Stoffe Kategorie 1 oder 2 miissen immer unter
Verschluss oder so aufbewahrt werden, dass nur fachkundige
und zuverldssige Personen Zugang haben.

Zusatzliche und besondere Schutzmainahmen gelten fiir die
Lagerung grofRer Stoffmengen (z.B. bei der Lagerung von extrem
und leicht entziindbaren Fliissigkeiten in Mengen von mehr als
200kg) bzw. fiir Stoffe, die u. a. aufgrund ihres Aggregatzustan-
des eine besondere Gefahr darstellen kénnen (z.B. Gase in
Druckgasbehaltern, gekennzeichnet mit H280, H281, H220,
H221, H270) mit einem Nennvolumen ab 2,5 Liter (Angaben zu
den Mengenschwellen siehe TRGS 510"", Tabelle 1, Spalte 5).

In der Regel sind solche Lager gegen unbefugtes Betreten zu
sichern, und mit dem Verbotszeichen D-P006 ,,Zutritt fiir Un-
befugte verboten*“ gemafl ASR A1.3 ,,Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzkennzeichnung“'7? deutlich und dauerhaft zu kenn-
zeichnen.

Lager

Abb. 10.1. Zutritt fiir Unbefugte verboten
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Anwendungsbeispiele zur Tabelle 1 der TRGS 510'7%

Tabelle 10.1
Einstufung/Eigenschaft H-Satz R-Satz Lagerung auBerhalb von Beispiele/Produkte
Lagern unter Beriicksichtigung | (Hersteller)
von Nr. 4.2 zuldssig
Akut toxische Gefahrstoffe H 331 R23 bis 50 kg Neodisher Septo DA
(Dr. Weigert)
Extrem entziindbare Fliissigkeiten H 224 R 12 bis 10 kg extrem entziindbar Desderman pure
(Schiilke)
H 224 R 12 bis 10 kg extrem entziindbar Raumspray Ocean
(Reinex)
H 224 R12 bis 10 kg extrem entziindbar Ottokraftstoff (Benzin)
(TOTAL)
Leicht entziindbare Fliissigkeiten H 225 R11 bis 20 kg Sterillium Virugard
(Bode Chemie)
R 11 bis 20 kg Skinsept F
(Ecolab)
R11 bis 20 kg Promanum N
(picodent GmbH)
R11 bis 20 kg DAB Wundbenzin
(Hedinger)
Entziindbare Fliissigkeiten H 226 R 10 bis 100 kg Sterillium
(Bode Chemie)
H 226 R10 bis 100 kg Esemtan active gel
(Schiilke)
H226 R10 bis 100 kg Incidin Foam
(Ecolab)
R10 bis 100 kg Antifect n liquid
(Schiilke)
H 226 R10 bis 100 kg Dieselkraftstoff
(TOTAL)
Oxidierende Fliissigkeiten und Feststoffe H 272 R8 bis 1kg Gigasept PAA
(Schiilke)
Gase in Druckgasbehdltern H 280, R12 bis 2,5 Propangas
H 220 (DVFG Deutscher Verband
Flissiggas e.V.)
H 280 R 12 bis 2,5 Acetylengas (gelost)
H 22 (Air Liquide)
H 280 R8 bis 2,5 | Sauerstoff
H 270 (verdichtet)
(Air Liquide)

Weitere Informationen zu den allgemeinen SchutzmaBnahmen sind in der TRGS 510"%) Nr. 4.2 enthalten.
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Zusdtzliche SchutzmaBinahmen bei der Lagerung in Lagern

Die Lagerraume miissen ausreichend beliiftet sein, um eine
Gefahrdung bei unbeabsichtigter Freisetzung von Gefahrstoffen
zu vermeiden. Es muss eine ausreichende Beleuchtung vorhan-
den sein, die so angebracht ist, dass eine gefdhrliche Erwar-
mung des Lagergutes vermieden wird. In den Lagern oder in
unmittelbarer Umgebung miissen Einrichtungen, wie zum Bei-
spiel Telefon vorhanden sein, um im Brand- oder Schadensfall
schnell Hilfe anfordern zu kdnnen.

Sollen verschiedene Gefahrstoffe zusammen gelagert werden,
muss zusatzlich anhand der Lagerklasse der Gefahrstoffe ge-
priift werden, ob eventuell Zusammenlagerungsverbote oder
-einschrankungen bestehen und zusatzliche bauliche MaBnah-
men zu treffen sind (Hinweise zur Zusammenlagerung von Ge-
fahrstoffen siehe TRGS 510'7%) Nr. 7).

In den nachfolgenden Unterkapiteln werden die fiir den Neu-
und Umbau von Rdumen zur Lagerung groer Mengen entziind-
barer Fliissigkeiten und von Gasen in Druckgasbehaltern rele-
vanten (baulichen) SchutzmaBnahmen beschrieben. Hinweise
zur Lagerung weiterer Stoffgruppen, wie zum Beispiel giftige
Stoffe oder Aerosole sind der TRGS 510"7¢) zu entnehmen.

Lagerung von entziindbaren Fliissigkeiten

Grundsétzlich diirfen sich in unmittelbarer Nahe zu Lagerbehal-
tern mit entziindbaren Flussigkeiten keine wirksamen Ziindquel-
len befinden. MaBnahmen ergeben sich aus der Lagermenge
und dem Grad der Entziindbarkeit der Fliissigkeiten:

e extrem entziindbare Flissigkeiten: Kennzeichnung nach
GHS"7) mit H-Satz 224 (Fliissigkeit und Dampf extrem ent-
ziindbar), das heifit Siedebeginn unter bzw. gleich 35°C,
Flammpunkt unter 23°C, zum Beispiel Ether,

o leicht entziindbare Fliissigkeiten: Kennzeichnung nach GHS"®
mit H-Satz 225 (Fliissigkeit und Dampf leicht entziindbar), das
heift Siedebeginn {iber 35°C; Flammpunkt unter 23°C, zum
Beispiel Nitrolack-Verdiinnung,

« entziindbare Fliissigkeiten: Kennzeichnung nach GHS"9) mit
H-Satz 226 (Fliissigkeit und Dampf entziindbar), das heif3t
Flammpunkt zwischen 23°C und 60 °C, zum Beispiel Ethanol
(30 %), Terpentin, Petroleum.

Fiir die Lagerung von extrem und leicht entziindbaren Fliissigkei-
ten bis zu 200 kg beziehungsweise von entziindbaren Fliissigkei-
ten bis zu 1.000 kg gelten die allgemeinen SchutzmaBBnahmen
zur Lagerung gemaR TRGS 510'8% Nr. 4.2. Die Lagerung groRerer
Mengen dieser drei Stoffgruppen erfordern zusatzliche bauliche
MaBnahmen nach TRGS 510"8" Nr. 5.2, 6.2 und Nr. 12.

Lager

Fiillstellen

Die TRGS 51082 gilt nicht fiir Tatigkeiten, wie das Umfiillen ent-
ziindbarer Flussigkeiten. Sie gibt den Hinweis auf eine Geféahr-
dungsbeurteilung. Die TRbF 30 ,,Fiillstellen“'®> von 02/2002,
welche am 1. Januar 2013 aufBer Kraft getreten ist, kann noch als
Erkenntnisquelle herangezogen werden.

Wird in den Lagerraumen auch abgefiillt, so wird der Bereich der
Explosionsschutz-Zone 1Zugeordnet (beziiglich der Definition
der Zoneneinteilung in explosionsgefdhrdeten Bereichen siehe
TRBS 2152 Teil 3 gefdhrliche explosionsfahige Atmosphare — Ver-
meidung der Entziindung gefahrlicher explosionsfahiger Atmo-
sphare™®¥). Dies gilt unabhingig von der Art der Abfiillung und
der abgefiillten Menge.

Sicherheitsschranke

In Arbeitsraumen oder Lagerrdumen kdnnen entziindbare Flus-
sigkeiten gemaR Anlage 3 TRGS 510'8 in Sicherheitsschrianken
nach DIN EN 14470-1'8¢) gelagert werden.

Die Feuerwiderstandsfahigkeit darf weniger als 90 Minuten,

muss aber mindestens 30 Minuten betragen, wenn

1. nurein Schrank pro Nutzungseinheit/Brand(bekdmpfungs)
abschnitt aufgestellt wird, bei mehr als 100 m2 Nutzungsein-
heit Brand(bekdmpfungs)abschnitt darf je 100 m? ein
Schrank aufgestellt werden oder

2. eine automatische Loschanlage vorhanden ist.

Extrem entziindbare Fliissigkeiten (H224) diirfen nur in belifte-
ten Sicherheitsschranken mit einer Feuerwiderstandsfahigkeit
von mindestens 90 Minuten gelagert werden. Die Abluft muss
an eine ungefahrdete Stelle gefiihrt werden (in der Regel durch
den Anschluss an eine Abluftanlage, die ins Freie fiihrt).

Sicherheitsschranke ohne technische Liiftung sind im Inneren
als explosionsgefdhrdeter Bereich der Zone 1 und im Umkreis
von mindestens 2,5m und einer Hohe von mindestens 0,5m
tiber Boden als Zone 2 auszuweisen.

In technisch beliifteten Arbeitsraumen mit einem mindestens
fiinffachen Luftwechsel pro Stunde kann der explosionsgefahr-
dete Bereich der Zone 2 auf 1m vor dem nicht technisch belifte-
tem Sicherheitsschrank und 0,5 m seitlich vom Sicherheits-
schrank, sowie auf eine Hohe von 0,3 m iber dem Fufboden
verringert werden.

Lagern von Gasen in Druckgasbehiltern (Druckgasflaschen)
Grundsatzlich diirfen Druckgasbehalter nicht in der Nahe von
Warmequellen oder in der Sonne gelagert werden. Sie miissen
auflerdem gegen Umfallen und Herabfallen gesichert werden,
zum Beispiel durch Sicherungen an den Wanden oder Gestelle.
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Fiir die Lagerung von ortsheweglichen Druckgasbehiltern (ge-
kennzeichnet mit H220, H221, H270, H280 oder H281) bis zu
Mengen unterhalb von 2,5 Litern gelten die allgemeinen Grund-
sétze und Schutzmanahmen gem&R TRGS 51087 Nr. 4.2.

Fiir die Lagerung von gré3eren Mengen sind zusétzliche bau-
liche MaRnahmen gemif TRGS 51088 Nr. 10 erforderlich. In
Lagerraumen ist folgendes zu beachten:

1. Lagerrdume miissen von angrenzenden Raumen durch feuer-
hemmende Bauteile (Feuerwiderstandsdauer mindestens 30
Minuten) getrennt sein.

2. Bauteile miissen feuerbestandig (Feuerwiderstandsdauer
mindestens 90 Minuten) sein, wenn in angrenzenden R&u-
men, die nicht dem Lagern von Gasen dienen, Brand- oder
Explosionsgefahr besteht.

3. Auflenwdnde von Lagerrdumen miissen mindestens feuer-
hemmend (Feuerwiderstandsdauer mindestens 30 Minuten)
sein; betragt der Abstand zu benachbarten Anlagen und
Einrichtungen, von denen eine Gefdhrdung ausgehen kann,
mindestens 5m, kann die AuSenwand aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen.

4. Dacheindeckungen miissen ausreichend widerstandsfahig
gegen Flugfeuer und strahlende Warme sein.

5. FuBbodenbeldge miissen in Lagerrdumen fiir ortsbewegliche
Druckgasbehélter mindestens schwerentflammbar sein.

Weitere SchutzmaBnahmen aufgrund besonders gefahrlicher
Eigenschaften bestimmter Druckgase, wie zum Beispiel extreme
Entziindbarkeit miissen unter Umstdanden erganzt werden.

Druckgasbehilter diirfen in Arbeitsraumen nur in geeigneten
Sicherheitsschranken mit einer Feuerwiderstandsdauer von min-
destens 30 Minuten gelagert werden. Geeignet sind insbeson-
dere Sicherheitsschranke, die die Anforderungen nach EN
14470-2'89 erfiillen. Akut toxische Gase der Kategorien 1 bis 3
beziehungsweise sehr giftige und giftige Gase (gekennzeichnet
mit H330 oder H331) diirfen dabei nurin technisch beliifteten
Sicherheitsschranken gelagert werden, die einen 120-fachen
Luftwechsel pro Stunde aufweisen. Oxidierende Gase (gekenn-
zeichnet mit H270) oder entziindbare Gase (gekennzeichnet
mit H220 oder H221) diirfen dabei nur in technisch beliifteten
Sicherheitsschranken gelagert werden, die einen zehnfachen
Luftwechsel pro Stunde aufweisen.

ZurVermeidung einer gefdhrlichen Ansammlung oder Ausbrei-
tung von Gasen diirfen sich keine Gruben, Kandle oder Abfliisse
zu Kandlen ohne Fliissigkeitsverschluss sowie keine Kellerzu-
gdnge oder sonstige offene Verbindungen zu Kellerrdumen im
Lager, oder Offnungen in Wianden und Decken zu anderen Riu-
men befinden. Ferner diirfen sich dort auch keine Reinigungs-
oder andere Offnungen von Schornsteinen befinden. Bei der
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Lagerung im Freien gilt dies nur fiir Gase, die schwerer als Luft
sind sowie verfliissigte Gase.

In Rdaumen unter Erdgleiche diirfen maximal 50 gefiillte Druck-

gasbehdlter gelagert werden, wenn

1. beitechnischer Liftung ein zweifacher Luftwechsel in der
Stunde gewdhrleistet ist. Dieser muss entweder standig
wirksam sein oder durch eine Gaswarneinrichtung automa-
tisch eingeschaltet werden, wenn ein festgelegter Grenzwert
tiberschritten wird. Beim Ausfall der Einrichtung fiir die tech-
nische Liftung muss ein Alarm ausgeldst werden; Druckgas-
behalter mit Sauerstoff oder Druckluft konnen auch ohne die
genannten Anforderungen gelagert werden,

2. bei natiirlicher Beliiftung die Liftungséffnungen mindestens
einen Gesamtquerschnitt von 10 % der Grundfldche dieses
Raumes haben, eine Durchliiftung bewirken und der Fuf3bo-
den nicht mehr als 1,5 m unter der Gelandeoberfldche liegt
oder

3. siein Sicherheitsschrdnken gelagert werden, die die Anfor-
derungen gemaf EN 14470-299 erfiillen.

Rdume, in denen Druckgasbehdlter gelagert werden, miissen
ausreichend be- und entliiftet werden. Eine natiirliche Liiftung
ist ausreichend, wenn unmittelbar ins Freie filhrende Liiftungs-
offnungen mit einem Gesamtquerschnitt von mindestens 1% der
Bodenflache des Lagerraumes vorhanden sind. Bei der Anord-
nung der Liftungsoffnungen muss die Dichte der Gase beriick-
sichtigt werden. Ist eine ausreichende natiirliche Liiftung nicht
sicherzustellen, muss eine technische Liiftung mit zweifachem
Luftwechsel installiert werden, die entweder standig wirksam ist
oder automatisch bei Uberschreitung eines Grenzwertes ein-
setzt. Die geforderte Grof3e der Liiftungsoffnung von mindestens
1% der Bodenflache des gesamten Lagerraumes kann auf die fiir
die Lagerung von ortsbeweglichen Druckgasbehéltern vorgese-
hene Bodenfldche bezogen werden, sofern sich die Liiftungsoff-
nung unmittelbar am Lagerbereich befindet.

Bei der Lagerung von mehr als fiinf Druckgasbehaltern oxidie-
render (gekennzeichnet mit H270) oder entziindbarer Gase (ge-
kennzeichnet mit H220 oder H221) muss der FuRboden aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

Lagerrdaume fiir Druckgasbehélter mit entziindbaren Gasen (ge-
kennzeichnet mit H220 oder H221), die an einen &ffentlichen
Verkehrsweg angrenzen, sind an der unmittelbar an den Ver-
kehrsweg angrenzenden Seite mit einer Wand auszufiihren. Bis
zu einer Hohe von 2 m diirfen keine zu 6ffnenden Fenster oder
sonstige Offnungen vorhanden sein.



In der Wand diirfen nur selbstschlie3ende und mindestens feu-
erhemmend (Feuerwiderstandsdauer mindestens 90 Minuten)
ausgefiihrte Tiiren eingeplant werden.

Lagerraume, in denen Druckgasbehdlter fiir entziindbare Gase
gelagert werden, miissen schnell verlassen werden kdnnen.

Werden Druckgasflaschen zusammen mit anderen entziindba-
ren Stoffen in R&umen gelagert, so muss der Lagerplatz fiir
Druckgasflaschen durch eine mindestens 2 m hohe Wand aus
nicht brennbaren Baustoffen abgetrennt werden. Der Lagerbe-
reich flir die entzlindbaren Stoffe ist dementsprechend festzule-
gen. Zwischen der Wand und dem Lagerbereich der entziindba-
ren Stoffe ist ein Abstand von mindestens 5m einzuhalten. Die
Zusammenlagerung ist nur zuldssig, wenn maximal 50 gefiillte
Druckgasbehilter, darunter nicht mehr als 25 gefiillte Druckgas-
behélter mit entziindbaren/entziindlichen, oxidierenden/brand-
fordernden oder akut toxischen bzw. giftigen Gasen gelagert
werden.

Lagerung in Rdumen

Werden mit entziindbaren Gasen gefiillte Druckgasflaschen in
Raumen gelagert, so miissen die Druckgasbehdlter allseits von
einem Schutzbereich umgeben sein. Er ist definiert als ein Be-
reich, innerhalb dessen das Auftreten von Gas oder Gas-/Luftge-
mischen infolge von Undichtigkeiten oder menschlicher Fehl-
handlungen nicht ausgeschlossen werden kann und es zur
Bildung einer explosionsgefdhrlichen Atmosphare kommen
kann. Auf den Schutzbereich und die jeweilige Gefdhrdung (Ex-
plosions- oder Vergiftungsgefahr) ist durch Warnschilder hinzu-
weisen. Erist als Zone 2 zu betrachten (u. a. Verbot von
Zindquellen).

Die Abmessungen der Schutzbereiche ergeben sich aus der
nachfolgenden Tabelle:

Tabelle 10.2
Gase leichter Gase schwerer
als Luft als Luft
Héhe h (m) 2 1
Radius r (m) 2 2

Lager

Bei Rdumen mit einer Grundfliche < 20 m2 ist der gesamte Raum
Schutzbereich.

Abb.10.2 Bereich mit moglicher Gefahrdung fiir eine Druckgasflasche
(Quelle: TRBS 3145/TRGS 725)

Abb.10.3 Bereich mit moglicher Gefahrdung fiir mehrere Druckgas-
flaschen (Quelle: TRBS 3145/TRGS 725)
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Lagerung im Freien

Als Lager im Freien gelten auch solche, die mindestens nach
zwei Seiten offen sind, sowie solche, die nur an einer Seite offen
sind, wenn die Tiefe — von der offenen Seite her gemessen —
nicht gréferist als die Hohe der offenen Seite. Eine Seite des
Raumes gilt auch dann als offen, wenn sie aus einem Gitter aus
Draht oder dergleichen besteht. Werden mit entziindbaren Ga-
sen gefiillte Druckgasflaschen im Freien gelagert, so miissen
diese allseits von einem Schutzbereich umgeben sein. Diese
Schutzbereiche sind fiir Druckgasbehilter mit entziindbaren
Gasen Schutz-Zone 2. Die Abmessungen der Schutzbereiche fiir
Lagerung im Freien ergeben sich aus der nachfolgenden Tabelle:

Tabelle 10.3
Gase leichter Gase schwerer
als Luft als Luft
Héhe h (m) 1 0,5
Radius r (m) 1 1

Der Schutzbereich darf sich nicht auf Nachbargrundstiicke oder
offentliche Verkehrsflachen erstrecken.

Lager im Freien miissen zu benachbarten Anlagen und Einrich-
tungen, von denen eine Brandgefahrdung ausgehen kann, einen
Abstand von mindestens 5m um die Druckgasbehlter einhal-
ten. Er kann durch eine mindestens 2m hohe und ausreichend
breite Schutzwand aus nichtbrennbaren Baustoffen ersetzt
werden.

Lagerung tiefkalt verfliissigter Gase

Die TRGS 510'" enthilt verschiedene Hinweise zur Lagerung von
tiefkalt verfliissigten Gasen (gekennzeichnet mit H281), wie zum
Beispiel Sauerstoff und Stickstoff in Druckgasbehdltern. Die
grundsatzlichen Malnahmen sind bei der Lagerung von Gasen
in Druckgasbehdltern schon aufgefiihrt.

Weitere Hinweise zu Schutzmaf3nahmen sind der am 1. Januar
2013 aufler Kraft gesetzten TRB 610 ,,Aufstellung von Druckbe-
haltern zum Lagern von Gasen“9? (dort insbesondere Nr. 3.2.2
und Nr. 3.2.3) zu entnehmen. Die TRB 610"% kann weiterhin als
Erkenntnisquelle fiir die Lagerung von Druckgasbehdltern ge-
nutzt werden."%
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In R&umen mit Lagerbehéltern fiir Gase schwerer als Luft oder fiir
tiefkalte Gase im fliissigen Zustand, die bei einem Betriebsiiber-
druck von weniger als 0,5 bar gelagert werden, diirfen sich keine
¢ offenen Kandle,

e gegen Gaseintritt ungeschiitzte Kanaleinldufe,

 offenen Schéchte und

 Offnungen zu tiefer liegenden Rdumen befinden.

Bei der Lagerung der genannten Gase im Freien diirfen 5m um
betriebsbedingte Austrittsstellen keine

 offenen Kanile,

e gegen Gaseintritt ungeschiitzte Kanaleinldufe,

o offenen Schéachte,

« Offnungen zu tiefer liegenden Raumen oder

¢ Luftansaugdffnungen vorhanden sein.

Dies gilt nicht bei unbrennbaren und nicht gesundheitsgefdhr-
lichen Gasen, wie zum Beispiel Stickstoff, wenn die tiefer liegen-
den Raume so geliiftet sind, dass erstickende Atmosphdare
(Sauerstoffmangel) nicht auftreten kann.

Bei Geldnde mit Gefdlle konnen Einrichtungen erforderlich sein,
die verhindern, dass Gase schwerer als Luft tiber den Aufstell-
platz hinaus in tiefer liegende Rdume, Kandle, Schachte oder
Luftansaugoffnungen eindringen konnen; dies kann zum Beispiel
ein Wall oder eine Mauer sein.

Oberirdische Lagerbehalter und ihre Ausriistungsteile sowie die
Ausriistungsteile von erdgedeckten Lagerbehdltern miissen vor
mechanischer Beschddigung geschiitzt sein. Der Schutz vor
mechanischer Beschdadigung kann durch die Art der Aufstellung
gegeben sein. Ist ein Anfahren durch Fahrzeuge méglich, so ist
dieser Gefahrdung
e bei oberirdischen Lagerbehéltern und Ausriistungsteilen zum
Beispiel durch Anfahrschutz, Abschrankung, Schutzabstand,
e beierdgedeckten Lagerbehdltern zum Beispiel durch Anord-
nung der ersten Absperrarmaturen im Domschacht oder durch
Anfahrschutz fiir die Absperrarmaturen zu begegnen.

In Einzelfédllen miissen eventuell weitere MaBnahmen wie

e Schutz vor Brandlasten,

Schutzabstdnde,

e Schutzwdnde,

e Erddeckung,

Brandschutzdammung oder Brandschutzisolierung,

* Wasserberieselung oder Wasserbeflutung beriicksichtigt
werden.
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11 Literaturhinweise

In den folgenden Literaturangaben finden Sie weitere interes-
sante Hinweise zu den einzelnen Themenbereichen.

Die Auflistung ist nicht abschlie’end und sollte vor der Anwen-
dung auf Aktualitat gepriift werden.

Zu Kapitel 2 Rechtssysteme und Rechtsgrundlagen

Bereich Brandschutz
e DIN 14 675 ,Brandmeldeanlagen — Aufbau und Betrieb“,
April 2012
e DIN EN 54 ,,Brandmeldeanlagen®; Teil 1 bis 31, teilweise Ent-
wiirfe, die einzelnen Teile befassen sich mit den Anlagenteilen
einer Brandmeldeanlage wie, Melder, Kabel u. &.
DIN VDE 083 ,,Gefahrenmeldeanlagen fiir Brand,
Einbruch und Uberfall®,

e Teil1 ,Allgemeine Festlegungen* September 2009

e Teil 2 ,Festlegungen fiir Brandmeldeanlangen® Juni 2009

o Teil 3 ,Festlegungen fiir Einbruch- und Uberfallmeldeanla-
gen“ September 2009

e Teil 4 ,Festlegungen fiir Anlagen zur Sprachalarmierung im

Brandfall“ September 2007

Hinweise des Wirtschaftsministeriums Baden-Wiirttemberg tiber
den baulichen Brandschutz in Krankenh&dusern und baulichen
Anlagen entsprechender Zweckbestimmung, April 2007

Bereich Liiftungstechnik
e DIN 1946, Teil 4 ,Raumlufttechnische Anlagen in Gebduden
und Rdaumen des Gesundheitswesens®, Dezember 2008
VDI 3810, Blatt 1,,Betreiben und Instandhalten von gebadude-
technischen Anlagen — Grundlagen®, Mai 2012
VDI 3810, Blatt 4 ,,Betreiben und Instandhalten von gebdude-
technischen Anlagen — Raumlufttechnische Anlagen®, Dezem-
ber 2013
VDI 6022, Blatt 1,,Raumlufttechnik, Raumluftqualitat —
Hygieneanforderungen an Raumlufttechnische Anlagen
und Gerate®, VDI-Liiftungsregel, Juli 2011
VDI 6022, Blatt 3 ,,Raumlufttechnik, Raumluftqualitat —
Beurteilung der Raumluftqualitat®, Juli 2011
VDI 6022, Blatt 4 ,,Raumlufttechnik, Raumluftqualitat —
Qualifizierung von Personal fiir Hygienekontrollen,
Hygieneinspektionen und die Beurteilung der Raumluft-
qualitat”, August 2012
¢ VDI 2052 ,,Raumlufttechnische Anlagen fiir Kiichen*,

April 2006
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Bereich Wasser

* DIN 1988-100 ,,Technische Regeln fiir Trinkwasser- Installatio-
nen“ — Teil 100: Schutz des Trinkwassers, Erhaltung der Trink-
wassergiite; Technische Regel des DVGW, August 2011

e DIN 1988-200 ,,Technische Regeln fiir Trinkwasser- Installatio-
nen“ — Teil 200: Installation Typ A — Planung, Bauteile, Appa-
rate, Werkstoffe — Technische Regel des DVGW, Mai 2012

e DVGW -Arbeitsblatt, W 551 ,,Trinkwassererwarmungs- und
Trinkwasserleitungsanlagen; Technische MaBnahmen zur
Verminderung des Legionellenwachstums®; — Planung, Errich-
tung, Betrieb und Sanierung von Trinkwasserinstallationen,
April 2004

¢ VDI 3810, Blatt 2 ,,Betreiben und Instandhalten von gebaude-
technischen Anlagen — Sanitartechnische Anlagen“, Mai 2010

Zu Kapitel 3. Barrierefreies Bauen

e DIN 18040-1,,Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen
— Teil 1: Offentlich zugingliche Gebdude*“ Oktober 2010

¢ DIN 18040-2 ,,Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen
—Teil 2: Wohnungen“ September 2011

e EDIN 18040-3 ,,Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen
— Teil 3: Offentlicher Verkehrs- und Freiraum* Entwurf Mai 2013

e DIN 18 024-1,,Barrierefreies Bauen — Teil 1: Stralen, Pldtze,
Wege, offentliche Verkehrs- und Griinanlagen sowie Spielplat-
ze; Planungsgrundlagen Januar 1998

e DIN 32977-1,Behinderungsgerechtes Gestalten, Begriffe und
allgemeine Leitsatze“ Juli 1992

e MBO ,,Musterbauordnung® Ausgabe November 2002, gedn-
dert September 2012

Zu Kapitel 4 Verkehrswege

e DIN 18 225 ,Industriebau; Verkehrswege in Industriebauten,
Juni 1988

¢ DIN 18 650-1,,Automatische Tiirsysteme — Teil 1: Produktanfor-
derungen und Priifverfahren®, Juni 2010

e DIN 18 650-2 ,,Automatische Tiirsysteme — Teil 2: Sicherheit an
automatischen Tiirsystemen®, Juni 2010

e DIN EN 12 978 ,,Tiiren und Tore — Schutzeinrichtungen fur kraft-
betatigte Tiiren und Tore — Anforderungen und Priifverfahren®,
Oktober 2009

e DIN EN 12 445 ,Tore — Nutzungssicherheit kraftbetatigter Tore
— Priifverfahren, Februar 2001

e DGUV Information 208-005 ,,Treppen® Juli 2010 (bisher
BGI/GUV-I 561)

¢ DGUV Information 208-007 ,,Roste — Auswahl und Betrieb“
Mai 2013 (bisher BGI/GUV-1 588-1)



¢ DGUV Information 208-008 ,,Roste — Montage“
(bisher BGI/GUV-1588-2)

* DIN 18 065 ,,Gebdudetreppen — Begriffe, Messregeln,
Hauptmafie®, Juni 2011

e DIN 24 531-1,,Roste als Stufen — Teil 1: Gitterroste aus metalli-
schen Werkstoffen®, April 2006

e DIN 24 531-2 ,,Roste als Stufen — Teil 2: Blechprofilroste aus
metallischen Werkstoffen®, August 2007

¢ DIN 24 531-3 ,Roste als Stufen — Teil 3: Kunststoffgitterroste®,
August 2007

e DIN EN 1365 ,,Feuerwiderstandspriifungen fiir tragende
Bauteile“ Teil 1-6: Wande; Decken; Balken; Stiitzen; Balkone;
Treppen,

e DIN EN 14 076 ,,Holztreppen — Terminologie“, Mdrz 2014

e DIN EN 14 843 ,,Betonfertigteile-Treppen®, Juli 2007

e DIN EN ISO 14122 ,,Sicherheit von Maschinen — Ortsfeste
Zugange zu maschinellen Anlagen“ Teil 1 - 4: Arbeitsbiihnen,
Treppen, Steigleitern

Zu Begehbare Dachflachen

e DGUV Vorschrift 38 und DGUV Vorschrift 39 ,,Bauarbeiten®
(bisher BGV €22 und GUV-V C22) Dezember 2010

e DGUV Regel 103-007 und DGUV Regel 103-008 ,,Steiggange fiir
Behélter und verschlossene Raume* April 2006 (bisher
BGR 177 bisher GUV-R 177)

e DGUV Regel 112-198 ,,Benutzung von personlichen Einsatz von
personlichen Schutzausriistungen gegen Absturz* Madrz 2011
(bisher BGR/GUV-R 198)

¢ VDI 3810, Blatt 6 ,,Betreiben und Instandhalten von Gebduden
und gebdudetechnischen Anlagen — Aufziige“, November 2013

Zu Kapitel 5 Fu3béden

e DIN 18 202 ,,Toleranzen im Hochbau — Bauwerke®, April 2013

e DIN ENISO 24343-1,,Elastische und Laminat-Bodenbeldge
— Bestimmung des Eindrucks und des Resteindrucks- Teil 1:
Resteindruck®, April 2012

e Expositionsbeschreibung, Vorstriche und Klebstoffe fiir
Bodenbeldge(GIS-Code)

e Juli 2010 GEV - Einstufungskriterien, Gemeinschaft
Emissionskontrollierte Verlegewerkstoffe, Klebstoffe und
Bauprodukte e.V. (GEV), Stand: 28.07.2010

Literaturhinweise

Zu Kapitel 6 Verglasung

Verzeichnis der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen
Glas im Bauwesen

Schriften des Deutschen Instituts fiir Bautechnik (DIBt), Reihe A
Bauregelliste A

DIBt Mitteilungen

Glas im konstruktiven Ingenieurbau,
Sedlacek, Blank, Laufs, Gusgen — 1. Auflage 1999
Verlag Ernst & Sohn

Glas im konstruktiven Ingenieurbau,
Prof. Dr.-Ing. Bucak — Stahlbaukalender 1999
Verlag Ernst & Sohn

Richtlinie zur Beurteilung der visuellen Qualitdt von Glas fiir das
Bauwesen

Bundesverband Flachglas e. V., Troisdorf

Bundesverband der Jungglaser und Fensterbauer e.V., Hadamar
Bundesinnungsverband des Glaserhandwerks, Hadamar
Bundesverband Glasindustrie e.V., Diisseldorf

Verband der Fenster- und Fassadenherstellere.V.,

Frankfurt am Main

Diese Richtlinie wurde erarbeitet vom:

Technischen Beirat im Institut des Glaserhandwerks fiir Vergla-
sungstechnik und Fensterbau, Hadamar und vom Technischen
Ausschuss des Bundesverband Flachglas e. V., Troisdorf.

Stand: Mai 2009

Leitfaden fiir thermisch gebogenes Glas im Bauwesen
BF-Merkblatt 009/201

Bundesverband Flachglas e. V.,

Miilheimer Strafle 1- D-53840 Troisdorf

Telefon: 0 22 41/87 27-0 - Telefax: 0 22 41/87 27-10
info@bundesverband-flachglas.de

Internet: www.bundesverband-flachglas.de

Feldmeier, F.: Klimabelastung und Lastverteilung bei Isolierglas.
Stahlbau 75 (2006), Heft 6, Ernst & Sohn, Berlin

Bucak, 0., Schuler C.: Gebogenes Glas. Kapitel 6, Glas im konst-
ruktiven Ingenieurbau, Stahlbau Kalender (2008), Beuth-Verlag,

Berlin

Frohler, A.W.: Lexikon fiir Glas und Glasprodukte,
2005 Holzmann Media

Glaser, Hans Joachim: Diinnfilm-Technologie. Schorndorf 1999,
Verlag Karl Hofmann
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Glaser u.a.: Mehrscheiben-Isolierglas. Renningen 1995,
expert verlag

Petzold, Marusch, Schramm: Der Baustoff Glas.
Verlag Bauwesen, Berlin 1995

Wdrner, Schneider, Fink: Glasbau. Berlin 2010,
VDI-Buch, Springer-Verlag

Weller, Nicklisch, Thieme, Weimar: Glasbau-Praxis —
Konstruktion und Bemessung, 2010, Bauwerkverlag

Technische Regeln fiir die Verwendung von linienférmig gelager-

ten Verglasungen Fassung August 2006
DIBt Mitteilungen

Technische Regeln fiir die Verwendung von absturzsichernden
Verglasungen Fassung Januar 2003
DIBt Mitteilungen

Technische Regeln fiir die Bemessung und Ausfiihrung punktfér-

mig gelagerter Verglasungen — Fassung August 2006
DIBt Mitteilungen

Zu Kapitel 7 Beleuchtung

e ASR A3.4: Technische Regel Arbeitsstatten — ,,Beleuchtung®,
April 2011

e ASR A3.4/3: Technische Regel Arbeitsstatten — ,,Sicherheits-

beleuchtung, optische Sicherheitsleitsysteme®, Juni 2011

DIN EN 12464-1: ,,Licht und Beleuchtung — Beleuchtung von

Arbeitsstadtten — Teil 1: Arbeitsstédtten in Innenrdumen®,

April 2011

DIN EN 12464-2: ,Licht und Beleuchtung — Beleuchtung von

Arbeitsstdtten — Teil 2: Arbeitspladtze im Freien®, Oktober 2007
DIN EN 12665: ,,Licht und Beleuchtung — Grundlegende Begrif-

fe und Kriterien fiir die Festlegung von Anforderungen an die
Beleuchtung®, September 2011

rungen — Leuchten zur Verwendung in klinischen Bereichen

von Krankenhdusern und Gebduden zur Gesundheitsfiirsorge®,

Juli 2005
DIN EN 1838: ,,Angewandte Lichttechnik — Notbeleuchtung®,
Juli 1999 (Entwurf einer Neufassung vom Mai 2011)

¢ DIN 5034-1: ,Tageslicht in Innenrdumen — Teil 1: Aligemeine
Anforderungen*, Juli 2011

e DIN5034-3: ,Tageslicht in Innenrdumen — Teil 3: Berechnung*,

Februar 2007
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DIN EN 60598-2-25: ,,Leuchten — Teil 2-25: Besondere Anforde-

DIN EN 50172: ,,Sicherheitsbeleuchtungsanlagen®, Januar 2005

DIN 5035-3:,,Beleuchtung mit kiinstlichem Licht — Teil 3: Be-
leuchtung im Gesundheitswesen*, Juli 2006

DIN VDE 0100-710: ,Errichten von Niederspannungsanlagen
— Teil 7-710: Anforderungen fiir Betriebsstdtten, Rdume und
Anlagen besonderer Art — Medizinisch genutzte Bereiche®,
Oktober 2012

DGUV Information 215-211 bisher BGI/GUV-I 7007
Llageslicht am Arbeitsplatz — leistungsfordernd und gesund*,
Februar 2009

licht.wissen

Heft 7 ,,Gesundheitsfaktor Licht* (www.licht.de),

Dezember 2012

licht.wissen

Heft 10 ,,Notbeleuchtung, Sicherheitsbeleuchtung”
(www.licht.de), April 2012

licht.de ,,Leitfaden zur DIN EN 12464-1“ (www.licht.de),
August 2011

LV 41,,Handlungshilfe zur Beleuchtung von Arbeitsstatten
(LASI), Februar 2005

Zu Kapitel 8 Klima/Liiftung

DIN 1946, Teil 4 Raumlufttechnik — Teil 4: ,,Raumlufttechni-
sche Anlagen in Gebduden und Rdumen des Gesundheitswe-
sens“, Dezember 2008

DIN EN 13 779 ,,Luftung von Nichtwohngebduden — Allgemeine
Grundlagen und Anforderungen fiir Liiftungs- und Klimaanla-
gen und Raumkiihlsystemen®, September 2007

TRGS 526 ,,Technische Regel fiir Gefahrstoffe — ,,Laboratorien®,
Februar 2008

TRGS 513 Technische Regel fiir Gefahrstoffe — ,,Tatigkeiten

an Sterilisatoren mit Ethylenoxid und Formaldehyd®,

Oktober 2011,

ASR A 1.8 Technische Regel Arbeitsstatten -“ Verkehrswege*,
Mai 2012



Zu Kapitel 9 Sozial- und Umkleiderdume

ArbStattV Arbeitsstattenverordnung

ASR A4.2 Technische Regel Arbeitsstdtten —

»Pausen- und Bereitschaftsraume®, August 2012

ASR A4.1Technische Regel Arbeitsstatten —

»Sanitarrdaume®, September 2013

ASR A3.6 Technische Regel Arbeitsstatten —

Luftung, Januar 2012

ASR A3.5 Technische Regel Arbeitsstatten —
»,2Raumtemperaturen®; Juni 2010

ASR A3.4 Technische Regel Arbeitsstatten —

»Beleuchtung®, April 2011

TRBA 250 Technische Regel fiir Biologische Arbeitsstoffe —
,»Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitsdienst und in der
Wohlfahrtspflege®, Mai 2014

TRBA 500 Technische Regel fiir Biologische Arbeitsstoffe —
,Grundlegende Manahmen bei Tatigkeiten mit biologischen
Arbeitsstoffen®, April 20012

Bedarfsgerechte Auslegung und Ausstattung von Sanitarrau-
men in Betrieben, April 2013

VDI 6000-2 ,,Ausstattung von und mit Sanitarraumen, Blatt 2:

Arbeitsstatten und Arbeitspldtze®, November. 2007

VDI 6000-3 ,,Ausstattung von und mit Sanitarraumen, Blatt 3:

Versammlungsstdtten und Versammlungsraume®, Juni2011
VDI 3818 ,,Offentliche Sanitdrraume®, Februar 2008

Zu Kapitel 10 Lager

Betriebssicherheitsverordnung ,Verordnung tiber Sicherheit und

Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln
und deren Benutzung bei der Arbeit, tiber Sicherheit beim Be-
trieb tiberwachungsbediirftiger Anlagen und tiber die Organi-
sation des betrieblichen Arbeitsschutzes®, September 2002,
gedndert 2011

DIN EN 14 470-1: ,,Feuerwiderstandsfahige Lagerschranke

—Teil 1: Sicherheitsschranke fiir brennbare Fliissigkeiten®, Juli

2004

Technische Regel fiir Gefahrstoffe — ,,0Ortsbewegliche Druck-

gasbehadlter — Fiillen, Bereithalten, innerbetriebliche Beférde-

rung, Entleeren®, Juni 2013
TRBS 3146 /TRGS 726: Technische Regel fiir Betriebssicher-

heit/Technische Regel fiir Gefahrstoffe — ,,Ortsfeste Druckan-

lagen fiir Gase®, April 2014

TRBS 3145/TRGS 725: Technische Regel fiir Betriebssicherheit/
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Informationen fiir spezielle Bereiche finden sich in
DGUV Information 207-017 ,,Neu- und Umbauplanung im
Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitschutzes
— Anforderungen an Funktionsbereiche® (bisher
BGI/GUV-1 8681-1). Weitere Informationen sind geplant.

DGUV Vorschrift 1,,Grundséatze der Pravention®

Musterbauordnung, November 2002, gedndert September
2012

Hinweise des Wirtschaftsministeriums iiber den baulichen
Brandschutz in Krankenhdusern und baulichen Anlagen
entsprechender Zweckbestimmung vom 26. April 2007

Verordnung {iber bauaufsichtliche Anforderungen an Kran-
kenhduser und Pflegeheime im Land Brandenburg, BbgKP-
BauV - Brandenburgische Krankenhaus- und Pflegeheim-
Bauverordnung vom 21. Februar 2003, zuletzt gedndert
19.12.2006

Verordnung tiber Errichtung und Betrieb von Krankenh&u-
sern, Krankenhausaufnahme, Fiihrung von Krankenge-
schichten und Pflegedokumentationen und Katastrophen-
schutz in Krankenhdusern, KhsVO

— Krankenhaus-Verordnung vom 30. August 2006

Richtlinie tiber den Bau und Betrieb von Krankenh&dusern,
KhBauR - Krankenhausbaurichtlinie vom 1. M&rz 2003,
zuletzt gedndert 17.07.2008

Richtlinie des Sdachsischen Staatsministeriums des Innern
tiber den Bau und Betrieb von Krankenhdusern und Pflege-
heimen (Sachsische Krankenhaus- und Pflegeheimbau-
richtlinie — SdchsKhPfBauR) Entwurf vom 07.01.2005

Standardprogramm fiir Krankenhduser in Schleswig-
Holstein, Stand August 2012

DGUV Regelwerk

DIN 13 080: 2003-07 Gliederung des Krankenhauses in
Funktionsbereiche und Funktionsstellen

DIN 13 080 Beiblatt 1: 2003-07 Gliederung des Krankenhau-
ses in Funktionsbereiche und Funktionsstellen — Hinweise
zur Anwendung fiir Allgemeine Krankenhduser

DIN 13 080 Beiblatt 2: 2003-07 Gliederung des Kranken-
hauses in Funktionsbereiche und Funktionsstellen —
Hinweise zur Anwendung fiir Hochschul- und Universitéts-
kliniken

DIN 13 080 Beiblatt 3: 1999-10 Gliederung des
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21)

22)
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Krankenhauses in Funktionsbereiche und Funktionsstellen
— Formblatt zur Ermittlung von Flachen im Krankenhaus

DIN 13 080 Beiblatt 4: 2004-07 Gliederung des Kranken-
hauses in Funktionsbereiche und Funktionsstellen — Begrif-
fe und Gliederung der Zielplanung fiir Allgemeine
Krankenhduser

DIN VDE 0100-718: 2014-06 Errichten von Niederspan-
nungsanlagen — Teil 718: Anforderungen fiir Betriebsstat-
ten, Rdume und Anlagen besonderer Art — Offentliche Ein-
richtungen und Arbeitsstatten

DIN VDE 0100-710: 2012-10 Errichten von Niederspannungs-
anlagen — Teil 710: Anforderungen fiir Betriebsstatten,
Raume und Anlagen besonderer Art — Medizinisch genutzte
Bereiche

DIN EN 50172; VDE 0108-100: 2005-01
Sicherheitsbeleuchtungsanlagen

DIN VDE 0834-1: 2000-4 Rufanlagen in Krankenh&dusern,
Pflegeheimen und dhnlichen Einrichtungen — Teil 1 Gera-
teanforderungen, Errichten und Betrieb

IfSG Infektionsschutzgesetz — Gesetz zur Verhiitung und
Bekdampfung von Infektionskrankheiten beim Menschen

Vergabe- und Vertragsordnung fiir Leistungen (VOL) vom
11. Juni 2010

Vergabeordnung fiir freiberufliche Leistungen (VOF) vom
18. November 2009.

Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB)
vom 26. Juni 2012.

Verordnung tiber die Honorare fiir Architekten- und Ingeni-
eurleistungen (Honorarordnung fiir Architekten und Ingeni-

eure — HOAI) vom 10.Juli 2013

DIN 18040-1: 2010-10 Barrierefreies Bauen — Planungs-
grundlagen —Teil 1: Offentlich zugéngliche Gebiude

MBO Musterbauordnung

ASR V3a.2 Technische Regel fiir Arbeitsstédtten — Barriere-
freie Gestaltung von Arbeitsstatten

ASR V3a.2 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Barriere-
freie Gestaltung von Arbeitsstatten



25)

26)

27)

28)

29)

30)

31)

32)

33)

34)

35)

36)

37)

38)

DIN 18040-1: 2010-10 Barrierefreies Bauen — Planungs-
grundlagen —Teil 1: Offentlich zugéngliche Gebiude

ASRV 3a.2 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Barriere-
freie Gestaltung von Arbeitsstatten

ASR A1.7 Technische Regel fiir Arbeitsstatten — Tiire und
Tore

DIN EN 81-70:2005-09 Sicherheitsregeln fiir die Konstrukti-

on und den Einbau von Aufziigen — Besondere Anwendun-

gen fiir Personen- und Lastenaufziige — Teil 70: Zuganglich-
keit von Aufziigen fiir Personen einschliefilich Personen mit
Behinderungen

DIN EN 81-70:2005-09 Sicherheitsregeln fiir die Konstrukti-

on und den Einbau von Aufziigen — Besondere Anwendun-

gen fiir Personen- und Lastenaufziige — Teil 70: Zuganglich-
keit von Aufziigen fiir Personen einschliefilich Personen mit
Behinderungen

DGUV Regel 108-003 (bisher BGR 1814) und
DGUV Regel 108-004 (bisher GUV-R 181) ,,FuBbdden in
Arbeitsraumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr

DIN EN 12 464-1: 2011-08 Licht und Beleuchtung — Beleuch-
tung von Arbeitsstatten — Teil 1: Arbeitsstétten in
Innenrdumen

DIN 5035-3: 2006-07 Beleuchtung mit kiinstlichem Licht
— Teil 3: Beleuchtung im Gesundheitswesen

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Verkehrswege

DGUV Regel 108-003 (bisher BGR 181) und
DGUV Regel 108-004 (bisher GUV-R 181) ,,FuRbdden in
Arbeitsraumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr”

DIN EN 12464-1: 2011-08 Licht und Beleuchtung — Beleuch-
tung von Arbeitsstatten — Teil 1: Arbeitsstétten in
Innenrdumen

Musterbauordnung MBO, Fassung November 2002

KhBauVO Krankenhausbauverordnung, Muster einer Ver-
ordnung iber den Bau und Betrieb von Krankenhdusern

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Verkehrswege
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41)
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47)

48)

49)

50)
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ASR YV 3a.2 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Barriere-
freie Gestaltung von Arbeitsstatten

DGUV Regel 108-003 (bisher BGR 181) und
DGUV Regel 108-004 (bisher GUV-R 181) ,,FuBbdden in
Arbeitsraumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr

DKE ,,Praxisnaher Leitfaden Ladeinfrastruktur fiir Elektro-
mobilitat“, 09/2013

Hinweise fiir Planung, Ausschreibung und Betrieb von Auf-
zugsanlagen in offentlichen Gebduden, 2006, Arbeitskreis
Maschinen und Elektrotechnik staatlicher und kommunaler
Verwaltungen (AMEV), Berlin

DIN 4102-5: 1977-09 Brandverhalten von Baustoffen und
Bauteilen — Teil 5: Feuerschutzabschliisse, Abschliisse in
Fahrschachtwanden und gegen Feuer widerstandsfahige
Verglasung, Begriffe, Anforderungen und Priifungen,
1977/09

DIN EN 81-71: 2007-08 Sicherheitsregeln fiir die Konstruk-
tion und Einbau von Aufziigen — Besondere Anwendungen
fiir Personen- und Lastenaufziige — Teil 71: Schutzmafnah-
men gegen mutwillige Zerstorung

DGUV Regel 108-003 (bisher BGR 181) und
DGUV Regel 108-004 (bisher GUV-R 181) ,,FuBbdden in
Arbeitsraumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr

DIN EN 81-1: 2010-06 Sicherheitsregeln fiir die Konstruktion
und den Einbau von Aufziigen — Teil 1: Elektrisch betriebe-
ne Personen- und Lastenaufziige

DIN 4109: 1989-11 Schallschutz im Hochbau; Anforderun-
gen und Nachweise

ISO 4190-1: 2010-05 Personenaufziige — Teil 1: Aufziige der
Klassen I, IL,11l und VI

Hinweise fiir Planung, Ausschreibung und Betrieb von Auf-

zugsanlagen in 6ffentlichen Gebduden, 2006, Arbeitskreis

Maschinen und Elektrotechnik staatlicher und kommunaler
Verwaltungen (AMEV), Berlin

ISO 4190-1: 2010-05 Personenaufziige — Teil 1: Aufziige der
Klassen I, II, Il und VI

DIN EN 81-3: 2011-06 Sicherheitsregeln fiir die Konstruk-
tion und den Einbau von Aufziigen — Teil 3: Elektrisch und

hydraulisch betriebene Kleingiiteraufziige
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DIN EN 81-72: 2013-05 Sicherheitsregeln fiir die Konstrukti-
on und den Einbau von Aufziigen — Besondere Anwendun-
gen fiir Personen- und Lastenaufziige — Teil 72:
Feuerwehraufziige

Muster-Hochhaus-Richtlinie MHHR, Muster-Richtlinie tiber
den Bau und Betrieb von Hochhdusern Fassung April 2008

ASR A2.1Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Schutz vor
Absturz und herabfallenden Gegenstanden, Betreten von
Gefahrenbereichen

Musterbauordnung MBO, Fassung November 2002

KhBauVO Krankenhausbauverordnung, Muster einer Ver-
ordnung tiber den Bau und Betrieb von Krankenhdusern

AutSchR ,,Richtlinie tiber automatische Tiiren in Rettungs-
wegen“ Juli 2012

EItVTR Richtlinie fiir elektrische Verriegelungssysteme von
Tiren in Rettungswegen* Juli 2012

ASR A 1.3 Technische Regel fiir Arbeitsstadtten — Sicherheits-
und Gesundheitsschutzkennzeichnung

ASR A 1.7 Technische Regel fiir Arbeitsstatten — Tiiren und
Tore

ASR A 2.3 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Fluchtwege
und Notausgdnge, Flucht- und Rettungsplan

VDI 2058 Blatt 3: 2014-08 Beurteilung von Ldrm am Arbeits-
platz unter Beriicksichtigung unterschiedlicher Tatigkeiten

DIN 4109: 1989-11 Schallschutz im Hochbau; Anforderun-
gen und Nachweise

DIN 18650-1: 2010-06 Automatische Tiirsysteme — Teil 1:
Anforderungen und Priifverfahren

DIN 18650—-2: 2010-06 Automatische Tiirsysteme — Teil 2
Sicherheit an automatischen Tirsystemen

DIN EN 12 978: 2009-10 ,,Schutzeinrichtungen fiir kraftbe-
tatigte Tiren und Tore®

Arbeitsstattenverordnung

DGUV Information 208-026, ,,Sicherheit von kraftbetatigten
Karusselltiiren*, 09/2005, (bisher BGI 5043)
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DGUV Information 208-026, ,,Sicherheit von kraftbetatigten
Karusselltiiren*, 09/2005, (bisher BGI 5043)

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten
— Verkehrswege

ASR A 2.3 Technische Regel fiir Arbeitsstatten — Fluchtwege
und Notausgdnge, Flucht- und Rettungsplan

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Verkehrswege

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Verkehrswege

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Verkehrswege

DGUV Information 208-005 ,,Treppen®
(bisher BGI/GUV-I 561)

DGUV Information 201-056 Planungsgrundlagen von
Anschlageinrichtungen auf Dachern, 8/2015

DGUV Information 201-009 ,,Gebdudereinigungsarbeiten®
(bisher BGI 659)

DGUV Regel 103-007 und DGUV Regel 103-008 ,,Steiggdnge
fiir Behélter und verschlossene Rdume* (bisher BGR 177
und GUV-R 177)

Aus der Arbeit des IFA 0086 5/2011

DGUV Information 208-041,,Bewertung der Rutschgefahr
unter Betriebsbedingungen® (bisher BGI/GUV-I 8687)

ASR A1.5/1, 2 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— FuBbéden

ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten
— Verkehrswege

ASRA1.5/1, 2 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — FuBbdden

DGUV Information 208-007 ,,Roste — Auswahl und Be-
trieb“(bisher BGI/GUV-I 588-1) DGUV Information 208-008
jetzt ,,Roste — Montage“ (bisher BGI/GUV-1 588-2)

DIN EN 1SO 24343-1:2012-04 — ,,Elastische und Laminat-Bo-
denbeldge — Bestimmung des Eindrucks und des Restein-
drucks — 1: Resteindruck®



86) DIN 18 202: 2013-04 ,,Toleranzen im Hochbau — Bauwerke*

87) ASRA1.5/1, 2 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
Fuboden

88) DGUV Regel 108-003 und DGUV Regel 108-004 ,,FuRbdden
in Arbeitsradumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr®
(bisher BGR 181 und GUV-R 181)

89) IFA-Handbuch, Sicherheitstechnisches Informations- und
Arbeitsblatt 560210 und 560210/1; Gepriifte Bodenbeldge
— Positivliste-, Lieferung 2/2013 vom Dezember 2013

90) DGUV Information 207-006 ,,Bodenbelége fiir nassbelaste-
te BarfuRbereiche“ (bisher BGI/GUV-I 8527)

91) Merkblatt M9 BGHW ,Verbesserung der Rutschhemmung
von keramischen und anderen mineralischen Bodenbela-
gen durch chemische Nachbehandlung*

92) DIN 51130:2013-05 — ,,Priifung von Bodenbeldgen — Bestim-

mung der rutschhemmenden Eigenschaft — Arbeitsraume
und Arbeitsbereiche mit Rutschgefahr, Begehungsverfah-
ren — Schiefe Ebene“

93) DIN 51131:2013-05 — ,,Priifung von Bodenbeldgen — Bestim-
mung der rutschhemmenden Eigenschaft — Verfahren zur
Messung des Gleitreibungskoeffizienten

94) ASRA1.5/1, 2 Technische Regel fiir Arbeitsstétten
— FuBbdden

95) TRBA 250 Technische Regel fiir Biologische Arbeitsstoffe
— Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in
der Wohlfahrtspflege

96) ASRA1.5/1, 2 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Fuboden

97) ASRA1.5/1, 2 Technische Regel fiir Arbeitsstétten
— Fuboden

98) Expositionsbeschreibung, ,Vorstriche und Klebstoffe fiir
Bodenbeldge(GIS-Code)“ Juli 2010

99) GEV - ,Einstufungskriterien®, Gemeinschaft Emissionskon-

trollierte Verlegewerkstoffe, Klebstoffe und Bauprodukte
e.V. (GEV), Stand: 28.07.2010

100) DIN 18008-1:2010-12 Glas im Bauwesen —
Teil 1: Begriffe und allgemeine Grundlagen

Endnoten

DIN 18008-2:2010-12 Glas im Bauwesen —

Teil 2: Linienformig gelagerte Verglasungen

DIN 18008-3:2013-07 Glas im Bauwesen —

Teil 3: Punktférmig gelagerte Verglasungen

DIN 18008-4:2013-07 Glas im Bauwesen —

Teil 4: Zusatzanforderungen an absturzsichernde
Verglasungen

DIN 18008-5:2013-07 Glas im Bauwesen —

Teil 5: Zusatzanforderungen an begehbare Verglasungen
DIN 18008-6: Glas im Bauwesen —

Teil 6: Zusatzanforderungen an zu Instandhaltungsmaf3-
nahmen betretbare Verglasungen (Entwurf)

DIN 18008-7: Glas im Bauwesen —

Teil 7: Sonderkonstruktionen (Entwurf)

101) DGUV Information 208-014 ,,Glastiiren, Glaswande*
(bisher BGI/GUV-I 669)

102) DIN EN 12600: 2003-04 Glas im Bauwesen — Pendelschlag-
versuch — Verfahren fiir die Stof3priifung und Klassifizie-
rung von Flachglas

103) DIN EN 12150-1: 2000-11 Glas im Bauwesen — Thermisch
vorgespanntes Kalknatron-Einscheibensicherheitsglas
—Teil 1: Definition und Beschreibung

104) DGUV Information 202-087 ,,Mehr Sicherheit bei Glas-
bruch® (bisher GUV-SI 8027)

105) DIN 18008-4: 2013-07 Glas im Bauwesen — Bemessungs-
und Konstruktionsregeln — Teil 4: Zusatzanforderungen an
absturzsichernde Verglasungen

106) DIN 18008-4: 2013-07 Glas im Bauwesen — Bemessungs-
und Konstruktionsregeln — Teil 4: Zusatzanforderungen an
absturzsichernde Verglasungen

107) DIN EN 1991-1-1: 2010-12 Eurocode 1: Einwirkungen auf
Tragwerke — Teil 1-1: Allgemeine Einwirkungen auf Tragwer-
ke — Wichten, Eigengewicht und Nutzlasten im Hochbau

108) DIN 4102-13: 1990-05 Brandverhalten von Baustoffen und
Bauteilen; Brandschutzverglasungen; Begriffe, Anforderun-
gen und Priifungen

109) DIN EN 357: 2005-02 Glas im Bauwesen — Brandschutz-
verglasungen aus durchsichtigen oder durchscheinenden

Glasprodukten — Klassifizierung des Feuerwiderstandes

110) DIN 18095-1: 1988-10 Tiiren; Rauchschutztiiren; Begriffe
und Anforderungen
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115)
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17)

118)

119)

KhBauVO Krankenhausbauverordnung — Muster einer Ver-
ordnung tiber den Bau und Betrieb von Krankenhdusern
— Dezember 1976

DIN 18008-2:2010-12 Glas im Bauwesen —
Teil 2: Linienformig gelagerte Verglasungen

DIN 18008-2: 2010-12 Glas im Bauwesen — Bemessungs-
und Konstruktionsregeln — Teil 2: Linienformig gelagerte
Verglasungen

DIN 18008-1: 2010-12 Glas im Bauwesen — Bemessungs-
und Konstruktionsregeln — Teil 1: Begriffe und allgemeine
Grundlagen

Arbeitsstittenverordnung, Anhang zu §3(1) Ziff.1.5.(3)
DIN EN 12600: 2003-04 Glas im Bauwesen — Pendelschlag-
versuch — Verfahren fiir die Stofpriifung und Klassifizie-

rung von Flachglas

DGUV Information 208-014 ,,Glastiiren, Glaswdande“
(bisher BGI/GUV-I 669)

DGUV Information 208-014 ,,Glastiiren, Glaswdande“
(bisher BGI/GUV-I 669)

ASR A1.3 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten —
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung

120) ASR A1.3 Technische Regel fiir Arbeitsstatten —

121)

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung

DGUV Information 201-009 ,,Gebdudereinigungsarbeiten*
(bisher BGI/GUV-I 659)

122) DGUV Information 215-444 ,,Sonnenschutz im Biiro*

123)

(bisher BGI 827)

Arbeitsstdttenverordnung, Anhang 3.4 und ASR A3.4
Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Beleuchtung

124) DIN EN 12464-1: 2011-08 Licht und Beleuchtung von

125)

Arbeitsstatten — Teil 1: Arbeitsstatten in Innenrdumen

LASI LV 41 Handlungsanleitung zur Beleuchtung von
Arbeitsstatten, Februar 2005

126) DIN 5035-3: 2006-07 Beleuchtung mit kiinstlichem Licht
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—Teil 3: Beleuchtung im Gesundheitswesen

127)

DIN EN 12464-1: 2011-08 Licht und Beleuchtung von
Arbeitsstdtten — Teil 1: Arbeitsstatten in Innenrdumen

128) ASR A3.4 Technische Regeln fiir Arbeitsstatten

129)

— Beleuchtung

DIN EN 12464-1: 2011-08 Licht und Beleuchtung von
Arbeitsstatten — Teil 1: Arbeitsstatten in Innenrdumen

130) Arbeitsstattenverordnung, Anhang 3.4 und ASR A3.4/3

131)

132)

133)

134)

135)

136)

137)

138)

139)
140)
141)

142)

Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Sicherheitsbeleuch-
tung, optische Sicherheitsleitsysteme

DIN VDE 0100-710: 2012-10 Errichten von Niederspannungs-
anlagen — Teil 7-710: Anforderungen fiir Betriebsstéatten,
Raume und Anlagen besonderer Art — Medizinisch genutzte
Bereiche

ASR A3.4 Technische Regeln fiir Arbeitsstatten
— Beleuchtung

DIN 1946-4: 2008-12 Raumlufttechnik —
Teil 4: — Raumlufttechnische Anlagen in Gebduden und
Rdumen des Gesundheitswesens

TRGS 526 Technische Regel fiir Gefahrstoffe — Laboratorien

TRGS 513 Technische Regel fiir Gefahrstoffe — Tatigkeiten an
Sterilisatoren mit Ethylenoxid und Formaldehyd

DIN EN 13 779: 2007-09 Liiftung von Nichtwohngeb&duden
— Allgemeine Grundlagen und Anforderungen fiir Liftungs-
und Klimaanlagen und Raumkiihlsysteme

DIN EN 13 779: 2007-09 Liiftung von Nichtwohngebduden
— Allgemeine Grundlagen und Anforderungen fiir Liiftungs-

und Klimaanlagen und Raumkiihlsysteme

DGUV Information 215-510 ,,Beurteilung des Raumklimas“
(bisher BGI/GUV-1 7003)

ASR A3.5 Technische Regel fiir Arbeitsstatten — Liiftung
ASR A3.5 Technische Regel fiir Arbeitsstdtten — Liiftung
ASR A3.5 Technische Regel fiir Arbeitsstatten — Liiftung
DIN 1946-4: 2008-12 Raumlufttechnik —

Teil 4: — Raumlufttechnische Anlagen in Gebduden und
Raumen des Gesundheitswesens



143) DIN EN 13 779: 2007-09 Liftung von Nichtwohngeb&duden

— Allgemeine Grundlagen und Anforderungen fiir Liiftungs-

und Klimaanlagen und Raumkiihlsysteme

144) DIN EN 13 779: 2007-09 Liiftung von Nichtwohngeb&uden

— Allgemeine Grundlagen und Anforderungen fiir Liftungs-

und Klimaanlagen und Raumkdihlsysteme

145) ASR A 1.8 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Verkehrswege

146) ASR A4.2 Technische Regel fiir Arbeitsstatten —
Pausen- und Bereitschaftsraume

147) ASR A4.1Technische Regel fiir Arbeitsstétten
— Sanitdarraume

148) ASR A4.1Technische Regel fiir Arbeitsstétten
— Sanitdrraume

149) ASR A4.2 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Pausen- und Bereitschaftsraume

150) ASR A3.4 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Beleuchtung

151) ASR A3.5 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Raumtemperatur

152) ASR A3.6 Technische Regel fiir Arbeitsstétten — Liiftung

153) ASR A3.5 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Raumtemperatur

154) TRBA 250 Technische Regel fiir Biologische Arbeitsstoffe
— Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in
der Wohlfahrtspflege

155) ASR A4.1Technische Regel fiir Arbeitsstétten
— Sanitarrdume

156) ASR A4.1Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Sanitdarrdume

157) ASR A3.6 Technische Regel fiir Arbeitsstatten — Liiftung
158) TRBA 250 Technische Regel fiir Biologische Arbeitsstoffe

— Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in
der Wohlfahrtspflege

Endnoten

159) ASR A4.1Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Sanitarrdume

160) ASR A3.6 Technische Regel fiir Arbeitsstétten — Liiftung
161) ASR A4.1Technische Regel fiir Arbeitsstatten -Sanitarrdume

162) DGUV Information 207-017 ,,Neu- und Umbauplanung
im Krankenhaus unter den Gesichtspunkten des Arbeits-
schutzes — Anforderungen an Funktionsbereiche®
(bisher BGI/GUV 8681-1)

163) DGUV Regel 108-007 ,,Lagereinrichtungen und -gerdte*
(bisher BGR 234)

164) ASR A 3.4 Technische Regel fiir Arbeitsstatten
— Beleuchtung

165) DIN 1SO 11799: 2005-06 Information und Dokumentation
— Anforderungen an die Aufbewahrung von Archiv — und

Bibliotheksgut

166) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe — Lagerung von
Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behéltern

167) GefStoffV Gefahrstoffverordnung
168) DIN EN 14470-1: 2004-07 Feuerwiderstandsfahige Lager-
schranke — Teil 1Sicherheitsschranke fiir brennbare

Fliissigkeiten

169) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behaltern

170) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behdltern

171) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behaltern

172) ASR A1.3 Technische Regel fiir Arbeitsstatten —
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung

173) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behéltern

174) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsheweglichen Behaltern

175) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behdltern
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Endnoten

176) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsheweglichen Behaltern

177) GHS Global Harmonisierte System
178) GHS Global Harmonisierte System
179) GHS Global Harmonisierte System

180) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behdltern

181) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behdltern

182) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsheweglichen Behaltern

183) TRbF 30 Technische Regel fiir brennbare Flussigkeiten —
Fillstellen, Entleerstellen, Flugfeldbetankungsstellen von
02/2002

184) TRBS 2152 Technische Regel fiir Betriebssicherheit — Teil 3
— Gefdhrliche explosionsfahige Atmosphare — Vermeidung
der Entziindung gefdhrlicher explosionsfahiger
Atmosphére

185) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behiltern

186) DIN EN 14470-1: 2004-07 Feuerwiderstandsfdhige Lager-
schranke — Teil 1Sicherheitsschrénke fiir brennbare
Fliissigkeiten

187) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behdltern

188) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe —
Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behiltern

189) DIN EN 14470-2: 2006-11 Feuerwiderstandsfahige Lager-
schranke — Teil 2 Sicherheitsschréanke fiir Druckgasflaschen

190) DIN EN 14470-2: 2006-11 Feuerwiderstandsfahige Lager-
schranke — Teil 2 Sicherheitsschranke fiir Druckgasflaschen

191) TRGS 510 Technische Regel fiir Gefahrstoffe — Lagerung von
Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behaltern
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192) TRB 610 Technische Regel zur Druckbehélterverordnung
— Aufstellung von Druckbehaltern zum Lagern von Gasen
TRB 610 wird demnéchst von TRBS 3146 /TRGS 726 Techni-
sche Regeln fiir Betriebssicherheit/Gefahrstoffe — Ortsfeste
Druckanlagen fiir Gase ohne wesentliche Anderungen
ersetzt

193) TRB 610 Technische Regel zur Druckbehélterverordnung
— Aufstellung von Druckbehdltern zum Lagern von Gasen
TRB 610 wird demnéchst von TRBS 3146 /TRGS 726 Techni-
sche Regeln fiir Betriebssicherheit/Gefahrstoffe — Ortsfeste
Druckanlagen fiir Gase ohne wesentliche Anderungen
ersetzt

194) TRB 610 Technische Regel zur Druckbehdlterverordnung
— Aufstellung von Druckbehdltern zum Lagern von Gasen
TRB 610 wird demnéachst von TRBS 3146 /TRGS 726 Techni-
sche Regeln fiir Betriebssicherheit/Gefahrstoffe — Ortsfeste
Druckanlagen fiir Gase ohne wesentliche Anderungen
ersetzt












Deutsche Gesetzliche
Unfallversicherung e.V. (DGUV)

Glinkastraie 40

10117 Berlin

Tel.: 030 288763800
Fax: 030 288763808
E-Mail: info@dguv.de
Internet: www.dguv.de




	1	Vorwort
	2	Rechtssystem und Rechtsgrundlagen
	3	Barrierefreies Bauen21)
	4	Verkehrswege
	4.1	Äußere Verkehrserschließung
	4.2	Innere Verkehrserschließung, Rettungswege
	4.3	Türen und Tore60) 61)
	4.4	Treppen und Treppenräume
	4.5	Begehbare Dachflächen
	4.6	Transportsysteme

	5	Fußböden
	6	Verglasung
	6.1	Glasarten103)
	6.2	Anwendungen106)
	6.3	Kenntlichmachung120)
	6.4	Glasreinigung123)
	6.5	Sonnenschutz

	7	Beleuchtung
	7.1	Beleuchtung durch Tageslicht
	7.2	Künstliche Beleuchtung
	7.3	Sicherheitsbeleuchtung und optische Sicherheitsleitsysteme132)
	7.4 	Außenbereiche

	8	Klima/Lüftung
	8.1	Technische Anforderungen an Lüftungs- bzw. Klimatisierungseinrichtungen
	8.2	Gestaltung von Lüftungszentralen

	9	Pausen-, Sanitär- und Bereitschaftsräume
	9.1	Pausenräume und Pausenbereiche
	9.2	Sanitärräume
	9.3	Umkleideräume
	9.4	Bereitschaftsräume
	9.5	Einrichtungen für schwangere Frauen und stillende Mütter

	10	Lager
	10.1	Abstellräume/Lagerräume
	10.2	Archivräume167)
	10.3	Spezielle Lagerräume für Gefahrstoffe168)

	11	Literaturhinweise
	12	Endnoten

